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Geleitwort Rechtzeitig zum 30jährigen Jubi­
läum unseres Landes Baden-Würt­
temberg gibt das Statistische Lan­
desamt die Schrift "30 Jahre 
Baden-Württemberg im Spiegel der 
Statistik" heraus. Die Publikation 
enthält kurzgefaßt Informationen 
über unser Bundesland sowie stati­
stische Angaben und Vergleichs· 
möglichkeiten aus vielen Teilbe­
reichen unseres täglichen Lebens. 
Ich begrüße es, daß anläßlich unse­
res Jubiläums dieser statistische 
Spiegel fertiggestellt werden konn­
te, der einerseits Rückblick auf die 
Vergangenheit gibt, andererseits 
aber auch Grundlageninformatio­
nen für die Zukunft. Probleme und 
Perspektiven, die unser Leben in 
den kommenden Jahren bestim­
men werden, können so überschau­
barer gemacht werden. 

Ich wünsche dieser Broschüre im 
Jubiläumsjahr unseres Landes, das 
unter dem Motto der Solidarität 
mit der Dritten Welt steht, eine 
gute Verbreitung und bin sicher, 
daß sie allen Benutzern wertvolle 
Hilfestellungen geben wird! 

Ministerpräsident 

Lothar Späth 

Stuttgart, im Frühjahr 1982 





Auf ein Wort, liebe Leser! 

...... · was Sie vor der Lektüre der folgen­
den Seiten wissen sollten: 

Die für die Bundesrepublik Deutschland 
bis heute einzigartig gebliebene Länder­

·neuregelung - durch Zusammenschluß 
der Länder Baden, Württemberg-Baden 
und Württemberg-Hohenzollern zu 
einem neuen Bundesland vor dre; Jahr­
zehnten - rechtfertigt den Versuch, 
einen Überblick über die hau{Jtsäch­
hchen L'ebensbereiche in diesem lande 
zu geben. Ein wachsendes Interesse an 
datenorientierten überblicken, aber 
auch eine Anregung des Staatsministe­
riums ermutigten das Statistische~ 
La_ndesamt, im wesenthchen gestijtzt 
auf seine Arbeitsergebnisse an Hand 
wichtiger Eckwerte jene Entwicklungs­
linien herauszuarbeiten, die beim Blick 
auf die vergangenen 30 Jahre besondere 
Aufmerksamkeit verdienen. Aus deren 
Dokumentation Im .Jubiläumsjahr 
werden nicht zuletzt jüngere Mitbürger 
zusätzliche Einblicke in die Landes­
Zeitgeschichte gewinnen können. 

Die notwendige räumliche Beschränkung 
setzte den Darstellungen allerdings Gren­
zen, und manche Entwicklungen blieben 
unberücksichtigt, die in einer umfangrei­
cheren Schrift hätten gewürdigt werden 

'5önnen .. Ziel mußte es indessen sein, aus 
statistischer Sicht möglichst die wichtig­
sten politischen, gesellschaftlichen, wirt­
. schaftlichen, wissenschaftlichen und 
technischen Entwicklungstendenzen und 
ihre Einflußfaktoren, die landes- und 
bundesweit oder sogar weltweit wirksam 
sind, sichtbar werden zu lassen, und zwar 
in den knappen textlichen Darstellungen, 
aber auch jeweils in tabellarischen und 
graphischen Obersichten. 

Die Erarbeitung von möglichst vollstän­
digen Datenreihen bereitete allerdings 
verschiedentlich erhebliche Schwierig­
keiten: Eingetretene Wandlungen mach­
ten sich insofern unmittelbar beme,:kbar, 
als keineswegs in ·allen Lebensbereichen, 
die heute zu besonders wichtigen ge­
zählt werden mögen, sich anhand- von 
Zahlen die Entwicklung bis zur "Grün­
dung des Landes zurückverfolgen läßt. 
Beispiele hierfür möge.n etwa die Be­
reiche uumweltschutz'~, "Entwicklungs­
hilfen oder "Energie" abgeben. Erst in 
jüngerer Zeit sind die mit diesen Stich­
wo.rten angesprochenen aktuellen 
Problemfelder zumindest teilweise 
vom Gesetzgeber der amtlichen Stati­
stik zur Beobachtung übertragen war­
.den; in den ersten Jahren der Landes­
entwicklung standen dem[Jegenüber 
der Wiederaufbau nach dem Zusam­
menbruch von 1945, die Schaffung 
von Lebensgrundlagen für Millionen 
von Neubürgern und das Zusammen­
wachsen <jer Landesteile im Vorder­
grund. 

Durchweg wird in der vorliegenden 
Schrift angestrebt, die Jahre 1952, 
1960, 1970 und 1981 in Eckwerten 
zu erfassen. Sofern die entsprechenden 
Angaben nicht oder noch nicht vor-

lagen, wurden Ergebnisse desjenigen 
Jahres herangezogen, das diesem Daten° 
schnitt am nächsten steht. Darüber hin­
aus wurden auch Höhe- bzw. Tiefpunkte 
Von Entwicklungen aufgezeigt; die sich 
etwa zwischenzeitlich ergaben, wie bei­
Spielsweise die Spitze des Geburtenberges 
im Jahre 1964. 

In die Datensammlung, die der vorlie­
genden Darstellung zugrllnde liegt, flos­
sen als wertvolle Ergänzung des afT!t· 
liehen Zahlenmaterials verschiedentlich 
Angaben anderer Behörden· sowie von 
Verbänden und weiteren Institutionen 
ein. Für die bereitwillige Unterstützung 
sei allen diesen Einrichtungen herzlich 
gedankt. 

Konzipiert und erarbeitet wurde die 
Studie unter Mitwirkung aller Abtei­
lungen des Statistischen. Landesamtes 
Von der Arbeitsgruppe "Sonderveröf­
fentlichungen" (unter Leitung von RD 
Dr. Bruno lessing). Der schönste Dank 
wäre es für alle Beteiligten sicherlich, 
wenn diese Informationsquelle über die 
ersten drei Jahrzehnte des Südwest­
staates Baden-Württemberg ein wenig 
zum besseren Verständni~ des heute im 
Bewußtsein seiner Bürger fest veranker­
ten Bundeslandes beitragen würde. 

• 

Professor Dr. Max Wingen 
Präsident 

des Statistischen Landesamtes 
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1 Das Land 
Baden-Württemberg 
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Geographische Angaben, 
Verfassungen und Staatschefs 

Baden-Württemberg, das vor drei Jahr­
zehnten durch Vereinigung von Baden, 
Württemberg-Hohenzollern und· Würt­
temberg-Baden entstand, ist sowohl 
nach der Fläche (35 752 qkm) als auch 
nach der Einwohnerzahl (9,3 Mill.) das 
drittgrößte Land der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Bevölkerungszahl und 
die Lcindesfläche entsprechen etwa je 
einem Siebtel des Bundesgebiets. 

Bei aller Mi:lnnigfaltigkeit der Land­
schaft, des geschichtlichen Erbes und 
der Erwerbsgrundlagen umschließt der 
.an Frankreich, die Schweiz sowie an die 
Bundesländer Bayern;Hessen und Rhein­
land-Pfalz angrenzende "Südweststaat" 
ein Gebiet, in dem schon immer lands­
mannschaftl iche, kulturelle, sprachliche 
und vor allem wirtschaftliche Gemein­
samkeiten bestanden haben. 

Zu den unverwechselbaren Besonderhei­
ten des Landes gehört eine weit über­
durchschnittliche Bevölkerungszunahme 
durch den Zuzug von Flüchtlingen, Ver-

Geographische Angaben 

Fläche 

Größte Nord-Süd-Ausdehnung 

Größte Ost-West-Ausdehnung 
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93 km 
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437 km 

367 km 

251 km 

38 km 

538 qkm 

5 qkm 

31 664 qkm 
13 025 qkm 

4 089 qkm 

triebenen und später ·von Ausländern; 1-

auf wirtschaftlichem Gebiet fallen der 
bedeutende industrleanteil und der star­
ke Außenhandel auf. Die' Landwirt­
~chaft, die in den ·gesamtwirtsct,aft­
lichen Bereich auch durch außergewöhn­
lich viele Nebenerwerbsbetriebe einQe­
bunden ist,. wird durch einen besonders 
hohen Anteil von Sonderkultu_ren (Wein, 
Obst, Tabak und Spargel) gekennzeich­
net. Im Bildungsbereich weist B?Jden­
Württemberg eine besonders hohe Zahl 
von Hochschulen und im Sektor Frem­
denverkehr d·ie meisten Heilbäder a_uf. -

Mit bedeutsamen Veränderungen im 
administrativen Bereich war die 1973 
abgeschlossene Verwaltungsr~form ver­
_bunden. Durch diese räumliche Neuglie­
derung, die gesellschaftlichen und wirt­
schaftlichen Veränderungen Rechnung 
tragen sollte, wurde das Land in nun­
mehr 44 Stadt· und Landkreise ·(früher 
72) und 1 111 Gemeinden (1969 noch 
3 379) eingeteilt. 

Verfassungen und Staatschefs 

Württemberg-Baden 

Verfassung 28:11. 1946 

Ministerpr~sident 
Reinhold Maier 

Wü rttem berg-H oh enzol lern 

Verfassung 20.5.1947 
Staatspräsidenten 

Lorenz Bock 
· Gebhard Müller 

Baden 

Verfassung 22.5.1947 
Staatspräsident 

Leo Wohleb 
. ' 

Baden-Württemberg 

Zusammenschluß 25.4.1952 
V".rfassung 19.11.1953 
Ministerpräsidenten. 

Reinhold Maier 
Gebhard Müller 
Kurt Georg Kiesinger 
Han's Fil.binge'r 
Lothar Späth 

1945/52 

1947/48 
1948/52 

1947/52 

1952/53 
· 1953/59 

1959/66 
1966/78 

seit 1978 
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2 Wahlen, Parlamente, 
Regierungen 

Landesregierungen 

10 

"Die Staatsgewalt geht vom Volke aus. 
Sie wird vorn Volke in Wahlen und Ab· 
stimmungen .. ausgeübt". Diese Ver­
fassungsbestimmung lag allen Wahlen 
zugrunde, die seit 1952, dem Jahr der 
Entstehung Baden-Württembergs, durch­
geführt wurden: Je acht Landtags- und 
Bundestagswahlen, neun Gemeinderats­
und sechs Kreistagswahlen. Zu diesen 
31 Wahlen kommen zwei Volksabstim­
mungen. Nicht berücksichtigt sind hier­
bei die vielen tausend Bürgermeister­
wahlen. 

Baden-Württemberg zählt heute eine 
wahlberechtigte Bevölkerung von knapp 
6,4 Millionen Personen. Seit der Bildung 
des Landes hat sie um die Hälfte zuge­
nommen. Die Wahlbeteiligung im Land 
ist traditionell -vergleichsweise gering. 
Neuerdings werden bei Bundestagswah­
len 85 bis 90% erreicht, bei Landtags­
wahlen um 70% und bei Kommunalwah­
len zwischen 50 und 60%. 

Stärkste politische Kraft ist seit Beste­
hen des Landes die CDU; bei Landtags­
wahlen verfügt sie seit 1972 über die ab­
solute Mehrheit und damit über die 
Möglichkeit, die Landesregierung allein 
zu bilden. Die SPD, die bisher bei allen 
Wahlen unterhalb 40% blieb, steht seit 
1972, als die im Jahre 1966 gebildete 
Große Koalition endete, in der parla-

Regierungs -
bildende 
Parteiei:i 

Ministerpräsidenten 

CDU 

SPD 

FDP/ 
DVP 
GB/ i, 
BHE 

1 

1 1 1952 
1953 

1 

1 1 

1958 

mentarischen Opposition. Bereits sechs 
Jahre vorher waren mit Ende der Klei­
nen Koalition die Liberalen aus der 
Landesregierung ausgeschieden. Süd­
westdeutschland war und ist noch eine 
Hochburg der Liberalen. Sonstige Par­
teien hatten bislang nur zeitweilig 
Chancen, dann aber setzten sie sich in 
Baden-Württemberg mit bemerkenswer• 
ten Stimmenanteilen durch, wie bei der 
Landtagswahl 1980 '"Die Grünen" mit 
5,3% .. 

Eine baden-württembergische Besonder­
heit sind die vielen freien Wählervereini­
gungen, die bei Kommunalwahlen auf­
treten. 1 n den Wahljahren 1979/80 er­
langten sie gut ein Drittel aller Sitze in 
den Kommunalparlamenten. 

1 1 1 

1966 1978 



Landtagswahlen 
Bezeichnung 

Ein-
195211 1956 196021 1964 1968 197)~ 1976 1980 heit 

Wahlbeteiligung % 63.7 70,3 59,0 67.7 70.7 80,0. 75,5 72,0 

Stimmenverteilung 

CDU % 36,0 42,6 39,5 46,2 44,2 52,9 56.7 53,4 

SPD % 28,0 28,9 35,3 37,3 29,0 _37,6 33,3 32,5, 

FDP/DVP % 18,0 16,6 15,8 13,1 14;4 8,9 7,8 8,3' 

Sonstige % 18,0 11 ,9 9,4' 3:5 - 12;4 o.~ 2,2 5,8 

Sitzverteilung 

CDU Anz_ 50 56 52 59 60 65 71 68 

SPD Anz. 38 36 44 47 37 45 41 40 

FDP/DVP Anz. 23 21 J8 14 18 10 9 10; 

Sons.tige Anz. 10 7 7 - 12 - - 6 

Bundestagswahlen 
!Bundes-

Ein- Baden-Würnemb8rg 
gebie131 

Bezeichnung heit 

195311957119611 1965 l 196911972119761 1980. 

Wahlbeteiligung % 81,8 84,4 84,8 84,8 85,1 90,2 89,1 86,6 88,6 

Stimmenverteilu ng 4) 

CDU % 52,4 52,8 45,3 49,9 50.7 49,8 53:3 48,5 44,551 

SPD % 23,0 25,8 32,1 33,0 36,5 38,9 36,6 37,2 42:9 

FDP/DVP % 12,7 14;4 16,6 13, 1 7,5 10,2 9,1 12,0 10,661 

Sonstige % 11,8 7,1 6,0 4,0 5,3 1,1 ·1.0 2,2 2,0 

Sitzveneilung 

CDU Anz. 38 37 32 35 37 36 38 36 22551 

SPD Anz. 16 18 22 23 27 28 26 27 218 

, FDP/DVP Anz. 9 11 12 10 6 8 7 9 5361 

Sonstige Anz. 4 

1) Wahl.zl!r Verfassunggebenden Landesversammlung. --2) Unter_BerüC~sichtigung der E_rgebnisse 
· der Wiederholungswahl 1961, - 3) Ohne Berlin. - 4) Zweitstimmen. - 5) CDU/CSU. - 6)· F.D.P. 

,11 



3 Bevölkerung, 
Wanderungsbewegung 

Altersgliederung 

12 

In drei Jahrzehnten hat sich die Bevöl­
kerungszahl Baden-Württembergs um 
rund 40% auf 9,3 Millionen erhöht. 
Dieses im Bundesvergleich außerge­
wöhnliche Bevölkerungswachstum geht 
zu drei Fünftein auf Zuwanderungen 
zurück - zunächst getragen von Ver­
triebenen und Flüchtlingen sowie seit 
Anfang der sechziger Jahre von Aus­
ländern, die heute ein Zehntel der 
Bevölkerung darstellen. Baden-Württem­
berg weist damit nach Berlin die höch­
ste Ausländerquote aller Bundesländer 
auf. Unter den Ausländern sind die 
Türken, Italiener und Jugoslawen in 
weitem Abstand vor den Griechen und 
Spaniern vertreten. Der Höhepunkt 
der Wanderungsgewinne bei Auslän­
dern (+ 131 000 im Jahr 1969) und die 
Tiefpunkte(·- 57 000 im Jahr 1967 und 
- 77 000) im Jahr 1975 sind bezeich­
nend für die stark konjunkturell be­
stimmte Entwicklung, die nun aller­
dings im Gefolge des Anwerbestopps zu­
nehmend durch Nachzüge von Familien­
angehörigen gekennzeichnet ist. 

Daneben wurde Baden-Württemberg zur 
neuen Heimat für zahlreiche deutsche 
Zuwanderer, deren Zustrom über die 

1952 
Alte, 
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70 

60,--~ 

F--~-"--l 50 f--~\ 

t:-7 40 f----,; 

,;::..__--,1 30 f---= 
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0 204060 

Tausend Personen 

Jahre kontinuierlich anhielt. In dem 
Jahrzehnt von 1970 bis 1979 betrug der 
Wanderungsgewinn bei Deutschen und 
bei Ausländern insgesamt jeweils rund 
140 000 Personen.Die Geburtenentwick­
lung, deren Verlauf Kapitel 4 darlegt, 
trug mit zwei Fünftein zum Bevölke­
rungswachstum bei. 

Nicht nur das Bevölkerungswachstum 
prägte die Entwicklung im lande. 
Grundlegende Bedeutung u.a. für Bil­
dungswesen, Arbeitsmarkt und Alters­
versorgung erhielten auch die infolge 
der Geburtenüberschüsse bzw. -defizite 
sowie der Zu- und Abwanderungen und 
nicht zuletzt aufgrund der steigenden 
Lebenserwartung hervorgerufenen Ver­
änderungen der Altersstruktur. Heute 
sind r:iur noch 17,7% der deutschen Be­
völkerung (27.4% der ausländischen) 
u~ter 15 Jahre alt, über 65 Jahre hin­
gegen 15,7% der deutschen Bevölkerung 
(1,9% der ausländischen). Der rückläu­
fige Anteil junger Menschen und der 
wachsende Anteil von Menschen im 
Rentenalter dürfte in Zukunft (siehe 
Kapitel 30 für die Gesamtbevölkerung) 
auf vielen Lebensgebieten noch deut­
licher hervortreten als heute. 

1981 
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100 

90 

60 f----=~ 
------< 60 f---,' 

",a;;-----j 40 ;-----;p' 

'r------1 30 '-----"> 
/-------i 20 r----c--'-----; 

----.s:----:-7 10 f----;7~ 
0 

LLLW 
020406080 

Tausend Personen 



Ausländer 

nach Staatsangehörigkeit 

Bevölkerung, Ausländer, 
Staatsangehörigkeit 

1952 

übriges Ausland 

Jugoslawien.......__ 

1960 

1970 

Türkei) 

Wohnbevölkerung 
Altersstruktur Einheit 

Ausländer 

Gesamtbevölkerung 
insgesamt 1000 
männlich 1000 
weiblich 1000 

Zunahme gegen Vorspalte 
insgesamt 1000 
Jah resdu rchschn itt 1000 

Alter 
unter 15 Jahren % 

15 bis unter 65 Jahren % 
65 Jahre und älter % 

Ausländer 
insgesamt 1000 
männlich 2: 1000 
weiblich 2 1000 

Zunahme gegen Vorspalte 
in93esamt 1000 
Jahresdurchschnitt 1000 

Au9,1ew. Staatsangehörigkeit 
Italien 1000 
Griechenland 1000 
Übrige EG3) 1000 
Türkei 1000 
Jugoslawien 1000 
Übriges Ausland 1000 

1981 

Italien 

1 
1 Griechenland 

übrige EG 

Baden-Württemberg 1 Bunde~ebiet 

1952 1960 1970 1981 
31.12 31.12. 11 31.12.11 11. 11 

6 696.B 7 726,9 8 953,6 9 258,9 61 657 ,9 
3 118.7 3 672,6 4 311 ,6 4 463,9 29 481,0 
3 578,0 4 054,2 "4 642,0 4 795,l 32 176,9 

- 1 030,1 1 226,7 305,5 -
- 128,8 122.7 30,5 -

23,1 22,4 24,3 18,6 
67 ,3 67 ,7 63,9 67 ,1 

9,6 9,9 11,8 14,3 

59,9 147,3 724,3 933,1 4 629.8 
25,6 102,0 410.6 415,1 2 079,4 
21,6 29 2 210.0. 280,4 1 384,7 

- 87,4 577,0 208,8 -
- 10,9 57 ,7 19,0 -

-
4,9 59,4 196,4 197,0 624,5 
0,6 8,6 89,6 73.7 299,3 
8,0 10,4 22,2 36,1 310,3 
0 ,2 1 ,4 95,3 264,1 1 546,3 
1,5 5.8 170,3 187.4 637,3 

44,7 61 .7 150,5 174,8 1 212,1 

1) Ausländer Stand 30_9,- 2) 1 m Alter von 16 und mehr Jahren.- 3) Gebietsstand 1.1.1981. 
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4 Eheschließungen, 
Geburten 

Lebendgeborene, Gestorbene, 
Eheschließungen, Ehescheidungen 

14 

Zum Bevölkerungswachstum der ver­
gangenen drei Jahrzehnte trugen zu 
etwa -40% Geburtenüberschüsse bei. Es 
waren jedoch lediglich die Jahre 1956 

. .. J- - . 
bis 1968, in derien die Zahl der Lebend-
geborenen die der Sterbefälle besonders 
augenfällig, nämlich jährlich um mehr 
als 50 000, überwog., Die meisten Le­
bendgeborenen ( 161 000) und den größ­
ten Geburtenüberschuß· (fast 80 000) 
brachte das Jahr 1964. ·seither haben 
vielfältige Einflüsse einen Rückgang dE!r 
Geburten bewirkt, deren Zahl 1975 
erstmals die 100 000- Grenze unter­
schritt und 1978 sogar nur bei 90 000 
lag: Gleichwohl war die Geburtenent­
wii::klung insbesondere aufgrund des 
höheren Ausländeranteils dE!r Bevölke­
rung in Baden-Württemberg etwas gün­
stig~r als im BundesdurC_hschnitt". 

Die rückläufige Geburtenzahl wurde 
· außer v,on der geringer gewordenen Zahl 
der Frauen im gebärfähigen Alter von 
einem veränderten generativen Verhal­
ten' bestimmt, zu dem unter anderem 
ein neues, nicht allein auf die F:amilie 
gerichtetes Selbstverständ'nis der Frauen, 
Ansprüche von Le:benspartnern auf 

Lebendgeborene und Gestorbene 
Anzahl je 1000 Einwohner 
20 

10 """.,,,."'-''-"""~--- .... Gestorbene 
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größeren Entfai1:ungsspie1raum, geringe­
re Risikobereitschaft und nicht zuletzt 
bessere Möglichkeiten· der Geburten­
kontrolle beigetragen haben. Seit 1979 
nimmt die Zahl der Geburten, an der die 
im lande lebende ausländische Bevölke­
rung überproportional mit etwa einem 
Fünftel beteiligt ist, zwar wieder zu, je­
doch kann dies noch nicht als Signal 
einer dauerhaften Trendwende gedeutet 
,werden. 

Die fast kontinuierlich rückläufige Zahl 
der- Eheschließungen ist ebeflfalls aus 
e"inem .veränder.ten Lebensverständnis 
und nicht nur aus der Altersi.usammen­
setzung der Bevölkerung zu erklären. 

· Anfang der sechziger ·Jahre wurden 
jährlich noch me~r als 70 000 Ehen ge'. 
schlossen, inzwischen jedoch nur wenig 
über 52 000. Demgegenüber hat sich die 
Zah·I der Scheidungen, absolut und auch 
je 10 000 Einwohner gesehen, seit den 
s_echziger Jahren t8st verdoppelt .. Nach 
1976 gab es zwar zunächst weniger ge-· 
richtliche Eheauflösungen, doch dürfte 
dies auf die Änderung des Scheidungs­
rechtes zurückzuführen sein. lnzwiscli~n 
ist jedoch ein Wiederanstieg e·rkennbar. 

Eheschließungen und Ehescheidungen 

' Eheschließungen 

i-----...._ 

Ehescheidungen . . J. 
' 1 1 1 1 ! 1 1 l ! II 111111·11 1 1 _1 

1950 1960 1970 __ .1980 1950 1960 1970 1980 



Geburtenüberschuß 
bzw. -defizit 

Geburten, Eheschließungen , 
Sterbefälle 

40 

20 

1 

Lebendgeborene Ausländer 
. 1 1 

1955 60 65 70 75 80 

Bezeichnung 
Baden-Württemberg J Bundesgebiet 1 l 

Einheit 
1952 l 1960 1 1970 1 1980 

Lebendgeborene insgesamt 1000 108,9 145,4 128,2 99,7 620,7 
männlich 1000 56,2 74,6 65,7 51,1 318,5 
weiblich 1000 52,7 70,8 62,5 48,6 302,2 
darumer Ausländer 1000 2,0 16,3 17A 80,7 

je 1000 Einwohner Anzahl 16,4 19,0 14.4 10,8 10,1 
auf 1000 Frauen im 
gebärfähigen Al ter2l Anzahl 59,8 73,9 60,2 4_3,1 40,9 

Gestorbene insgesamt 1000 69,3 82,3 92,6 92.4 714,1 
männlich 1000 35,0 41,7 46,3 45,2 348,0 
weiblich 1000 34,3 40,5 46,3 47,2- 366,1 
darunter Ausländer 1000 0,5 1,7 1„5 8,5 
je 1000 Einwohner Anzahl 10,4 10,8 10.4 10,0 11,6 
Gestorbene im 1, Lebensjahr Anzahl 4 820 4 400 2 704 1 023 7 821 

Geburtenüberschuß bzw. -defizit 1000 39,6 63,1 35,6 7,3 -93,5 
je 1000 Einwohner Anzahl 6,0 8,2 4,0 0,8 - 1,5 

Eheschließungen insgesamt 1000 61,6 71,4 62,2 52,6 362.4 
je 1000 Einwohner Anzahl 9,3 9,3 7,0 5.7 5,9 
ein Ehepartner Ausländer Anzahl 2492 3 536 4 528 4 810 28 011 
beide Ehepartner Ausländer Anzahl 171 401 2 415 1 350 7 374 

Durchschnitt! iChes 
Heiratsalter m Jahre 30,3 28,3 28,3 28,9 29,0 

w Jahre 27,1 25,1' 24,9 25,6 25,8 
Ehescheidungen 1000 5,8 6,0 9,9 12,9 96,2 

je 10 000 Einwohner Anzahl 8,8 7,8 11,2 13,9 15,6 

1) Vorläufiges Ergebnis. - 2) Im Alter von 15 bis unter 49 Jahren. 
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5 Familien, Haushalte 

Farn i I ienzusammensetzu ng 

16 

Im Zuge der sich wandelnden wirtschaft­
lichen und gesellschaftlichen Verhält­
nisse löste sich aus der traditionellen 
Großfamilie im Verlauf einer lang anhal­
tenden Entwicklung die Zwei-Generatio­
nf!!n-Kernfamilie heraus, die heute am 
meisten verbreitet ist, jedoch kleiner 
wird. Parallel zum ·Geburtenrückgang 
seit Mitte der 60er Jahre nahmen Zahl 
und Anteil der kinderlosen Ehepaare 
ständig zu. Betrachtet man nur die Ehe­

paare mit Kindern, so zeigt sich, daß bei 
diesen der Anteil der Kleinfamilien mit 
ein oder zwei Kindern anwuchs, wäh­
rend kinderreichere Familien immer 
seltener wurden. 

Die Lücken und Disproportionen im Ge­
füge des Bevölkerungsaufbaus hatten 
andererseits zur Folge, daß das zahlen­
mäßig relativ starke Gewicht der älteren 
Ehepaare ohne im Haushalt lebende 
Kinder immer mehr hervortrat. Dabei 
hat die Veränderung im generativen Ver­
halten, die im letzten Jahrzehnt mit einer 
niedriger gewordenen Heiratshäufigkeit 
und einem Anstieg des Heiratsalters ein· 
herging, verhindert, daß die nachrücken-

Alleinstehende 
Männer mit Kindern 

Alleinstehende 
Frauen ohne 
Kindern 

Allein­
stehende 
Frauen mit 
Kindern 

Ehepaare ohne Kinder 
'April 1980. 

Alleinstehende Männer 
ohne Kinder 

1 

Ehepaare 
mit Kindern 

den relativ schwach besetzten Jahrgänge 
im heirats- und gebärfähigen Alter die 
Lücken im Bevölkerungsbestand wieder 
schlossen. 

Die Gesamtzahl der Familien belief sich 
im Frühjahr 1980 auf 3,2 Mill. Darunter 
befand sich rund eine Million "unvoll­
ständiger Familien" ( Familien, in denen 
ein Ehepartner bzw. Elternteil durch 
Tod, Scheidung oder bei nichtehelichen 
Kindern ausfällt). Bei diesen verdienen 
die rund 230 000 alleinerziehenden 
Männer und Frauen erhöhte Aufmerk­
samkeit, da die Betreuung d~r Kinder 
neben der Sorge für die wirtschaftliche 
Existenz besondere Belastungen und 
Probleme mit sich bringt. Im Jahr 1961 
befanden sich noch zahlreiche Krieger­
witwen unter den 247 000 alleinerzie­
henden Frauen, deren Zahl dann bis 
1972 auf 180 800 sank. Jedoch war 
bis zum Jahr 1980 erneut eine Zunahme 
auf 194 000 zu beobachten, die unter 
anderem mit der wachsenden Zahl ge• 
schiedener bzw. lediger Frauen mit Kin• 
dern zusammenhängt. Die Gruppe der 
Alleinerziehenden beiderlei Geschlechts 
hat sich von 1972 bis 1980 um rund 9% 
erhöht. Bei Ledigen mit Kindern betrug 
die Zunahme sogar annähernd 19%. Da­
gegen war bei der Zahl der Ehepaare mit 
Kindern während dieser Zeitspanne ein 
leichter Rückgang zu verzeichnen. Um 
diesen Tendenzen entgegenzuwirken, 
wurden in den letzten Jahren verschie­
dene Maßnahmen ergriffen, die die 
Funktionstüchtigkeit der Fa.milie und 
den Fortbestand der Bevölkerung sichern 
sollten. 1979 und 1980 war erstmals 
wieder eine Zunahme der Heirats- und 
Geburtenhäufigkeit erkennbar, doch hat 
sich die Aufwärtsentwicklung 1981 wie­
der abgeflacht. 

Da eine Familie in den meisten Fällen 
auch eine wirtschaftliche Einheit, d.h. 
einen Haushalt darstellt, lassen sich die 
Strukturveränderungen der letzten drei 
Jahrzehnte an Hand der Haushaltsdaten 



Haushaltsgröße 

1950 61 70 80 

Familien-, Haushalts-
gliederung Bezeichnung 

Familien 
Ehepaare 

davon mit Kindern 
ohne Kinder 

Alleinstehende Frauen 
darunter mit Kindern 

Alleinstehende Männer 
darunter mit Kindern 

Familien in~esamt 
davon ohne Kinder 

mit Kindern 
mit ... Kindern 

1 
2 
3 
4 und mehr 

Durchschnittliche Kinderzahl in 
Familien mit Kindern 

Haushalte 
Haushalte insgesamt 

davon 
Ei npersonenhau shal te 
darunter mit einem weibl. 
Haushaltsvorstand 

M eh rper so nen hau sha I t e 
davon mit ... Personen 

2 
3 
4 
5 und mehr 

Bevölkerung in Privathaushalten 

Haushalte mit 
5 u. m. Personen 

Vierpersonen -
haushalte 

Dreipersonen -
haushalte 

Zweipersonen -

haushalte 

Einpersonen­
haushalte 

Ein-
heit 

1000 
1000 
1000 
1000 
1000 
1000 
1000 

1000 
1000 
1000 

1000 
1000 
1000 
1000 

Anzahl 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 
1000 
1000 
1000 

1000 

weiter zurückverfolgen. Bei einer Zu­
nahme der Bevölkerung von 1950 bis 
1980 um rund 43% fiel die Steigerungs­
rate bei der Zahl der Privathaushalte mit 
73% bei weitem höher aus. Dies ist vor 
allem auf die sprunghaft wachsende Zahl 
der Einpersonenhaushalte (+ 160%) zu­
rückzuführen. Für diese Entwicklung ist 
in erster Linie die stark ansteigende Zahl 
alleinlebender älterer Menschen, die 
heute nicht mehr in Mehrgenerationen­
haushalten integriert sind, verantwort­
lich, außerdem verlassen Jugendliche zu­
nehmend früher den elterlichen Haus­
halt und machen sich selbständig. 

Baden-Württemberg 1 Bundes-
gebiet 

1950 1 1961 l 1972 1 1980 

1 798 2 215 2 241 15 189 
1 236 1 441 1 428 9 295 

562 774 814 5 894 
619 702 774 5 858 
247 181 194 1 317 

164 249 229 1 633 
29 29 34 249 

2 581 3 167 3 244 22680 
1 070 1 516 1 589 11 820 
1 511 1 651 1 656 10 861 

705 689 709 5023 
481 552 608 3 855 
203 258 235 1 365 
122 152 104 619 

1,88 1,99 1,87 1,81 

2 101 2 634 3 370 3643 24 811 

418 558 906 1 085 7 493 

249 350 574 731 5 195 
1 683 2 076 2 463 2 558 17 318 

505 651 891 1 000 7 123 
475 575 603 622 4 387 
355 441 524 580 3 632 
348 409 446 356 2 176 

6 315 7 703 9 076 9 157 61 481 
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6 Gesundheit 

18 

Die Fortschritte der Medizin und der wirt­
schaftliche Aufscliwung,haben es ermög­
licht, das· Gesundheitswesen großzügig 
auszubauen und zu modernisieren. Die 
mit dieser Entwicklung verbundene "Ko­
stenexplosion im Gesundheitswesen" 
wird von der Öffentlichkeit allerdings mit 
Besorgnis beobachtet. Die Ursache hier­
für bildeten einerseits q·ualltative und 
quantitative Verbesserungen der Leistu n· 
·gen und die starke Ausweitung des Emp­
fängerkreises, andererseits aber auch 
P re issteigeru hge n. 

Das Gesundheitsbudget, das die Leistun­
gen verschiedener Kostenträger zusam­
menfaßt, weist für 1980 Ausgaben von 
nahezu 29 Mrd. DM aus. Dieser Betrag 
hat sich damit seit 1970 fast verdrei­
facht; unter Ausschaltung der Preisstei· 
gerungen betrug die Zuwachsrate immer­
hin noch 60%. 

Leistl.lngsart 
im Gesundheitsbudget 

Vorbeugende und betreu-
ende Maßnahmen 
Behand_lung. 

Ambulante Behandlung 
Stationäre Behandlung 
•Stat_ionäre Kur~ehandlung 
Arzneien, Heil- und Hilfsm. 
Zahnersatz 

K rank he itsfo lgeleistu ngen 
Ausbildung und Forschung 
~icht aufteilbare Ausgaben2) 

ln~esamt 

1970 1980 11 

Mill.DM 

494 1 692 
5 160 16 984 
1653 4 713 

1 637 5 903 
405 914' 

1 131 3 744 
334 1 710 

3 814 8 903 
100 308 
451 1 070 

10 019 28 957 

1) Vorl Ergebnis. - 2) ln~bes. für V~rwaltung. 

Die zUnehmende Arztdichte. bewirkte, 
daß 1980 durchschnittlich nur noch 
427 Einwohner (gegenüber 704 im Jahr 
1952) von einem Arzt zu, betreuen 
waren. Dabei ist jedoch. vor allem die 
Zahl der an Kliniken beschäftigten Fach· 
ärzte' überproportional gestiegen. 

Ein Blick auf den Bestand an klinisC:hen 
Einrichtungen zeigt, d~ß die Bettenzahl 
bis 1980 stärker zugenommen hat 

(+ 51%) als die Anzahl der Krankenhäu­
ser (+ 24%) _- Neben großen Kliniken mit 
modernen Spei:ialeinrichtungen entstan-

. den zahlreiche neue Kurkrankenhäuser. 
Die Zahl der stationär behandelten 
Kranken hat seit 1952 außerordentlich 
zugenommen(_ :tJ46%); dem steht eine 
Aufstockung de·s Pflegepersonals auf 
etwa das Zweieinhalbfache gegenüber. 
Um die Krankenhauskosten iri Grenzen 
zu halte'), wird mit Unterstützung von 

,...Sozialstationen die Haus- und Familien­
pflege bei ambulanter Arztbehandlung 
gefördert. Anfang 1981 war das Netz 
der Sozialstationen mit einer Anzahl 
von 333 bereits in vielen Kreisen voll­
ständig ausgebaut. 

Dif Gesundheit der Bevölkerung ist 
heute mehr als früher durch einseitige 
berufliche Bel_as_tung, Fehlernährung, 
Bewegungsmangel.steigenden Genußmit­

telkonsum, Urriweltschädigungen u.ä. 
gefährdet. Demgegenüber haben der 
Fortschritt der Medizin bei.der S.euchen­
bekämpfung sowie die verbesserten Le­
bensbedingungen u._a.•den Rückgang der 
Zahl der Tuberkulosekranken auf etwa 
ein Zehntel des Stands von 1952 ermög-
1 icht. So ist die Lebenserwartung der Be­
völkerung im Schnitt von 1950 bis 1978 
bei den Männern von 65 auf 69, bei den 
Frauen von 69 auf 76 Jahre gestiegen. 

An erster ~teile der Todesursachen steht 
heute die Gruppe der Kreislauferkran­
kungen. Bei der Zunahme der Todesfälle 
an bösartigen N_eubildungen spielt u.a. 
der veränderte Altersai.Jfbau der Bevöl­
kerung eine wich.tige Rolle, ferner iSt zu 
berücksichtigen, daß heute differenzier• 
tere Diagnosen ge·stellt werden. Erfreu­
licherweise ist die Zahl der durch Kraft­
fahrzeUgunfälle ums Leben gekommenen 
Personen seit 1972 leicht rückläufig. 
Eine wachSende·B,edrohung der Volksge. 
sundheit bilden· die immer zahlreicher 
werdenden Fälle von Drogenmißbrauch, 
besonders bei Jugendlichen, sowie von 
zunehmender Alkoholabhärigigkeit. 



Sterbefälle auf 100 000 
der mittleren Bevölkerung 

Ärzte, Krankenhäuser, 
Sterbefälle 

300 -- Herzkrankheiten 

200 1 

Krebs und andere 

1 _j___":":"'.'_;:;:.;_~-~-1---- ---bosart1ge Neubildungen 

100 

____ ---- ----1 _ ---------------. Krankheiten des zere· 
•·•• • •· brovaskularen Systems 

Krankheiten 
- 1 der Verdauungsorgane j/\ -,. ' _,-..__ . ---,----•1°----,--- J ------i~- -- ~:~°p,\~~t~~sorgane 

·•-To~~~,~n=;:-:=r::---==.:c:_=:iJ--Selbstmord 0 
1952 1955 ' 1980 ~-· Tuberkulose 1960 1965 1970 1975 

Ab 1968 neue Systematik (JCD B) 

Baden-'-'."'ürttemberg 1 Bundes-
Bezeichn"ung Einheit gebiet 

1952 1 1961 1 1970 1 1980 

Ärzte insgesamt Anzahl 9 512 11 591 . 14 827 21 691 139 431 
dar. in freier Praxis Anzahl 5 776 6 910 7 450 9 628 62 029 

Einwohnh je Arzt Anzahl 704 676 604 427 442 
Zcihnärzte Anzahl 4 048 4 931 4 907 5 384 33 240 
Einwohner je Zahnarzt Anzahl l 654 1 590 1 825 1 720 1 855 
Apotheken Anzahl 933 1 317 1 641 2 447 16 244 
Einwohner je ApothEi~e Anzahl 7 178 5 952 5 456 3 784 3 796, 
Krankenhausbetten Anzahl 70 621 85 938 99 643 106 496 707 710 

dar. in Krankenhäusern 
für Akutkranke Anzahl 61 472 64 273 476 652 

Betten auf 10 000 der 
Bevölkerung Anzahl 105,5 109,6 111,3 115,0 114,8 
StatLonär behandelte Kranke.insg. 1000 762 1 041 1 376 1 874 11 596 

dar. in Krankenhäusern 
für Akul:kr~nke - 1000 1 1_56 1 531 10033 
Durchschnitt!. Verweildauer Tage ~7,2 - 12,9 14,9 

Bettenausnutzung % 75,9 86,6 85,9 83,6 84,9 
Ärzte hauptamtlich in 
Krankenhäusern A"nzahl 3 121 3 539 5 853 10340 65 493 

· Kranken.Schwestern und 
-pfleger in Krankenhäusern Anz8hl 10 989 14 268 15 168 26 194 182 797 
Kinderkrankensct)west.ern in 

1 602 11 Krankenhäusern Aflzahl 1 447 2 137 3 837 23 163 
Sterbefälle insgesamt' Anzahl 69 332 79 197 92 628 92 418 714 11121 

dar. Krankheiten des 
KreislaufsystemS Anzahl 25 850 32 546 42 200 46 833 359 451 21 

dar. Herzkrankheiten Anza~I 13 022 14 825 21 958 27 411 
14a 091 21 Bösartige NElubil~ung~n Anzahl 11 749 14 410 16 643 18 744 

Krankenstand der Pflichrmit-
3

) 
gl if!der- in Qesetzl. ~ra,:ike-nk"assen % 3,89 5,46 5,38 5,70 5,70 

1) Einschl. Säuglingsschwestern. - 2) Vorläufiges Ergebnis.•- 3) 0rts-, Betriebs- und ,Innungs­
krankenkassen :oh ne·lil-ndwirtschaftl iche K rein k"erikassen, 
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7 Allgemein- und berufs­
bildende Schulen 

20 

- Schulen, Schüler 
Lehrer 

Das Bildung'swesen war in den letzten Jahr­
zehnten von zahlreichen Neuerungen und 
Veränderungen geprägt. Als wesentliches 
Ziel wurde zunächst eine allgemeine An­
hebung des Bildungsniveaus angestrebt. 
Dabei waren die Bemühungell darauf ge­
ric.htet, tjas soziale und regiof""!ale Bildungs­
gefälle abzubauen sowie jedem Jungen 
und Mädct\en die gleichen Bildungschan­
cen ZU eröffnen.Schulgelder und Studien­
gebühren·entfielen. Durch diese Maßnah­
men Wie auch besOnders die finanziellen 
Hilfen im Rahmen des Bundesausbildungs­
fÖiderungsgesetzes wurde jungen Men­
schen aus sozial schwächeren und kinder· 
reichen Familien der Zugang Zu den höhe­
ren Bildu ngseinrich~ung~n sehr erleichtert. 

Bei der Bewältigung .dieser Aufgaben 
machten sich die demc:igraphischen Ein­
flüsse, als Geburtenberg und -tal gekenn­
zeichnet, durch die unterschiedliche 
Stärke der Schülerjahrgänge erschwe­
rend' bemerkbar. An den Grund- und 
Hauptschulen waren die Auswirkungen 

Bezeichnung Einheit 

Grund-/Hauptschulen, Schüler 1000 
Lehrer 1 l 1000 
Schüler je Lehrer3) Anzahl 

Sonderschulen, Schüler Anzahl 
Lehrer 1) _ Anz-ahl 
Schüler je LE!hrer3) Anzahl 

Übergänge4l von Grund-/Ha_up1sch. 
auf Realschulen % 
Gymnasien % 

Realschulen. Schüler 1000"" 
L:.ehrer 1) Anzahl 
Schüler je Lehrer3) Anzahl 

Gymnasien, Schüler 1000 
Lehrer 1 l Anzahl 
Schüler je Lehrer3l Anzahl 

Abiturienten 

Berufliche Schulen, Schüler 1000 
Lehrer2l Anzahl 

besonders groß. Die Schülerzahl stieg: 
hier von 689 000 im Jahr 1952 auf 
954 000 im Jahr 1971 und fiel bis 1980 
wieder auf 716 000. Vor allem durch die 
ab Mitte der 60er Jahre mit Nachdruck 
gefö~defte LE!hrerausbildung war es mög­
lich, die Unterrichtssituation laufend zu 
verbessern und .die du rchschn ittl iche 
Klassenstärke von 35,8 (19521 auf heute 
24,3 zu senken. Die rückläufige Entwick­
lung bei der Zahl der deutschen Kinder 
wurde teilweise durch die Zunahme bei 
den Ausländerkindern ausgeglichen. Zwi­
schen 1970 und 1980 ist die Zahl der 
schulpflichtigen ausländischen Kinder 
von 58 000 auf über 147 000 gestiegen. 

. Wegen der nicht äbschätzbaren Wande­
rungstendenzen. ist ei,i"e langfristige Pro­
gnose des ausländischen Schüleranteils 
nicht möglich. Bis Mitte der 80er Jahre 
wird er sich unter den Schulpflichtigen 
auf knapp 20% erhöhen; bei den Schul­
anfängern zeichnet sich allerdings ein 
leic~ter Rückgang ab. 

Baden-Württemberg 
1 Bundes-

gebiet 

1950/5111960/61 l 1970/71 1 1980/81 

817,0 694,7 933,9 715,8 5 354,0 
16,821 19,2 28,6 34,6 246,8 
48,6 36.1 34, 1 20.7 21.6 

9 031 15 297 50021 58 032 370 739 
3 501 21 7 840 39 775 

14,3 7,4 8,7 

4,7 9,8 25,4 26,3 
23,3 18,6 26,4 29,2 

11,7 43,3 136,8 256,5 1 365,2 
349 21 1 429 5223 12 480 61 950 

33,6 30,3 26,9 20,6 22. 1 

97,2 129,3 217.2 339,7 2 088,8 
4 653 21 6 100 10 309 19 863 109 542 

21,1 21,2 22,2 17, 1 17,4 

3 679 51 8533 14 120 28 594 200 687 

306,9 238.4 300,8 436,0 2 582.4 
5 358 6 763 13 411 74 905 11 

•1) Einschl. anteilig einbezogener nicht vollbeschäftigter Lehrer. - 2) Nur vollbeschäftigte Lehrer. -
3) Bis 1970/71 nur vollbeschäftigte Lehrer: - 4) Bis 1970/7 l Übergänge aus der 4. und 5. Klassen­
stufe, 1980/81 nur aus der 4. Klassenstufe. - 5) Schuljahr 1951/52. 



Schüler Tausend 
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An den Realschulen und-Gymnasien hat 
Sich der Anteil der Schüler, die von der 
Grundschul~ überwechselten (Übergangs­
quote), bis 1979 laufend vergrößert. Die 
starken Geburtsjahrgänge nach 1962 be­
finden sich zum Teil noch an den Schu_. 
len. Die Schüler-Rückgänge machen sich 
daher an den Realschulen und an der 
Unterstufe der Gymnasien jetzt erst be­
merkbar, während die Oberstufe noch 
immer starke Schüler-Zuwäc.hse zu ver­
zeichnen hat. Etwa ab 1985 wird darin 
aber auch die Oberstufe der Gymnasien 
von sinkenden Schülerzahlen betroffen 
sein. Da die Realschul~ in Baden erst als 
neue Schulart eingeführt wurde, ist die 
Schülerzahl hier besonders steil gestie­
gen_! In beiden Landesteilen, zusammen 
erhöhte sie sich von 12 000 ( 1950) auf 
256 000 (1980), also um mehr als das 
20fache; die Realschulen haben somit 
ganz erheblich an Bedeutun9 gewonnen. 
An den Gymnasien wuchs der' Schüler­
bestand von 97 000 auf 340 000, also 
auf das Dreieinhalbfache. Die Übergangs­
quote. von den Grundschulen zu den 
Realschulen ist von 1950 bis 1980 von 
4,7% ·auf ~napp 30%, zu den Gymnasien 
von 23,3% auf das Qleiche Niveau gestie~ 
gen. Diese Entwicklung wurde beson­
ders im letzten Jahrzehnt durch· den 
überproportional zunehmenden Anteil 
der Mädchen an den höheren Bildungs­
gängen stark beeinflußt. Dadurch sind in 
den Eingangsklassen der Realschulen 

75 ao .. 

und Gymnasie.n die Mädchen heute stär­
ker vertreten als die Jungen. Auch an 
diesen Schultypen hat sich· die Unter­
richtssituation verbessert. Die durch­
schnittliche Klassengröße ist von 1952 
bis 1980 an Realschulen von 39,5 auf 
28,0, an Gymnasien von 30,9 auf 29,0 
gesunken. 

Um den Gefahren einer einseitigen Eht· 
wicklung des Bildungswesens zu begeg­
nen Und dem Nachwuchsmangel in zahl­
reichen prakt,ischen Berufen abzuhelfen; 
wurde das berufliche Schulwesen in den 
70er Jahren verstärkt ausgebaut. Hier• 
durch war es möglich, die Ausbildungs­
Chancen der jetzt in das Berufsleben ein­
tretenden zahlenmäßig besonders star­
ken Jahrgänge zu verb_essern. Die Schü­
lerzahl an den beruflichen SC:hulen stieg 
von 1960/6.1 bis 198Ö/8,1 von 251 ÖOO· 
auf 436 000. Der überwiegende Teil 
wurde in den letzten JahYE!'n im dualen 
System ausgebildet. Die Gruppe der 
Schüler ohne Ausbildungsvertrag an Be­
rufsschulen ist in den 70er Jahren von 

' 15% auf 9% zu_rückgegangen. Besonders 
fiel hierbei das verbesserte Ausbildungs­
a~gebot für Mädchen ins Gewicht. Die 
Zahl der Auszlibildenden hat sich gegen­

_ über 1977 von ·197·700 auf 260 200 
(1980/81) erhöht. Die Hälfte unter 
ihnen wird in Industrie und Handel aus­
gebildet; eine handwerkliche Lehre 

.durchlaufen gut ~in Viertel. 
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8 Hochschulen 

22 

Studierende 
an Hochschulen 

Reformbestrebungen, Ausbau und Neu­
gründungen setzten in den 60er Jahren 
auC:h im Hochschulbereich ve·rstä.rkt ein. 
Universitätsneugründungen sowie die 
Neugliederung .im Fachhochschulbfreich 
bot,en die Möglichkeit zur Aufnahme 
des Studentenstroms, der in drei Jahr­
zehnten auf .fast d_as SechsfachE! an

1

\ 

wuchs. Bemerkenswert war die steigen­
de Studierneigung der Frauen, die jetzt · 
bei .den Studienanfängern mit einer 
Quote von 39% vertreten sind. Bereits 
im Jahr 1974 hatte die Zahl der Erst­
immatrikulierten mit mehr als 27_ 000 
einerl Höhepunkt erreiCht. Trotz der 
großen Zahl neu geschaffener Stu­
dienplätze wurde es notwendig, ver­
stärkt Zulassungsbeschränkungen ein­
zuführen. 

Bis 1974 war der Aufschwung an den 
Pädagogischen Hochschulen besonders 
herausragend. Die Studentenzahl er• 
höhte sich von 900 ( 1950) auf knapp 

Ein-
Studierende. 

23 000. also auf mehr als das 25fache; 
dabei wuchs- der Anteil der Frauen von 
rund einem Drittel auf zwei· D-rittel. Von', 
Mitte der 60er bis Mitte der ·70er Jahre 
wa,r die Zahl der vollQeschäftigten Leh· 
rer ~n Grund- ur,d. Haupt_sChulen um giJt 
ein Drittel gestiegen, gleichzeitig hatte 
jedoch die Geburtenrate um etwa 40% 
abgenommen, so daß' sich "eine· immer 
größer werdende Diskrepanz in der quan· 
titativen Entwicklung von Lehrernach­
Wuchs und Einschulungsjahrgän9en auf­

.'tat. Ab 1975 wurden daher die Kapazi­
täten der i:>ädagogischen Hochschulen 
eingeschränkt und dafür der Ausbau der 
Fachhochschulen verstärkt, so daß es ge­
lang, den Studeiitenstrom in andere 
Ausbildungseinrichtungen zu lenken. 
Zur Zeit befinden sich nur noch knaPp 
12 500 Studenten an Pädagogischen 
Hochschulen. 

Da jetzt geb~rt.enstarke Jahrgänge mit 
hohem Abiturientenanteil in das studier• 

Baden-Württemberg Bundes-2) 
gebiet 
, ___ 

helt 
1950111 1960111 '1970 11 1 1981 11 1980 

Studierende an Hochschulen 
insgesamt Anzahl 25 491 51 523 88 244, 161 885 1044210 

darunter weiblich % 

' 
13,9 25,1 28,7 36,0' 36,7 

darunter Ausländer % 5,9 5,5 

Studierende an Univei-sitäte'n Anzahl 19 910. 38 705 61 526 ,110 426 732 510 

darunter weiblich % 12,4 22,8 25,6 34,7 38,3 
darunter Ausländer % 2,3 9,9 · 8,1 7,1 5,9 

Studierende an Fachhochsct1ulen Anzahl 3 262 6 145 11 818 35 382 202 003 

darunter weiblich ' % 11,5 4,5 7,2 27,8 29,5 

darunter Ausländer % 3,4 4,7 

Studierende an Pädag. Hochsch. Anzahl 905 4 632 12 567 12 514 19 144 

darunter weiblich · % 34,0 63,3 60,7 67,9 66,8 

darunter Ausländer % 0,0 0,1 0,2 1',0 1,0 

Studierende an Kunsthochsch. • Anzahl 1 421 2 041 2 333 3 541 18 334 

darunter weiblich % 51 ,4 42,8 43,9 47,9 4~,3 
darunter Auslander 0 Vo 4,0 8,2 11,9 11 ,7 12,6 

1) B is,einschließl ich 1960 Soi-nmersemester; dann Wintersemester. - 2) Vorläufige Ergebnisse; 



Studierende Tausend 

Studierende 
an Universitäten 

nach Fachgruppen 

/ 

120 -------------------------

----0 ------
1950 55 60 

fähige Alter aufrücken, wird sich bis 
Ende der BOer Jahre der Zustrom zu dfn 
Hochschulen noch Verstärken. Trotz 
vorgesehener Überlastquote werden sich 
daher kapazitäre Engpässe an den Hoch­
sch~len nicht vermeiden lassen. Derzeit 
beträgt die Zahl der Studenten an Uni­
versitäten 1 Hi 400, an Fachhochschulen 
35 400. Unter den Studierenden insge­
samt beläuft sich der Anteil der Fach­
hochschulstudenten jetzt auf 22%, wäh· 
rend er vor drei Jahrzehnten noCh bei 
rund 13% lag. 

Bezeichnung 

1 1950 

Universiläten 

__ _1__. ____ 

1 

Fachhochschulen 

~....,,-., ----,.__Pädagogische 
Hochschl.llen 

70 75 80 

Neben den Hochschulen stehen seit 
1974 als weitere Ein·r-ichtungen des ter­
tiären Bildungsbereichs die Berufsakade­
mien, die wisse"nschaftsbezogene und·zu­
gleich praxisOrient_ierte Berüfsb11dung 
vermitteln sollen. An den inzwischen 
sieben Bernfsakademien waren im'Win­
tersemester 1980/81 2598 Studieren· 
de, darunter 941 F.rauen, ein9eschrie­
ben. Der größte Ausbildungsber~ich 
Wirtschaft hatte 1460 Studierende, wei­
tere Bereiche sind Technik und Sozial­
wesen (594 bzw. 544 Studierende). 

Bundes-
Baden-Württemberg gebiet 

1960 1 1970 1 1981 1980 11 

Studierende insgesamt 19 910 38 705 61 526 110 426 732 510 

darunter 
Sprach-, Kultur-
wissenschafte~ 4 030 10 305 17 586 30 153 228 936 

Rechts-, Wirtschafts-, 
Sozialwissenschaften 4 590 7 520 13 226 24 325 165 766 

Mathematik, 
Natl.J rwissenschaf ten 3 635 6 735 13 570 23 227 140·592 · , 
Land-, Forst-, 
Hausha I tswissenschaften 36Ö 455 1 234 2 824 19 028 
1 ngenieurwissen:>Chaften 4 935 8 220 8 785 14 760 76'748 

Humanmed121n 2 360 5 420 7 048 12936 76 870 

Bis einschl i~lich ·; 960 Sommersemester, dann ·Wintersemester.- 1) Vorläufige Ergebnisse. 
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9 Weiter- und Erwachsenen -
bildung 

24 

Volkshochschulen -
Veranstaltungen und Teilnehmer 

nach Stoffgebieten 1979 

Der starke Wandel im Bildungswesen, 
der sich in den letzten drei Jahrzehnten 
vollzogen hat, läßt sich unter anderem 
an dem unterschiedlichen Bildungs~tand 
der einzelnen Altersgruppen 9er Bevöl­
kerung ablesen: Während die älteren 
Jahrgänge ihre Schulausbildung zu etwa 
80_% mit dem Verlassen der Volksschule 
abschlossen haben, sind es bei den 15-
bis 20jährigen nur noch knapp 40 %. 
Von den 20- bis25jährigen haben heute 
22% die mittlere Reife, 21% das Äbituf 
als Abschlußziel erreicht. 

In allen Zeiten hat Jugend- und Eiwach­
senenbildl.lng über die schulische und be­
rufliche Grundausbildung hinaus Bedeu, 
tUng gehabt. In ~en le~zten Jahren sind· 
dabei rieben der allgemeinen und der 
politisch - gesellschaftlichen Weiterbil -

. Einzelveranstaltungen, 
Vorträge 

Kurse, 
Arbeitsgemeinschaften 

1 
V<:>rbereitung auf 
Schulii.bschlüsse 

Sonstiges L 
Gesundhei1spFlege. 

Haushaltsführung -

I Manueiles und I 
musisches Arbeiten. r 

d Sprachen f'' #$@:, 

1 Verwahung und I 
kauf;..,ännische Berufe 

1, Mathematik, Natur- · 

'liiwissenschahen, Technik! 

I Länder· und e,-T eilnehmer 
H~i;,,iitkunde 

1 

. KunS
t JP Veranstal· 

tungen · .&j Erziehung, Philosoph.;.•• 

7 
Psychologie _ 

eE Gesellschafl und Poht1k G1 _ 
LJ____J_____[_L_J_~ LL._i......1__l___LL.J 

3020100 0102030 

in Prozent in Prozent 

·dung vor allem die berufliche Fortbil­
dung und Umschulung sowie der Zweite 
Bildungsweg ,mehr in den Vordergruhd 
getreter:a. Verstärkt durchgeführt wurde 
auch die berufliche Rehabilitation. Die 
Spannbreite der Veranstaltungen (vor­
wiegend Vortragsreit"!en, Kurse, Lehr-. 
gänge und Seminare) ist dabei ebenso 
vielfältig wie.die staatlichen, kommuna­
l~n. gesellschaftlichen, kirchlichen, be­
rufsständischen oder politisChen Grup­
pen, die Träger d_ieser Bildungseinrich-
tungen sind.' ' 

Zu den wichtigSten Trägern der BI/gemei­
nen Weiterbildung zählen neben den 
Bildungswerken der Kirchen die 136 
VolkshochSChulen mit ihren 850 Außen­
.stellen. W~hrend daS Angebot der kirch­
lichen Weit_erbildungsträger _stärker auf 
Einzelveranstaltungen ausgerichtet- ist, 
bieten die Volkshochschulen in etwas 
stärkerem Umfang Kurse an; diese spre­
chen in besonderem Maße Frauen (70% 
der Teilnehmer) an. Insgesamt. haben 
1980 schätzungsweise über drei Mill. 
Teilnehmer Veranstaltungen der allge­
meinen Weiterbildung besucht. 

Besondere Bedeutung hat die Förderung 
der beruflichen Weiterbildung in den letz­
ten Jahren bei der Bekämpfung der zu­
nehmenden Ar'beitslosigkeit gewonnen. 
So wurden i980 allein von der Arbeits­
verwaltung ·fast 37 000 Personen neu in 
die lndi\/id~alförderung aufgenommen. 
Darüber ·hinaus kOnnten aus Mitteln der 
Bundesanstalt für Arbeit im Zusammen­
wirken ~it der Wirtschaft den Trägern· 
von beruflichen Bildur,gseinrichtungen 
Firianzierungshilfen von rund 4,8 Mill. 
DM bewilliQt w.erc;t~n; das E!ntspricht 
einem Anteil_ von enya 23 % ihrer' Ge• 
sani t i nvest it io nen. 

Für den· Auf- und Ausbau eines bed~rfs• 
gerechten und flächendeckenden Wei­
terbildungSsystems ist die institutiona­
lisierte Zusammellarbeit der verschiede­
nen Trä9er unerl~ßliche Vöraussetzung, 



.Weiterbildungseinrichtungen 1972 * 

um mögliche Doppelangebote einer­
. seits und regionale Angebotsdefizite 
andererseits zu vermeiden. ·Durch das 
1969 gegründete LandeskuratOrium für 
Weiterbildung wi~d die Koordirlation 
auf Landesebene vorger:,ommen. Auf 

Kreisebene gibt es bislang.erst 14 Kreis­
kuratorien - das heißt in weniger als 
der Hälfte aller Landkreise -, die sich 
um eine Abstimmung der Weiterbil~ 
dungsarbeit zwischen den verschiede-· 
nen Trägern bemühen. 

Ein- Tätigkeitsbereiche~ l 
richtungen; Teilnahme-

Ermittelte die nähere allgemeine politisch- beruf- berufliche Veran- fälle Bildungsträger Einrich- Erwachse- gesell- Zweiter 
liehe Um- stal- ;n Auskunft 

schaftliche Bildungs- schulung/ tungen tungen gaben nen- Fort- 1000 
bildung Weiter- weg 

bildurig Rehabi-
bildung litation 

1 nsgesamt 5 168 3 931 21 2 661 1 279 126 1 706 403 142 742 4 142 
davon 

PrOduzierendes Gewerbe 311 246 72 22 5 ' 226 80 8 745 198 
Handel 68 51 8 3 1 50 7 1 099 15 
Verkehr und NachrichtE!nüber-
mittlung 11 9 1 - - 9 3 820 12 
Kreditinstitute und Versicherungs-
geweibe 53 49 4 2 49 13 1 398 23 
Sonstiges DienstleiStu·ngs-
gewe(be 10 9 3 6 111 
Wissenschaft, Bildung 1 369 1 160 745 285 86 604 182 48 029 1 545 
Verlags- und Pressewesen 4 5 1 4 2 67 
Kirchen 1 798 1 278 1 249 585 8 82 5 20 105 639 
Organisationen der Erziehung, 
Wis~nschaft und Kultur 7 6 2 5 397 7-
Organisationen des Wirtschafts. 
lebens 323 218 93 101 4 141 35 11 904 368 
Öffentlich rechtli~he"Wirt-
schafts- und_ Berufsver.tretungen 150 122 28 11 2 119 33 2 756 86 
Sonstige Organisationeri ohne 
Erwerbscha_rak ter3) 737 485 401 239 14 . 130 23 33 730 885. 
Bundesbehörden 10 9 1 8 6 134 2 
Landesbehörden 247 230 41 25 3 227 10 11 004 329 
Kommunalbehörden und -verbände 55 40 12 35 2 2 078 23 
Sozialversicherungen 13 12 3 11 . 281 8 

' • Ohne Rundfunk und Fernsehen. - Aktuellere Daten stehen leider nicht zur Verfügung, 
1) Tätigkeitsbereiche der Einrichtungen, die nähere Auskünft gaben; einschließlich Mehrfachnennungen. - ?) Mit 7 545 Außenstellen. -
3) Deutsches Rotes Kreuz, Arbejterwohlfahrt, Caritas, Diakonisches Werk, Parteien und andere. 
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10 Kirchliches und 
kulturelles Leben 

Religionszugehörigkeit, 
· Kirchliche Verhältnisse 

26 

Das religiöse Leben des Landes wird 
weitgehend durch die evangelischen Lan­
deskirchen und die römisch-katholische 
Kirche geprägt, denen zusamr:nen etwa 
8,5 Millionen Mitglieder und damit über 
90% der Bevölkerung angehören. Dar­
über hinaus ist die Vielf~I~ der religiösen 
Gruppierungen innerhalb und außerhalb 
der großen Kirchen für unser Land 
charakteristisch. 

Der nach dem Krieg·einsetzende Zustrom 
v6n Vertriebenen und Flüchtlingen und 
später· von ausländischen Arbeitssuchen­
den und deren Familien, vorwiege_nd aus 
Südeuropa und der Türkei. brachte den 
Kirchen und, ihren Sozialwerken viele 
neue Aufgaben und Impulse. Zur Ein­
gliederung der über das ganze Land ver­
streut angesiedelten Neubürger war die 
Gr9ndun'g vieler neuer Genieindezentren 

R el igio nszugeh6rigkeit Einheit 
Kirchliche Verhältnisse 

R el ig ionsz\Jgehör ig keit2) 

davon 
Evangelische Kirchen inSQesamt 1000 

Evang. Kirche ohne Freikirchen 1000 
Evangelische Freikirchen 1000 

Römisch-katholische Kirche 1000 
Sonstige christliche Gemeinsch. 1000 
Jüdische Religionsgemeinschaft 1000 
Sonstige Religionsgemeinschaften 1000 
Gemeinschafts)os'. ohne Angabe 1000 

Kirchliche Verhältnisse 
Evangelisc'he Landeskirc'hen · 

Taufen 1000 
Aufnahmen4) 1000 
Austritte 1000 

Römisch-katholische Kirche 
Taufen 1000 
.Äufnahmen4) 1000 
Austritte 1000 

in bisher korifessionell einheitlichen Re­
gionen und in Nellbau9ebieten erforder­
lich. Die Zahl der evangelischen Kir­
chengemeinden stieg von 1956 bis 1980 
um rund 14 % auf 1625, die der kath.o­

lischen Pfarreien um 26%'auf 2 170. Mit 
Hilfe ihrer Sozial- un~ Bildungseinrich­
tungen, der Missionswerke usw. haben 
sich die Kirchen im In- und Ausland in 
mannigfacher Weise engagiert und oft 
neue richtungweisende Wege zur Lösung 
gesellschaftlicher und sozialer Probleme' 
beschritten. Währe!")d die evangelische 
Bevölkerung zur Zeit der Gründung 
Baden-Württembergs in der Überzahl 
war, haben sich die Anteile der beiden 
Kol'lfessionen in _den letzten 30 Jahren· 
gegenläufig verschoben. U.a. auf Grund 
der stärkeren ZuWanderungen von Ka­
tholiken sowie infolge der unterschied: 

Baden-~ü rttemberg 1 B~ndes-
gebiet 

1950 1 1961 1 1970 1 198011. 

3 173,7 3 791,4 4 073,2 4 078,6 
3 132,9 3 726,6 3 899,4 

40,8 64,8 173,8 
4359.'1 31 3 030,7 3 633,0 4 219,7 

86,9 146,5 175,0} 

} 
1,4 1,5 3,0 821,3 

137 ,4 14,6 179,1 
172,2 245,0 

67,4 51,1 34,4 213,7 
5,7 4,2 2,1 3,2 28,0 
6,5 3,2 14,5 10,8 99,7 

76,8 59.1 39,7 247,4 
2,6 2,2 0,6 1,0 7,6 
2,4 3,0 9,2 10,4 48,8 

1) Kirchliche Verhältnisse Bundesgebiet 1979. - 2) Religionszugehörigkeit: 1950. 1961, 1970 
VZ; 1980 Fortschreibung des Statistischen Landesamts (ohne Berücksichtigung der Kirchen. 
aus- und übertritte. Lebendgeborene_sind nach der Religionszugehörigkeit der Mutter fortge: 
schrieben), Kirchliche Verhältnisse: Evangelische Landeskirche in Baden bzw'. Württemberg, 
Diözesen Rottenburg und Stuttgart. - 3) Einsch!ießtich unierter Riten. - 4) Über- und 
Rück'tritte. 



Ausgaben für 
den kulturellen Bereich 

liehen Altersstruktur besitzt die rö­
misch-katholische Kirche seit 1966 die 
größere Mitgliederzahl. Relativ am stärk­
sten hat die Gruppe der 'Sonstigen' 
(übrige Religionen und Gemeinschafts­
lose) zugenommen. Ihre Anzahl ver­
sechsfachte sich in drei Jahrzehnten auf 
über 820 000, darunter sind rund 
250 000 Türken, die ganz überwiegend 
moslemischen Glaubens sind. 

Für das kulturelle Leben im deutsch­
sprachigen Raum hat der deutsche 
Südwesten schon immer einen wich­
tigen Beitrag geleistet. Vor allem Philo­
sophie, Dichtung, Theater, Ballett, Mu­
sik und Volkskunst finden hier nam­
hafte Vertreter. Statistischer B etrach­
tu ng sind allerdings nur wenige kul­
turelle Bereiche zugänglich. 

Heute liegen die staatlich bezuschußten 
13 öffentlichen und 11 privaten Bühnen 
des Landes mit der Zahl ihrer Veran­
staltungen, mit den Premieren und im 
Besucherzuspruch weit über dem Bun­
desdurchschnitt. In der Spielzeit 1979'80 
nahmen - ohne die Gastspiele der Büh­
nen zu berücksichtigen- 2,7 Mill. Be­
sucher an 7500 Vorstellungen teil. 

Kommunen 

568 Mill. DM 

- Heimatpflege 

- ÖHentliche Büchereien 

Museen, Sammlungen 

Sonslige 

Theater, 
-Konzerte 

Land 

166 Mill. DM 

Schon vor der Gründung des Landes 
konnten die in der Spielzeit 1951/52 be­
stehenden 11 öffentlichen Theater bei 
4500 Vorstellungen (einschließlich Gast­
spielen) fast 2,3 Mill. Besucher zählen. 

Die sechs Kulturorchester veranstalteten 
in der Saison 1979/80 560 Konzerte, 
die 481 000 Besucher fanden, dabei 
standen die Stuttgarter Philharmoniker 
mit einer Besucherzahl von 110 000 an 
der Spitze. 

Für breite Bevölkerungskreise bedeuten 
in steigendem Maße Chorgesang und in­
strumentale Volksmusik eine aktive Teil­
nahme am kulturellen Leben. So ist 
zwischen 1958 und 1980 die Zahl der 
Mitglieder des Badischen Sängerbundes 
auf 235 000 (+29%) und des Schwä­
bischen Sängerbundes auf 206 900 
(+ 23%) gestiegen .. 

Unter den zahlreichen Trägern des kul­
turellen Lebens nehmen die Bibliothe­
ken eine besondere Stellung ein. Sie 
wurden nach dem Erlaß zur Förderung 
der Weiterbildung und des öffentlichen 
Bibliothekswesens vom Dezember 1975 
systematisch ausgebaut. 1980 standen 
den Einv:,.,ohnern der Stadt- und Land­
kreise 918 öffentliche Bibliotheken mit 
einem Bestand von 8,2 Mill. Bänden zur 
Verfügung. 

Das kulturelle Erbe des Landes spiegelt 
sich in seinem großen Reichtum an 
Museen, Schlössern und Erinnerungs­
stätten wider. Fast die Hälfte der rund 
300 Museen sind als Heimatmuseen ein­
gerichtet. Das große Interesse der Be­
völkerung Wird erkennbar in der Be­
sucherzahl von 6 Millionen (1979). 

Welche Bedeutung der Pflege und För­
derung des kulturellen Lebens und 
Erbes beigemessen wird, zeigt sich auch 
in den Mitteln, die Land, Gemeinden 
und Gemeindeverbände dafür bereit­
stellen. 
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11 Medien 

28 

_ Jährliche Filmbesuche 
je Einwohner 

Schon bei Gründung des Landes bestand 
eine beachtliche Vielfalt von Einrichtun­
gen, die vorwiegend aktualitäts· und 
situationsorientierte Informationen und 
Unterhaltungsangebote verbreiteten: ins­
besondere privatwirtschaftliche Verlage 
von Presseerzeugnissen und Büi::hern 
soWie zwei öffentlich-reC:htliche Rund­
furikanstalten. Dieser Medienbereich, 
dem daneben auch der Film (Kinos), die 
Tonträger (Schallplatten, Tonbänder, 
Cassetten) und seit wenigen Jahren auch 
Bildträger (Videobänder und Bildplat· 
ten) zuzurechnen sind, stand über Jahr­
zehnte im Gegensatz -zu seiner wirt· 
schaftlichen, kulturellen und gesell­
Schaftlichen Bedeutung--· abgesehen von 
der Nutzung -- kaum im Blickplmkt der 
Öffentlichkeit. Bis auf die E_inführung 
des Fernseheris vOllzogen sich wichtige 
Entwicklungen daher, fast unmerklich: 

Der Hörfunk wurde in den 70er Jahren 
immer mehr zu einem Informations-, 
Musik- und Bildungsmedium ausgeb_aut. 
Er· verbesserte die Sendequalität (Ste­
reo) U!1d E!r"reichte nicht nur eine Voll­
versorgung in den Haushalten, sondern 
wird durch AutO- und Taschenradios 
auch außerhäusl ich in wachsendem 
Maße genutzt. 

Anzahl 
18 

16f----'----+---1---l------c---l 

14 -1--\--'--~----'---'----I 
j· \ Bundesgebiet , 

12 -~--,-·(einschl.West-Berlin) 

10 1 .\ 1 1 1 
Bade'n_.- 1 1 1 

B1 Württemberg ] I 
: 1 q----1 

Das Fernsehen, anschauliches Medium 
für informierende und unterhaltende 
Bildnachrichten u_nd Filme, erlebte nach 
stürmischen Wachstumsraten de~ 60er 
Jahre bei Zunahme von Farbfernsehge­
geräten und Zweitgeräten eine immer 
stärker an die Sättigurigsgrenze heran­
führende Verbreitung und zusammen 
mit dem Hörfunk die stärkste Nutzung 
aller Medien. 

Die Tageszeitunge~, ~eute meist mit 
modernen elektronischen Produktions­
techniken und durch vielfältige Koope· 
rationen verbunden, erzielten im ganzen 
wachsende Verbreitung. Rückläufig War 
allerdings die Zahl der Verlage. 

Das Buch, vielfach Grundlage für andere 
Medien, erwies si_ch zumindest gemessen 
an Neuerscheinungen, Umsätzen und 
Entleihungen in Bibliotheken als stand· 
festes, unverzichtbares Medium. Seine 
besondere Bedeutung in Baden-Württem­
berg wird darin deutlich, daß jedes 
vierte in der l;!undesrep~blik erscheinen· 
de Buch hier herausgege_ben wird. 

Der Film, einstmals daS: faszinierendste 
Medium, war nach erfolgreichen 50er 
Jahren von deutlichen Besucherver­
lusten betroffen. 

Die Tonträger (Schallplatten, Tonbän­
der, Cassetten) fanden wie auch die Re­
corder beschleunigte Verbreitung, wäh­
rend den Bildträgern (Videocassetteri) 
bzw. den Videorecordern nach unerwar· 
tet zögernder Nachfrage in ~e:n 70er 

· Jahren erst jetzt _wac_hsendes I riteresse 
begegnet. 

Die dem Medienbereich tatsächlich inne­
wohnende Bedeutung, 'für die statisti­
sC:he Nachweise in zahlreichen Fällen 
erst noch zu entwickeln wären, wurde 
der Öffentlichkeit schlagarti9 vor weni· 
gen Jahren im Zuge einer sehr kontro­
versen Diskussion um "Neue fv1edien" 
bewußt. Festzuhalten ist dabei, daß die 
"Neuen Medien" nur wichtiger, aber 



Massenmedien 

keineSWegs alleiniger Tell einer techni· 
.schen Revolution-sind,die aufgrund elek­
tronischer Entwick.lungen alle Bereiche 
des privatwirtschaftlichen und öffentli· 
chen Lebens erfaßt und deren Konse­
quenzen für Produktions-·und Kommu­
nikationstechniken kaum·absehbar sind. 

Beschränkt auf den Bereich der Massen­
medien läßt sich feststellen, daß tech­
nische Hinderungsgründe nicht mehr be­
stehen, die bisher annähernd arbeitstei­
lige Struktur der "alten Medien" durch 
neue KomlTiunikationsformen aufzulö­
sen. Über Bildschirm können z.B. "Zei­
tungsnachrichten" außer von Verlagen 
auch durc.h Nachrichtenzentralen und· 
Rundfunkanstalten verfügbar gemacht 
werden. Ähnlich dem gewohnten öffent· 
lieh-rechtlichen Hörfunk und Fernsehen 
könnten· auch J?rivate Träger Programme 
produzieren und - unabhängig von der 
begrenzten drahtlosen Funkübermitt· 

Merkmal Einheit 

lung - über den Bildschirm .ver_bxeiten; 
da die Bundespost im Zuge eigener tec_h~ 
nischer Weiterentwicklung· ihr Kabel­
netz ausbaut und leistungsf"ahiger macht. 

Den Zahlreichen neuen technischen 
Möglichkeiten steht eine Fülle recht' 
licher, wirtschaftlicher, kultureller und 
gesellschaftlich er Fragen gegenüber. b ie 
"Expertenkcimmission Neue· Medien'' 
hat inzwischen ihre Arbeitsergebnis~se 
vorgelegt. Eine Kooperation von Funk. 
und Verlegern zielt auf geiTieinsame 
lokale Hörfunk· und Fernsehprogr~mme 
ab. Die Landesregierung.bereitet ein Me­
diengesetz vor. Das Bewußtsein für die 
Chancen und Risiken von Neuerungen 
yvächst. Daneben und nicht zuletzt sind 
Entwicklungsarbeiten der heimischen 
elektronischen Industrie Ausdruck des 
Bemühens, irri Lar:id ~aden-Württeffi-­
berg die Entwicklung aktiv mitzuge­
stalten. 

Baden-Württemberg 1. ·su_ndes­
g~biet 

1952 1 1950'1 1910 1 1981 

Hör.funk gemeldete Geräte 1000 1 429 2 134 2 862 3 72·1 23 7.48 
Süddeutscher Rundfunk 1000 926 1 369 1 829 2 308 
Südwestfunk 1) 1000 1 100 1 643 2138 2 848 

Fernsehen gemeldete Geräte 1000 417 2 196 3 117 21 491 
Süddeutscher Rundfunk 1000 298 1 400 · 1 941 
Südwestfunk 1) 1000 333 1 751 2 446 

T?lgeszeitungen Verlage Anzahl 95 87 84 ·5921 . 39331 
verkaufte Auflage 1000 1 461 1 673 1 988 2 248 20 55541 

Zeitschriften (verlegte) 5) Anzahl 1 555 6042 
verkaufte Auflage 1000 27 507 · 137 620 
unentgeltliche Auflage 1000 16511 99 804. 

Buchproduktion Titel Al"lzahl 2 44261 . 5428 10 552 15 571 71 67 17671 

Filmwirtscha·ft Kinos Anzahl 609 920 559 55571 3 3547 1-
Besucher Mill. 67 78 27 · 2271 14471 

T elefo nhauptansch lüsse 1000 246 405 1 129 3 608 22 089 

1) Einschl. Sendegebiet Rheinland-Pfalz. - 2) Darunter 17 "Publizistische Einheiten", die den Zei­
tungsmantel selbst herstellen. - 3) Darunter 124 "Publizistische Einheiten". - 4) Einschl. Kauf­
zeitungen und überregionale Zeitungen. - 5) Amtliche Pressestatistik 1979. - f_3) 1951, - 7) 1~80. 
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Erwerbstätige nach 
Wirtschaftsbereichen 

Die Zahl der Erwerbsiätigen hat sich in 
den vergangenen drei Jahr'Z"ehnten - vor 
allem infolge demographis~her Ein­
flüsse - um über ein Drittel auf 4,25· 
M ilL ·erhöht. Die Zunahme, an der so­
wohl die Frauen als aui:h etwas stärker 
die Männer beteiligt waren, wurde er­
reicht, obgleich der Anteil der Erwerbs­
tätigen an der Wohnbevölkerung zurück­
ging. Er verringerte sich seit 1950 bei 
den Frauen von 36,8 auf 35,2% im 
Jahre 1980 und bei den Männern von· 
62,9 auf 57,8%. Ursächlich für den 
Rückgang waren vor allem die Vf~länge­
rung der schulischen Ausbild!jnQ und. 
der verstärkte Übergang in den Hoch­
schulbereich einerseits sowie die Ein­
führung der flexiblen Altersgrenze ande­
rerseit·s. Entsprechend vollzog .sich• der 
Eintritt vom Bildungs- in das Beschäfti­
gungssystem späte~ und in die· Ruhe­
standsphase im Durchschnitt früher. 

Zusätzlich zur durchschnittlichen Le­
bensarbeitszE!it wurde auch die Wochenc 
a~beitszeit durch tarifver!ragliche Ver­
einbarungen. der beiden Sozicilpartner 
schrittweise reduziert. 1965- arbeiteten 
beispielsweise noch 29% der selbständig 
und abhängig Erwerbstätigen. 43 bis-45 

. Stunden in der Woche und 28%, 40 bis 
42 Wochenstunden. Bis zum Jahr 1980 
ging der Anteil der· Erwerbstätigen mit 

1950= 100 

250 

eine'.r normalerweise geleisteten Woche·n­
arbeitszeit von 43 bis 45 Stunden auf 
7% zurück, während sich derjenige mit 
einer.Arbeitszeit von 40 bis 42 Stunden 
auf. 59% erhöhte. 

Parallel dazu fanden tiefgreifende Ver­
änderungen · der Wirtschaftsstruktur 
statt. Während vor drei Jahrzehnten 
noch jeder vierte Erwerbstätige in der 
Land- und Forstwirtschaft tätig war, ist 
es heute nur noch jeder zwanzigste. Im 
Produzierenden Gewerbe nahm demge­
genüber der Anteil an den Erwerbstäti­
gen bis 1970 auf rund 55% zu. SE!ither 
geht c;tieser Anteil allerdings zurück; er 
betrug 1980 noch rund 52%. Von dieser 
Umstrukturierung konnte vor allem der 
private und öffe'ntliche Dienstleistungs­
bereich gewinnen. Sein Anteil ·an den 
Erwerbstätigen erhöhte sich zwischen 
1950 und 1980 von 28% kontinuierlich 
auf 43%. Gleichzeitig änderte •sich das 
S0zialgefüge der Erwerbsbevölkerung. 
Herausragend ist dabeJ, daß die wirt­
schaftliche Selbständigkeit immer stär­
ker Zurückgedrängt wurde. 1950 war 
noch gut ein Drittel der Erwerbstätigen 
als Selbständige oder mithelfende Fami­
lienangehörige tätig, 1970 noch 16% 
und 1980 rund 12%, Entsprechend er­
höhte sich der Anteil der abhängig Er­
werbstätiQen. 

_sonstige 
• Wirtschaftsbereiche 

(Dienstleistungen) · 

Produzie~endes Gewerbe 

Handel und Verkehr' 

0 C.,,A..J-1.....L....L_l_.1_.L_L..l_l_....L_l_..J.....1_.L_L..l--'....L...L....L...L.-'--

195011 57 "65 75 80 
1) Ergebnisse der Volkszählung. 



Erwerbstätige, 
Arbeitsmarkt 

Nachdem die durch Kriegsfolgen 'hervor­
gerufen~ hohe' Arbeitslosigkeit in der er­
sten Hälfte der 50er Jahre- überwunden 
war, kam es bis.Mitte der 60er Jahre zu 
einer beträ.chtlichen Anspannung des Ar­
beitsmarktes. 1964 entfielen auf einen 
Ärbeitslosen rund'25 offene Stellen. Die 
erste Rezession der Nachkriegszeit 1967 
führte wieder zu Arbeitslosigkeit. Aller· 
dings lag .aufgrund dE!r ausgeglichenen 
Wirtschaftsstruktur de_s Landes die Ar­
beitslosenquote von 0.7% deutlich ·unter 
derjenigen des Bundesgebiets (2, 1%) 
Die nach einer hoc~konjui:-ikturellen 
Phase seit 1974 als Folge der ersten Öl-

Ein• 
Bezeichnung heit 

Erwerbstätige insgesamt 1000 
darunter weiblich 1000 
darunter 
ausländische Erwerbstätige 1000 
Tätigk~itsquote insgesamt % 

Nach Wirtschaftsbereichen 

Land- und Forstwirtschaft 1000 
Produzierendes Gewerbe 1000 
Handel urx::I Verkehr 1000 
Soristige Dienst!eistUngen 1000 

·Nach der StelllJng im Beruf 
Selbständige 1000 
Mithelfende Farriilienangehörige 1000 
Beamte, Richter, Soldaten 1000 
Angestellte3} 1000, 

Arbeiter4l 1000 

Arbeitszeit (¼/Öchentl'. Durchschnitt) 
insgeSamt Std. 
darunter von Frauen. Std. 
darunter von Selbständigen S1d. 

darunter von Frauen Std. 

Arbeitsmarkt5) Jahresdurchschnitt 

Arbeitslose imgesamt 1000 
darunter weiblich 1000 

Arbeitslosenquote insgesamt % 

Offene Stellen insgesamt 1000 
Kurzarbeiter insgesa!"Tit 1000 

krise erneut auftretende ·Rezession·führ­
te zu, einer spr~nghaften Zunahme der 
Arbeitslosenquote auf 3,5% im Jahres· 
durchschnitt 1975. Seither konnte die 
konjunkturell bedingte Situation des 
~rbeitsmarktes - unter anderem auch 
wegen der Zusammensetzung der Ar­
beitslosen und dein -Eintritt starker Ge-

. burtsjahrgänge in das Erwerbsleben -
nicht von Grund auf verbessert werden, 
so daß sich die Probleme weiter ver­
schärfen. Die ArbeitslosE!nquote von 3,3% 
im Jahresdurchschnitt 1981 ist allerdings 
immer noch die geringste unter allen Bun­
desländern geblieben (Bund 5,5%). 

Bade_n-Württemberg 1 Bundes-
gebiet 

1950 11
1 1961 11 1 1970,l} 1 198021 

3 146 4 039 4176 4 251 26 874 
1 271 1 6'10 1 600 1 681 10 092 

i32 476 492 2 167 

48.9 52,1 46,9 46,1 43,7 

842 637 332 210 1 437 
1 413 2 104 2 2?4 2 204 12 174 

403 545 597 607 4 722 
487 754 964 1 230 8 541 

538 519 389 352 2 316 
570 464 294 142 924 
118 188 254 · 307 2 261 
465 906 1 232 1 546 10 002 

1 455 1 962 2 007 1 903 11 372 

45.3 42,5 39,6 39.7 
42,1 38,1 35,0 35,2 
54,0 52,9 52,5 53,6 
44:B 43.7 43.0 45,0 

65 6 8 121 1 272 

22 2 3 66 619 
4,3 0,2 0,2 3,3 5,5 

11 105 134 41 208 
3 2 65 347 

1) Ergebnisse der Volkszählung ( ohne Arbeitsmarktdaten).- 2) Ergebnisse des Mikrozensus: Arbeits-
marktzahlen 1981.- 3) Einschließlich kfm./techn.Auszubi!dende. -- 4) EinschL'gewerblich Auszu-
bilderx::le. - 5) Quelle: Landesarbe.itsamt bzw. Bundesanstalt für.Arbeit. · 
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Zusammenf~ssender 1·ndfkator der wirt- · 
schaftlichen Leistung ist das Bruttoin­
landsprodukt. Schalt'et man die Preis­
steigerungen aus,. so hat es sich, in Prei­
sen von 1970 gemessen, seit Bestehen 
des Landes mehr als vervierfacht.· Ein 
solch außerordentliches Wachstum, das 
zweifellos in engem Zusammenhang mit 

~dem überdurchschnittlichen Bevölke­
rungsw~chstum steht, wurde von kei­
nem anderen Bundesland erreicht. 

1 n den 50er Jahren war die Entwicklung 
zunächst durch eine sehr ·ctynamische 
Aufbauphase gekennzeichnet. Geprägt 
wurde diese Periode des wirts~haftlichen 
Wiederaufbaus durch das starke Vordrin­
gen des Produzierenden Gewerbes ( 1 n­
dustrie, Handwerk, Bauwirtschaft).• 

Nach Sättigung des W[edera~fbau- und 
Nachholbedarfs setzte dann in den 60er 
Jahren ein neuer Entviiicklungsabschriitt 
mit deutlich abgeschwächtem Wachstum 
ein, der als Kqnsolidierungsphase be­
zeichnet werden kann. Auch dieser Zeit­
raum war durch beträchtliche struktu-

Bezeichnung Einheit 

Brutto in la ndsprodu kt 
in jeweiligen Preisen Mill.DM 
in Preisen von 1970 Mill.DM. 

Bruttoinlandsprodukt je Einwohner 

in jeweiligen Preisen DM 
in Preisen von 1970 DM 

Beiträge der Wirtschaftsbereiche zum 
Brutto i n'la ndsprod u k 13) 

Land- und Forstwirtschaft % 
Warenproduzierendes Gewerbe % 
Handel und Verk:ehr % 
D ienstleistu ngsu nterrieh men % 
Staat, Private Haushalte und 
Organisationen ohne Erwerbs-
charakter % 

relle Verschiebungen gekennzeichnet: 
Der Warenproduzierende Bereich erhöh­
te weiterhin seinen Beitrag zum Brutto­
inlandsprodukt, all.erdin~i's nur noch 
leicht. Demgegenüber steigerte der 
Dienstleistungsbereich seinen Anteil am 

. Bruttoinlandsprodukt beträchtlich, wäh­
rend das Gewicht der Landwirtschaft 
weiterhin zurückging. 

Etwa mit Begir:in der 70er Jahre setzte -
wiederum ein Trendumbruch ein, so daß 
von einer generellen Umorientierungs­
phase ausgegangen werden muß. Kenn­
zeichnend für diese neue Entwicklung 
ist einerseits eine weitere Abschwä­
chung des wirtschaftlichen Wa~hstums, 
andererseits ein verstärkter Struktur­
wandel vor dem Hintergrund sprunghaft 
gestiegener Energiepreise und- einer teil­
weise schwie~igeren Wettbewerbsposi­
tion der heimischen Wirtschaft auf den 
Weltmärkten. Die für 1-!ocheritwfckelte 
Volkswirtschaften typische überpropor­
tionale Ausweitung des Dienstleistungs­
bereichs setzte sich in den 70er Jahren 

Baden-Württemberg !Bundes-
gebiet 

19521 1960 1 1970 1 198011 

19 201 42 999 105 312 234 255 1 488 920 
32 500 21 61 659 105 312 142 176 895 140 

.2 949 ,5 665 11 839 25 372 24 184 
4 90021 8 123 11 839 15 399 14p39 

9.4 5,7 3,2 1,8 . 2,1 
53,4 56,8 59,0 54,4 47,3 
18,4 16,3 13,4 12,6 15,0 
9,9 13,5 15,5 19,7 22,3 

8,9 7,7 8,9 11,5 13,2 

1) Vorläufige Ergebnisse. - 2) Geschätzt. - 3) Anteile an der unbereinigten Bruttowertschöpfung 
in jeweiligen Preisen. Nur für 1980 neuester Berechnungsstand. · 



Konjunkturverlauf 

Bruttoinlands­
produkt 
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verstärkt fort, doch hat sich in Baden­
W~rttemberg der Strukturwandel bisher 
eher langsam und gemäßigt vollzo9E!n. 
Nicht zuletzt spielt dabei auch die 
historisch gewachsene Wirtschaftsstruk­
tur eine Rolle, die durch die überragen­
de Bedeutung des Produzierenden Ge­
werbes geprägt ist. Noch immer stellt 
dieser Sektor weit über die Hälfte aller 
n ichtlandw irtschaftl ichen Arbeitsplätze. 
Ungeachtet dessen ging die generelle 
Wachstumsabschwächung nach 1973 im 

1952- 100 

1300 

100 
1952 54 

... 
56 58 60 64 

1977 1978 1979 1980 1981 

Gefolge der Energiepreissteigerung ins­
besondere auf Kosten des Warenprodu­
zierenden Sektors. 

Der eindeutige Schwerpunkt der wirt· 
schaftlichen Aktivität liegt im Mittleren­
Neckar-Raum und im Rhein-Neckar­
Raum. In diesen hochverdichteten Re­
gionen, die zusammen nur knapp ein 
Sechstel der Landesfläche umfassen, 
werden rund 40% des gesamten Brutto­
inlandsproduktes erwirtschaftet. 

70 74 76 78 80 
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Betriebe, genutzte 
Flächen 

In den zurückliegenden drei Jahrzehnten 
hat sich die Betriebs- und Beschäfti· 
gungsstruktur der Land- und Forstwirt­
schaft unter dem fortwährenden Druck 
der E inkommensd ispar ität gegenüber 
der gewerblichen Wirtschaft tiefgreifend 
verändert. Obwohl sich die Zahl der 
überwiegerid Klein- und kleinbäuerlichen 
Betriebe, bei gleichzeitiger KOnzentr~­
tion auf größere Höfe, um gut die Hälfte 
verringert hat und zwei Drittel der land­
wirtschaftlichen Arbeitskräfte in andere 
Wirtschaftsbereiche abgewandert sind, 
konnte durch verstärkten Maschinen­
und Kapitaleinsatz sowie produktions­
technische und organisatorische Fort­
schritte die Nahrungsmittelproduktion 
um ein Mehrfaches erhöht werden. Die 
Ertrags-Aufwandsrelationen für die in 
der Agrarwirtschaft verbliebenen B'e­
triebe und Beschäftigten worden damit 
zwar verbessert, aber die Disparität 
nicht aufgehoben. Vielmehr sahen sich 
die Inhaber der Betriebe zunehmend 
gezwungen, vom landwirtschaftlichen 
Haupterwerb zum Zu- und Nebener­
werb überzugehen: Nur noch 56 000 
heimische Agrarbetriebe werden heute 
hauptberuflich geführt. 

Größenkl. n der LF (ha) 

Land- und 
forstwirt­
schaftliche 
Betriebe 

'"'),,.JCJI i llttt,.,,,,.,j . 
200 100 0 0 200 400 600 

Tsd. Betriebe Tsd. ha 

Mit dem Bevölkerungswachstum und 
dem Ausbau der gewerblichen Wirt· 
schaft war eine empfindliche Einschrän­
kung der agrarischen Produktionska­
pazität verbunden: Im Zeitraum von 
1950 bis 1980 wurden 177 000 Hektar 
Naturfläche für die Nutzung als Bau­
land, Verkehrswegefläche und sonstige 
Siedlungsfläche bereitgestellt, weitere 
50 000 Hektar der forstlichen Nutzung 
zugeführt und fast 40 000 Hektar als 
Brachland belassen. In der Viehhaltung 
entwickelten sich die Produktionskapa· 
zitäten unterschiedlich: Während die Be­
stände an Mastrindern erweitert, die 
Schweinebestände sogar verdoppelt wur­
den, erfolgte beim Milchkuhbestand ein 
Rückgang um mehr als ein Fünftel. 

Die Produktionsleistungen wurden ande­
rerseits durch eine Intensivierung des 
Aufwandes und verstärkten Futtermit­
teleinsatz erheblich verbessert. Bei der 
pflanzlichen Produktion konnten die 
Erträge in kaum für möglich gehaltenem 
Ausmaß gesteigert werden. 

Bei der tierischen Produktion stiegen 
die Mi_lchleistung je Kuh um 95%, die 
Gesamtschlachtmenge an Rindern um 
rund 210% und die an Schweinen um 
gut 130%. lin ganzen hat sich die reale 
Bruttoproduktio·n damit um über ein 
Drittel auf fast 14 Mill. t Getreideeinhei­
ten IG E) erhöht. 

Die erheblichen Anstrengungen und 
Leistungsverbesserungen der gesamten 
Landwirtschaft bewirkten allein seit 
1960 eine Verdoppelung der landwirt­
schaftlichen Verkaufserlöse auf knapp 
6,8 Mrd. DM. Da die Betriebsausgaben 
im gleichen Zeitraum stärker anstiegen, 
verbesserte sich das Betriebseinkommen 
nur um 80%. Bei sehr starken Unter­
schieden zwischen den einzelnen Be­
triebsgrößen, Betriebstypen und Regio­
nen ist es für die Landwirtschaft insge­
samt gesehen nicht leicht, mit anderen 
Wirtschaftsgruppen Schritt zu halten. 



Betriebe, Flächen, 
Baden-Württemberg 1 Bundes-

Erzeugung, Leistungen Ein- gebiet Merkmal 
heit 

. 1950- 1 1960 1 1970 1 1980 

l:--andwirtrhaftliclie Betriebe ab 
1 ha LF.1 inS]esamt 1000 322.7 263,9 206,4 138,4 797,4 

davon mil 
1 ~is unter 2 ha LF 1000 69,2 55,6 42,2 25,2 102,9 
2 " " 10.ha LF 1000 213,0 160.6 107,9 60,8 304,0 

10 " " 30 ha LF 1000 37,6 45,2 53,0 43,4 283,9 
30 und mehr ha LF 1000 2,9 2,5 3,3 9,0 106,6 

Arbeitskräfte2l insgesamt 1000 925 615 466 324 1 925,0 
qarunter 
Farn i I ienarbeitsk räfte 1000 830 590 450 314 1 851,3 

Forstbetriebe ab 1 ha Waldfläche 1000 12,4 11,9 13,3 97,2 

Waldfläche insgesamt 1000 ha 1 252,5 1 269,6 1 298,2 1 302,4 5,201,8 

Landw. genutzte F1äche3l 1000 ha 1 970,2 1 928.0 1 811,5 1 545,l 12248,3 
darunter 
Ackerland 1000 ha 1 062,8 . 1 031,8 955,2 848,2 7 269,6 
Oauergrünlarid 1000 ha 843,8 823,0 774,5 647,0 4 754,2 
Aebland 1000 ha 17,4 19,3 20,4 23,2 95) 
Obstanlagen u.Baumschulen 1000 ha 12,2 13,3 27,2 21,0 73,6 

Rindvieh insgesamt 1000 1 631.1 
darunter 

1 823,5 1 855.4 1 855,5- 15 069!5
1 

Milchkühe 1000 875,4 875,0 744,9 688,1' 5 468,9 

Schw~ine 1000 1 219,3 1 724,0 2 232,5 2211.0 22 553,4 
Pflanzliche Erzeugung 

Hektarertrag Getreide4 l dt/ha 22,6 31,2 32,2 42,9 44,3 
Hektarertrag Kartoffeln dt/ha 239,5 230.7 248,7 223,9 259,4 
Erntemenge Getreide4l 100a' dt 11 988 17 411 19 384 25 511 230 873 
Erntemenge Kartoffeln lOÖO dt 28 872 28 850 18 702 5 315 66 941 
Erntemeng~ Zuckerrüben 1000 dt 4 530 8 925 9 102 11 408 191 2~0 

Tierische Erzeugung 
207761 Milcherzeugung je Kuh5 ) kg 2934 3 296 4041 4 548 

Milcherzeugung insgesamt 1000 t 1·_829_3612 565, 1 2 581,1 2 797 ,3 24 778,9 
Gesamtschlachtmenge 
in$,;lesamt 1000 t 216.0 402.5 493,1 523,6 4808,4 

darunter 
Rinder 1000 t 78,2 150,9 209,8 241,2 1 493,9 
Schwein€ 1000 t 116,5 227,0 263.1 270,0 3 213,6 

Gesamtleistungen 7) 
1000 , 81 Bruttoproduktion 13245,8 13 130,2 13846,2 }91 Nahrungsm ittelprod uk t ion 1000 ,81 7 375,4 7 137,2 8 006,2 

Verkaufserlöse insgesamt Mill.DM 3 057 ,6 4 535,0 6 780,9 55 424,0 
darunter 
tierische i;:rzeugnisse Mill.DM 1 909,9 2 759,7 4 239,4 38 922,0 

Betriebseinkommen in~esamt Mill.DM 1 789,4 2 056.7 2 690.7 
}9) je Betrieb DM 5 563 8 773 18 333,1 

jeAK 10) DM 4 493 8 820 17 116,4 
1) Vor 1970 landwirtsch-aftl. Nu-g.fläche (LN)_ - 2) Familieneigene und ständige familienfremde 
Arbeitskräfte in landwirtschaftl. Betrieben ab 2 ha LF. -3) 1980/81 ohne Kleinflächen_ - 4) Ge- · 
treide in_sgesamt mit Körnermais. - 5) Unter Zugrundelegung der Gesamtzahl aus.der Dezember-
Viehzählung des Vorjahres. -6) 1951. - 7) WirtSchaftsjahre.--8) Getreideeinheiten (GE), -9) Für 
d-;is Bundesgebiet liegen keine Vergleichbaref1 Berechnungen Vor. - 10). Arbeitskraft-Einheit (AK). 
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15 Verarbeitendes Gewerbe, 
Handwerk · 

Heute ist das Verarbeitende Gewerbe 
'mit fast 1,5 Mil-. Besc_häftigte_n, über 
200 Mrd. DM Jahresumsatz und 44% 
Anteil an der Bruttowertschöpfung der 
bedeutendste Wirtschaftsbere ich. 

Für die im nationalen wie internationa­
len Vergleich überragende Rolle des Ver­
arbeitenden Gewerbes. war bereits vor 
der Jahrhunder:twende der Grund gelegt 
worden, jedoth werden die heutige Be­
deutl..)ng und Größenordnung erst erklär­
bar durch den Aufschwung der 50er 
Jahre. Impulse für die von technischem 
Fortschritt und starker Vermehrung der 
Arbeitsplätze -begleitete Erytwickjung 
gaben die inländische und die zuneh­
mende ausländische Nachfrage nach 
hochqualifizierten,. speziellen Produk-· 
ten. Der Ausbau dieses Wirtschaftsbe-· 
reichs vollzog sich in stark~in Maße im 
Mittleren-Neckar-Raum und im Rhein­
Neck_ar-Ra_um, jedoch auch in frü~er 

, landwirtschaftlich geprägten Teilen des 
Landes. 

Im Jahr 1970 erreichte das Verarbeiten­
de Gewerbe nach der Erholung vorn 
Konjunktureinbruch 1966/67 den 
Höchststand seiner Beschäftigtenzahl 
iüber 1,6 Mill.); bis dahin hatte sich die 
Zahl der Arbeitsplätze in zwei Jahrzehn­
ten verdoppelt. Vier.Jahr€! später folgt_e 
die bisher größte Rezession der Nach-

kriegsieit. Der' damit verbundene Be­
·s~häftigtenrückgang kaiTI zwar 1978 
zum Stillstand, jedoch lag die Zahl der 
Arbeitsplätze 1980 noch um rund 
165 000 unter dem Stand von 1970, 
Der Beschäftigtenschwund betraf weni­
ger das I nvestition_sgüter pr~du_zierende 
Gewerbe, das mit 62% der Beschäftigten 
und 55% des Umsatzes innerhalb des 
Verarbeitenden .Gewerbes dominiert, als 

,vielmehr das Verbrauchsgüter produzie­
rende G~werbe. Insbesondere im Textil­
und Bekleidungsgewerbe ging etw·a jeder 
di"itte Arbeitsplatz verloren. 

Eine-wesentliche Stärkung erfuhr das ln­
vestiti0nsgüter produzierende Gewerbe 
durch wachsende Auslandsnachfrage; 
die Exportquote hat sich seit 1950 ver­
vierfacht, gegenwärtig wird über ein 

'Viertel der Produktion exportiert. ~x­
portgüter Sind vor allem Maschinen, 
Kraftfahrzeuge und elektrotechnische 
Erzeu_griisse. 

Einen vyichtigen Platz nimmt in der ge­
werblichen Produktion und in der Be­
·rei'"-tstellung von Dienstleistungen das 
Handwerk ein: dessen Beschäftigtenzahl 
trotz stark rückläufiger Zahl der Betrie­
be auf 670 000 wuchs. Die Lieferungen 
und Leistu~ge~. deren Umsatz inzwi­
schen bei mehr als 54· Mrd. DM liegt, 
w_urden fast zur Hälfte für private Haus-

Produktion 1950-100 

Beschäftigte . 600 

500 

400 

300 

200 

--- Produktion 

---- Beschäftigte 1 

···········• Produktivität 1 .. •············i je ~eschäftigten 

"('fr-~::::.-::-.:-:-:--~:-!-:-:~-=-°""-""-.-~-.-"---... -.. -.. -:-·:...-··-··.!./·-··-··-··-··-···-··-·~-.. -.~-.•·~~. 

__ ';:Ti ..... ~, ! • , 1,. 1., .. ,,, l , , , \ 100 
1950 52 54 56 58 60 62 64 .66 68 70 72 74 76 78 80 
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Betriebe, Beschäftigte, 
Produktionsindex 

halte, zu 40% für die gewerbliche Wirt­
schaft und zu rTlehi- als einem Zehntel 
für öffentliche Auftr_aggeber·erbracht. 

Innerhalb des Handwerks hatten vor 
allem des Bekleidungs-, Textil- und 
Ledergewerbe Betriebs- und Beschäftig­
teneinbußen zu verzeichnen. Besonders 
günstig entwickelte sich dagegen das Me­
tallge\l\/€'rbe sowie der Gesundheits- und 
Körperpflegebereich einschließlich des 
Reinigungsgewerbes. 

Merkmal 

Betriebe insgesamt 1 l 
darunter mit 1000 urid mehr 
~eschäftigten 

Besch~ftigte insgesamt 
je 1000 Einwohner 
Maschinenbau 
Straßenfahrzeugbau 
Elektrotechnik 
Textil 

1 nvestitionen insgesamt 
je Beschäftigten 

Geleistete Arbeiterstunden 
insgeS<lmt 

je Arbeiter 

Produktionsindex insgesam.t 

Grundstoff- und 
Produktionsgütergewerbe 

lnvestilionsgüter produ­
zierendes Gewerbe 

Verbrauchsgüter produ­
zierendes Gevverbe 

Nahrungs- und Genuß• 
mittelgewerbe 

Produktivität je Beschäftigten 

Löhne und Gehälter insgesamt 
je Beschäftigten 

Umsatz insgesamt. 
je Beschäftigten 

Auslandsumsatz 
Exportquote 

Einheit 

Anzahl 

Anzahl 

1000 
Anzahl 

1000 
1000 
1000 
1000 

!Mill.DM 
DM·· 

Mill.Std. 
Std., 

i970•100 

1970,,;100 

1970•100 

1970•100 

1970•100 

1970•100 

Mill.DM 
DM 

Mill.DM 
DM 

Mill.DM 
% 

Die Erhaltung und Entfaltung kleiner 
und mittlerer Unterne_hmen, auch .freier 
Berufe, kurz: die "Mittelstandsförde­
rung", wurde 1975,ausdrücklich ·durch 
Landesgesetz verankert. Allein für Exi­
stenzgrünQungen (als eine von 5 Förde­
rungsarten des Mittelstandsprogramms 
des Landes) wurden zwischen ·1973 und 
1980 713 Mill. DM als Darlehen bewilligt. 

Baden-Württemberg 1 
Bu~des­
gebiet 

1950 1 1960 11970 1 1980 

9 150 

11521 

822 
131 
101 
58 
66 

141 

1 552 
2 247 

20,8 

19,3 

14,7 

28,0 

34,5 

40,9 

2 425 
2950 

12 751 
15 508 

816 
6.4 

10 229 10 579 

178 223 

1 398 1 611 
184 181 

224 269 
116 162 
189 258 
169 

2 298 
2 042 

56,8 

151 

5 878 
4 003 

2 236 
1 869 

100 

10 410 

193 

1 493 
162 

261 
210 
245 
100 

8 8~6 
5 940 

1 736 
1 676 

124.6 

46,2 

55.5 

55,0 

100 121,4 

100 13~.3 

100 110,7 

73,2 100 

65;5 100 

8 233 22 861 

1?4,9 
138,3 

50 675 
-5891 14192 33951 

41 413 89 137 207 888 
29 631 55 335 139 279. 

6 245 17 954 53 145 
15, 1 20, 1 25,6 

48 777 

1 102 

7 660 
124 

1 024 
802 
976 
304 

. 46 59831 

513131 

9 153 
1 692 

122,7 

121,9 

122.7 

119.3 

129.8' 

142,5 

257 175 
33 576 

1 196 543 
156 216 

290 496 
24,3 

· 1) Bis 1970 = Industriebetriebe mit 10 und mehr Beschäftigten; 1980 = Betriebe von Unter­
ilehmen•im ~ergbau und Verarbeitenden Gewerbe mit im allgemeinen 20·und mehr Beschäftigten,­
·2) 1952. - 3) 1979 vorläufige Ergebnisse. 
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16 Bauen, Wohnen 

38 

Wohnungen, 
Wohnungsgröße 

In den Jahren 1952 bis 1980 wurden 
rund 2,38 Mill. Wohnungen fertiggestellt, 
das entspricht einem Durchschnitt von 
knapp 82 000 Wohnungen pro Jahr. Die 
Spitzenwerte wurden Mitte der 60er 
Jahre sowie Anfang der 70er Jahre er­
zielt, wobei die Bauwirtschaft des Lan­
des am bundesweit zu beobachtenden 
Bauboom überproportionalen Anteil 
hatte. In dieser Zeit wurden im gesam­
ten Hochbau, aber ganz besonders im 
Wohnungsbau Fertigstellungszahlen er­
reicht wie nie zuvor seit Gründung des 
Bundeslandes mit dem absoluten Höchst­
stand 1973 mit rund 119 000 Woh· 
nungen. Danach haben sich die Fertig­
stellungen von Jahr zu Jahr kontinuier­
lich verringert bis auf rund 62 000 Woh­
nungen im Jahr 1978. In den Jahren 
1979 und 1980 ist die Zahl der fertigge­
stellten Wohnungen wieder leicht gestie­
gen. Die Entwicklung im übrigen Hoch­
bau verlief ähnlich wie im Wohnungs­
bau. Bei dieser hohen Bauleistung ver­
wundert es nicht, daß das Baugewerbe 
des Landes seinen Anteil an der Brut­
towertschöpfung dieses Wirtschaftszwei• 
ges im Bundesgebiet s'tändig vergrößern 
konnte. 

Mill. Wohnungen 
4 

3 

2 

"Wohnräume mi1 6 und mehr m2 einschließlich Küche 

Das Bauhauptgewerbe, zu dem die an 
der Ausführung der Rohbauarbeiten be­
teiligten Betriebe gehören, erlebte im 
Zuge des Wiederaufbaus - ähnlich der 
Entwicklung im gesamten Bundesge­
biet - bis Mitte der sechziger Jahre eine 
Phase starken Wachstums. Im Jahr 1965 
wurde mit · über 270 000 Personen die 
absolut höchste Beschäftigtenzahl er­
reicht. Nach der Hochkonjunktur 1969 
bis 1973 war die Bauwirtschaft wie in 
den anderen Bundesländern von der 
stärksten Rezession der Nachkriegszeit 
betroffen, die beim Bauhauptgewerbe 
zu einem Beschäftigtenabbau bis zum 
absoluten Tiefstand von nicht einmal 
185 000 Personen im Jahr 1977 führte. 
Obwohl sich der nachfolgende Auf­
schwung im land ausgeprägter als im 
Bundesdurchschnitt auswirkte, stieg die 
Beschäftigtenzahl erst im Jahr 1980 
wieder über die 200 000er Grenze. 

Trotz deutlich verringerter Fertigstel­
lungszahlen hat sich die durchschnitt­
liche Wohnungsversorgung der Bevölke­
rung stetig verbessert, so daß inzwischen 
rechnerisch jedem Haushalt eine Woh­
nung zur Verfügung steht. Dieser Dur~h-

Wohnungen mit 
7 und mehr 
Räumen* 

5 und 6 Räumen • 

4 Räumen• 

3 Räumen·• 

1 und 2 Räumen • 



Gebäude, Wohnungen, 
Räume, Baugewerbe 

schnittswert darf allerdings nicht dar­
über hinwegtäuschen, .daß vor all~m iri · 
den Ballungsgebieten und für bestimmte 
soziale Gruppen ·(u.a. größere Familien 
in den unteren Einkommensschichten) 
nach wie vor Engpässe am Wohnungs­
markt bestehen. 

Der 'Wohnkomfort hat sich in den ver­
gangenen 30 Jcihren sowohl in der Größe 
der Wohnungen - die d~rchschnittliche 

Bezeichnung 

Wohnungsgröße in Neubauten stieg zwi­
schen 1952 und 1980 von knapp 60 m2 
auf 100 m2 •- als aucti in ih(er Ausstat­
tung erheblich verbessert. Der Trend zur 
Sammelheizung ging einher mit der Ver­
besserUf!9 der sanitären Ausstattung: 
1950 hatten 96% der Wohnungen Ofen­
heizung, 1978 nUr noch 39%; der Anteil 
der Wohnungen.mit WC und Bad ist zwi­
schen 1965 und 1978 von 62%-auf 84% 
gestiegen. 

Baden•Württemberg 
1 

Bundes­
gebiet Ein• 

tieit 
1952 1 1960 1 1970 1 1980 

Wohngebäude, Wohnungen, 
Räume (am 31.12.) 

Woh·ngebäude 
Wohnungen insgesamt 1,) 

Räume in Wohn- und 
Nichtwohngebäuden 
Einwohner je Wohnung 
Räume je Einwohne~ 

Bau fert igstel iu ngen 

Wohngebäude insgesamt2l 
darunter mi1 1 und· 2 
Wohnungeri2) 

Nichtwohngebäude 
Umbauter Raum 
davon für Unternehmen 

Öffentliche Bauherren 
Private Ha'ushalte 

Wohnungen insgesamt 1) 
Wohnfläche je Wohnung in 
neuen Wohngebäuden 

Bauhauptgewerbe4 l 
Betriebe 
Beschäft igte5l 
Geleistete Arbeitsstunden 
imgesaml 
darunter Wohnungsbau 

GE!werblicher Bau 
- Öffentlicher und 

Verkehrsbau 
Baugewerblicher Umsatz 6) 

darunt€r Wohnungsbau 
Gewerbl.u.indu.str. Bau 
Offentl .u. Ve"rkehrsbau 

1000 
1000 

1000 
Anzahl 
Anzahl 

Anzahl 

Anzahl 

Ani:ahl 
1000m3 

1000m3 

1000m3 

1000m3 

Anzahl 

1000 
1000 

Mill.Std. 
Mill. Std. 
Mill.Std. 

Mill.Std. 
Mill. DM 
Mill.DM 
Mill.DM 
Mill.DM 

901,6 
1 593,3 

6 565,6 
4,1 · 
1,0 

20 989 

-16 924 
13 553 
14 564 

3 355 

62 374 

58,8 

12 .7 
159,0 

275,5 
126,5 
50,0 

87 .2 
1 331 

1 122,b 1 398.4 
2 220 ,2 2 

8 910,3 12 580,9 
3.4 3',1 
1 ,2 1 .4 

31 080 27 474 

26 024 
15 154 
22 203 
17 269 
4 260 

674 
82 612 

74,7 

12,0 
·211,1 

375.8 
162,2 
77,9 

122.8 
3 664 
l 444 

795 
1 339 

22 717 

6 983 
30 101 
24 099 

5 538 
464 

74 362 

87,4 

12,1 
241 .4 

403,5 
160,0 
83,6 

155,0 
8 582 
3 268 
1 796 
3 402 

1 720,1 
3 687,1 

16 213,7 
2',5 
1,8 

36 047 

37_932 
6 087 

27 549 
21 401 

5 280 
868 

70 70931 

100,4 

10.5 
20.1,1 

283,9 
124.8 
55,8 

100.7 
18 762 
7 584 
3 953 
7 097 

. 11 2L17,0 

25'405,6 

107 137.4 
2,4 
1,7 

217 856 

204 70] 
39 193 

162 731 
1 J9 404 
29 894 
13 433 

388 904 

102,0 

60,3 
1 281,2 

1 744.9 
715.4 
401,6 

609,3 
112 484 
42 617 
27 647 
41 166 

1) Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden sowie einschl. ·Baumaßnahmen an best8heriden 
Gebäuden. - 2) Für die Jahr_e 1952 und 1960: Wohngebäude einschl. Umbau ganzer: Gebäude. -
3) Ab 1968 Nettomethode. - 4) Ergebnis 1980 wegen neuer Systematik mit Vorjahren nicht voll 
vergleichbiir. - 5) Ab 1962 einschl. unbezahlt mithelf.ender Familienangehöriger. - 6) Ab 1968 
ohne Umsatz- (Mehrwert-) steuer. Steuerlich abgerechriete Umsätze. 
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17 Handel, Export 

Ausfuhr nach 
Ländern und Waren 

40 

Die starke Verflechtung Baden-Württem­
bergs mit dem Ausland zeigt sich am 
deutlichsten in der expansiven Ent-_ 
wicklung seiner Ausfuhr, die von 1952 
bis 1980 wertmäßig um das 25fache an­
stieg. Damit war das Wachstumstempo 
noch schneller ,als das der Bundesaus­
fuhr, die im gleichen Zeitraum lediglich 
um das 20fache zunahm. Mit dem 1980 
erreichten Exportvolumen von rund 
59,3 Mrd. DM und einem Anteil von 
16,9% am Export des gesamten Bundes­
gebiets liegt das Land nach Nordrhein­
Westfalen an zweiter Stelle unter den 
Bundesländern. 

1 n den letzten 30 Jahren ergaben sich 
allerdings starke-regionale Verschiebun­
gen in den Exportströmen. Waren zu Be­

·ginn der 50er_ Jahre die Schweiz, die 
Niederlande und Frankreich die Haupt­
abnehmer, so lautet die Reihenfolge 
1980: Frankreich vor den USA (mit zu-

Bezeichnung Einheit 

Ausfuhr insyesamt Mill. DM 

Wichtigste Länder 
Frankreich Mill.DM 
USA Mill. DM 
Italien •Mill.DM 
Schweiz Mill. DM 
Niederlanäe Mill.DM 
Osterreich Mill. DM 

Großbritannien Mill.DM 
Belgien/Luxemburg Mill. DM 

Wichtigste Waren 

Maschinen Mill.DM 
Kraft. und Luftfahrzeuge Mill.DM 

Elektrotechnische Erzeugnisse Mill.DM 

Cheniische Erzeugnisse Mill. DM 

Textilien Mill. DM 
Feinmechanische und 

optische Erzeugnisse Mill. DM 
Eisenwaren Mill.DM 

Ausfuhr je'Einwohner DM 

Anteil am Bundesgebiet % 

sammen einem ·Viertel der Gesamtaus­
fuhr), gefolgt von Italien, der Schweiz· 
u~d den•Niederlanden. 

Nach wie vor liegt das SchWerg~wicht 
der Ausfuhr bei den westlichen Indu­
striestaaten {82% des Gesamt-exports), 
insbesondere bei den Ländern der EG 
(43%). Mit der seit 1973 einsetzenden 
expansiven Preisentwicklung auf dem 
Erdölmarkt traf· der Handel vor allem 
mit der Gruppe der OPEC-s_taaten stär­
ker in den Vordergrund. Ihr Anteil hat 
sich von 3% im Jahr 1970 über fast 10% 
im Jahr 1978 auf heute etwas über 6% 

- erhöht. 

Auch in der Warenstruktur der Ausfuhr 
ergabei, sich seit Beginn der 50er Jahre 
starke Verschiebungen. Bei Kraftfahr­
zeugen und elektrot~hnischen Erzeug­
ni~sen verdoppelte sich der Anteil auf 
22 bzw. 13%, bei Textilwaren ging er 
von 12% auf 6% zurück. Wichtigstes Ex-

Baden-Württemberg 1 Bundes-
geb.iet 

1951 1 1960 1 1970 1 1989 

1 844 7 459 22 641 59 287 350 328 

149 486 3204 8 331 46 615 

82 644 2 123 5 898 21 478 

79 552 2 249 5'330 29 936 
191 733 2 136 5 073 20 007 
157 508 1 833 3 996 33 273 
52 456 , 1 100 3665 19 257 

76 .355 844 3 347 22 917 

102 356· 1 2.21 2 789 27 482 

530 2 109 6 741 15 202 62 549 
201 1 547 ·:4 Ü60 13'245 56 949 

132 931 3234 7713 34 019 
89 317 1 409 4312 46 774 

212 496 1 532 3 299 17 743 

104 311 814 7 016 6 614 
80 208 735 2 018 . 14 375 

280 975 2 527 6 419 5691 

12.7 15,6 18,1 16,9 



Ausfuhr nach 
Ländern 

Großhandel, 
Handelsvermittlung, 

Einzelhandel 

, 

1951 (1,8 Mrd. DM~ 100%) 1980 (59,3 Mrd. DM~ 100%) 

Frankreich 

USA 

Italien 

Schweiz 

Niederlande 

Österreich 

Großbritannien 
Belgien/ 

Luxemburg 

% 12 10 8 6 4 2 0 0 2 4 6 8 10 12 14 % 
Anteil in % der Gesamtausfuhr 

portgut der überdurchschnittlich hoch• 
spezialisierten Verarbeitungs- und Ver­
edelungsindustrie Baden-Württembergs 
sind nach wie vor Maschinen, die 1980 
einen Anteil von 30% an der Gesamt­
ausfuhr hatten. 
Der Handel, zu dem Groß- und Einzel­
handel sowie die Handelsvermittlung 
zählen, ist mit rund 490 000 Beschäftig­
ten einer der großen Wirtschaftsbereiche, 
obwohl sein Beitrag zur gesamtwirt­
schaftlichen Wertschöpfung in den letz­
ten 30 Jahren von 13% auf gut 8% zu­
rückgegangen ist. Eine Rolle dürften 

hierbei die verstärkte Übernahme tradi­
tioneller Verteilerfunktionen des Han­
dels durch Unternehmen des Verarbei­
tenden Gewerbes und das Ausschalten 
von Handelsstufen spielen. Obwohl die 
Zahl der Handelsunternehmen allein seit 
1960 um ein Drittel zurückgegangen ist, 
hat sich in diesem Zeitraum die Zahl der 
Beschäftigten noch um 100 000 erhöht. 
Trot.Z: dieser unübersehbaren Konzentra­
tionstendenzen, die vor allem im Einzel­
handel deutlich wurden, zählen heute 
noch rund 30% aller Wirtschaftsu nter• 
nehmen des Landes zum Handel. 

Baden.Württemberg 
1 

Bundes-
Bezeichnung Einheit gebiet 1) 

1960 1 1968 1 1979 

Unternehmen insgesamt Anzahl 95 410 82 227 66 245 522 273 
Großhandel Anzahl 15 999 14 850 12 170 98 199 
Handelsverm itt lu ng Anzahl 18 393 15 380 9 583 76 265 
E inzelhande! Anzahl 61 018 51 997 44 492 347 809 

Beschäftigte Insgesamt Anzahl 392 718 472 463 486 825 3 855 912 
Großhandel Anzahl 136 759 168 384 165 192 1 212 415 
Handelsvermittlung Anzahl 29 998 31 272 23 356 191 950 
Einzelhandel Anzahl 225 961 272 807 298 277 2 451 547 

Umsatz insgesamt Mill.DM 24 531 46 937 115 727 996 915 
Großhandel Mill.DM 15 416 28 833 64 993 611 292 
Handel sverm itt lu ng Mill.DM 538 968 1 829 14 540 
Einzelhandel Mill.DM 8 577 17 136 48 905 371 083 

Beschäftigte je Unternehmen Anzahl 4,1 5.7 7,3 7,4 
Umsatz je Unternehmen 1000 DM 257 571 1 747 1 909 
Umsatz je Beschäftigten 1000 DM 62 99 238 259 
1) Vorläufige Ergebnisse. 
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18 Entwicklungshilfe 

42 

Warenstruktur 
der Ausfuhr 1980 

Wirtschaftlicher W9hlstand und soziale 
Sicherung in der Mehrzahl der Industrie­
länder stehen in krassem Gegensatz zu 
Not und Armut in den Ländern der Drit­
ten Welt. So beträgt das Bruttosozialpro­
dukt je Kopf der Bevölkerung in den In­
dustrieländern ungefähr das Zwölffache 
desjenigen in den Entwicklungsländern 
ohne OPEC-Staaten. Besonders krass ist 
die Differenz zu den südasiatischen Ent­
wicklungsländern, deren Pro-Kopf-Ein­
kommen 1975 mit 132 US-$ (in Preisen 
von 1974) nur ein Vierzigstel des durch­
schnittlichen Wertes aller Industrieländer 
(5 238 US- $ ) betrug. Der hieraus er­
wachsenden Verantwortung besserge­
stellter Industrieländer für die Entwick­
lungsländer hat sich Baden-Württemberg 
gerade auch im Jubiläumsjahr gestellt, 
das zum "Jahr der Zusammenarbeit mit 
den Ländern der Dritten Welt" erklärt 
wurde. Zwar ist die Entwicklungspolitik 
als Teil der auswärtigen Beziehungen 
Sache des Bundes, doch fällt den Bun­
desländern im Rahmen der Bund-Länder-

Entwicklungsländer 19,0 Mrd. DM) 

Zusammenarbeit auf wichtigen Gebieten 
eine wesentliche Rolle zu. Seit 1962 hat 
sich der Anteil Baden-Württembergs an 
den Entwicklungshilfeleistungen der Bun­
desländer ständig erhöht - das Land 
steht inzwischen mit einem Anteil von 
über 38% an der Spitze aller Bundeslän­
der. Schwerpunkt der Aktivitäten ist die 
Ausbildung im gewerblichen, schulischen 
und wissenschaftlichen Bereich. 

Darüber hinaus trägt das Land aufgrund 
seiner ausgeprägten Handelsbeziehungen 
auch zur wirtschaftlichen Entwicklung 
dieser Länder bei. Das Ausfuhrvolumen 
in die außereuropäischen Entwicklungs­
länder hat sich zwischen 1951 und 1980 
von 402 auf 8 990 Mill. DM mehr als ver­
zwanzigfacht. Allerdings hat der Anteil 
an den Ausfuhren insgesamt von 21,8% 
(1951) auf 15,2% (1980) abgenommen. 
1 n der regionalen Absatzrichtung erga­
ben sich interessante Veränderungen: 
Während 1951 noch fast sechs Zehntel 
in mittel- und südamerikanische Ent-

Insgesamt 159,3 Mrd. DM) 

Maschinen 

% 40 30 20 10 

Kraftfahrzeuge, Luftfahrzeuge 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

Chemische Erzeugnisse 

Feinmech. und op1ische 
Erzeugnisse 

Textilien 

Eisenwaren 

Übrige Waren 

0 0 

Anteil an der Gesamtausfuhr 

10 20 30 40 % 



Entwicklungshilfeleistungen 
der Bundesländer 

Ausfuhr und Einfuhr 
nach Entwicklungsländern 

1962-78 1979 19801981 11 

Bundesland 

Mill.DM 

Baden-Württem-
berg 158.8 12,0 16,5 26,2 

Bayern 44,9 4.4 6.2 5,6 

Berlin 139.7 6.2 7.0 8.1 

Bremen 8 .7 2.4 2,5 2.6 

Hamburg 75,6 7.1 7,5 7.2 

Hessen 62.9 6.6 5.8 6.7 

N iet;i_ersachsen 28,3 5,5 6.2 1.0 

Nordrhein-
WeStfalen 117.7 · 4,8 7,0 8.9 

Rheinland-Pfalz 13.2 0.8 0,8 ·o.8 

Saarland 10,0 1,3 0,9 1.2 

Schleswig-Holst_ 6,2 0,3, 0.3 0.4 

1 nsgesamt 659.7 51,3 60.6 68.3 

1) HaushaltSclnsätze. 

Ausfuhr i_n Entwicklungsländer 

Länder 
1970 1980 

Mill:DM 1 % Mill.DM 1 % 

Insgesamt 2 623 100 8990 100 

darunter 
Saudi-Arab. 32 1,2 653 7,3 
Algerien 51 1.9 610 6.8 
Brasilien 206 7.9 483 5.4 
Irak 13 0.5 478 5.3 
Iran 220 8.4 468 5.2· 
Libyen 16 0,6 403 4·,5 
1 srael 132 5,0 399 4.4 
Aigentinien 151 5.8 376. 4,2 
Ägypten 172 6.6 374 4,2 
Nigeria, 56 2, 1 362 4,0 

wicklungsländer gingen, waren es 1980 
nur noch zwei Zehntel. Inzwischen lie­
gen die Länder Asiens ( 1980 : 50,5%) 
weit an der Spitze vor Afrika (28, 1%) 
und Amerika (21,2%). 

Im Zuge der Handelsintensivierung mit 
den OPEC-Staaten hat sich Saudi-Ara­
bien _ an die Spitze der Abnehmerlän­
der gestellt, das auch unser wichtigster 
Importpartner vor Libyen ist; 1970 wa­
ren dies noch Iran und Brasilien. In dE!r 
Palette der Ausfuhrgüter stehen bei den 
Exporten in die Entwicklungsländer -
stärker noch als bei den Ausfuhren ins­
gesamt - Maschinen, ·Fahrzeuge und 
elektrotechnische Ar:tikel an erster Stelle. 
Es folgen chemische Pr.odukte, fein­
mechanische und optische E rze~gn isse 
sowie Textilien, deren Anteil an den 
Exporten in Entwicklungsländer jedoch 
merklicti geringei iSt ·als bei den Aus­
fuhren insgesamt. 

Eiflfuhr aus Entwicklungsländern 

1970 1980 
Länder 

Mill.DM! % Mill.DM 1 % 

Insgesamt 1 833 100 9 208 100 

darunter 
Saud i-Arab_ 175 9,5 1 817 19,7 
Libyen 647 35,3 1 758 19,1 
Algerien 13 0,7 1 067 11,6 
Nigeria ·42 2,3 571 6,2 
Hongkong 53 2,9 371 4,0 
V.A.EmiratE! 17 0,9 309 3,4 
1 ran 76 4, 1 274 3,0 
Malaysia 34 1,9 262 2,8 
Singapur 4 0,2 232 2,5 
Brasilien 93 5, 1 226 2,5 
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Bettenangebot, 
Übernachtungen 

Bettenangebot, 
Übernachtungen, 
Aufenthaltsdauer 

Baden-Württemberg ist aufgrund seiner 
reizvollen Landschaften wie Schwarz­
wald und Bodensee und seiner klimati­
schen Gegebenheiten ein beliebtes Fe­
rien- und Erholungsziel. Es ist das Bun­
desland mit den meisten Heilbädern 
(52) und verfügt darüber hinaus über 
60 Luftkur- und 125 Erholungsorte.Die 

Angebot 

Heilbäder 

Luftkurorte 

Großstädte und sonslige 
Berichtsorte 

Nachfrage 

Heilbäder 

Großstädte und sonstige 
Berichtsorte 

rund 45 Mill. Gäste-Übernachtungen 
im Jahr 1980 entsprechen etwa einem 
Fünftel der Übernachtungen in den 
Fremdenverkehrsgemeinden des Bun­
desgebiets. Baden-Württemberg steht 
damit nach Bayern an zweiter Stelle 
unter den Bundesländern. Gut zwei 
Drittel aller Übernachtungen entfallen 
auf das Sommerhalbjahr. 

1 n den vergangenen 30 Jahren nahm der 
heimische Fremdenverkehr trotz der zu­
nehmenden Beliebtheit von Auslands­
reisen eine beachtliche Aufwärtsent­
wicklung. Die Zahl der Übernachtungen 
in den Fremdenverkehrsgemeinden stieg 
seit 1952 auf das Vierfache, die Zahl der 
Übernachtungen von Auslandsgästen auf 
knapp das Fünffache. Etwas schneller 
als die Nachfrage wuchs allerdings die 
Bettenkapazität, so daß die Bettenaus­
nutzung, die 1960 noch gut 40% betra­
gen hatte, sich im Jahr 1980 nur noch 
auf 36% belief. Seit dem Tiefpunkt in 
der Rezession 1974/75 ist allerdings ein 
Wiederanstieg der Auslastung zu beob­
achten. 

Baden-Württemberg 1 Bundes-
gebiet 

Bezeichnung Einheit 

1951/5211960/61 l 1970/71 1 1979/80 

Berichtsgemeinden imgesamt Anzahl 395 430 528 4741) 2 390 
darunter Heilbäder Anzahl 46 46 54 52 189 

Beherbergu ngsbetriebe Anzahl 5 984 7 478 9 621 55 215 

Bettenangebot 1000 78 176 247 342 2 013 

Fremdenankünfte 1000 3 386 5 812 7 028 8 989 54 002 
darunter von Ausländern 1000 415 1 139 1 355 1 667 9 731 

F remdenüber nach tu ngen 1000 12 363 25 984 35 746 44 858 248 848 
darunter von Ausländern 1000 859 2304 2 976 3 909 22 744 

Durchschnittliche 
Bettenausnutzung % 43.2 40.4 39.6 35.9 33,9 

Du rchschnitt.l iche 
Aufenthaltsdauer Tage 3.6 4.5 5. 1 5.0 4,6 

davon Deutsche Tage 3,9 5, 1 5.8 5.6 5. 1 
Ausländer Tage 2,1 2.2 2.2 2.3 2.3 

Fremdenverkehrsjahr jeweils vom 1. Oktober bis 30. September. - 1) Zahlenmäßige Verände-
rung vorwiegend durch Gemeindereform bedingt. 



Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbe 

( 

Die meisten ausländischen Besucher 
kommen heuJe aus deri Niederlanden; 
auf Gäsfe aus diesem Land entfällt im 
Sonimer nahezu jede dritte Ausländer­
übemachtimg. Mit weitem Abstand· fol­
gen .die USA,- Belgien, Frankreich und 
die Schweiz. 

Ökonor:nlsche Basis für den Fremden­
verkehr ist das Gaststätten' und Beher­
bergungsgewerbe. Dieser Wirtschafts-

zweig zählt in Baden-Württemberg rund 
110 000 Beschäftigte irr 25 000 Unter­
nehmen." Während die Zahl der auch 
heute noch überwie9end mittelstän­
dischen Unternehmen seit 1960 prak­
tisch unverändert bliet;,, hat sich der 
Beschäftigtenstand um rund 15% er­
höht. Damit ist die durchschnittliche 
Unternehmensgröße von vier auf knapp 
fünf Beschäftigte je Unter:nehmen'ange­
wachsen. 

Baden-Württemberg 
Bundes-

Bezeichnung EinhE!it !-'------~----~---~-----1 gElbiet 

1 1 1960 1968 1979 

Unternehmen Anzahl 24 513 24 982 24 738 f89 367 
Besc.häftigte Anzahl 97 130 106 507 111 566, 788 654 

. Umsatz Mill.DM 1 659 2 656 5 698 38 225 
Beschäftigte je Unternehmen Anzahl 4,0 4,3 4,5 4,2 

Umsatz je Unternehmen 1000 l!M 68 106 230 202 

Umsatz je Beschäftigten 1000 DM 17 25 51 48 
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Kraftfahrzeugbestand, 
Unfälle, Verunglückte 

Im Zuge·deS wachsenden Wohlstands in 
·qer WiederaufbaUphase setzte eine Welle 
der Motorisierung.ein; der PKW-Bestand 
versiebenfachte sich allein _im Verlauf 
der 50er _Jahre, er ist heute rurid 40 
mal so· hoch wie 1950. Die Zahl der 
Kraftfahrzeuge insgesamt stieg in dieser 
Zeit immerh-in auf das 13fache. Heute 
entfällt im Durchschnitt ein Kraftfahr­
zeug auf zwei Personen im "führerschein­
tähige~" Alter. Andererseits wuchs. die 
Straßenlänge seit 1950 nur um die Hälf­
te, verdreifacht hat- sich allerdings das 
Autobahnnetz. 

Das enorme Anwachsen des Straßenver­
kehrs, das mit eine:r er'ltsprec.hend ge­
stiegenen Verkehrsdichte einherging, 
hatte freilich auch negative Begleiter­
scheinungen, die sich in den Unfallzah­
len niedei-schluQen. Die Straßenverkehrs· 
unfälle haben sich .seit 1950 fast ver-

„ sechsfacht. Dagegen hat die auf 1000 
Kraftfahrzeuge bezogene Unfallzahl seit 

1950~ 100 

1960 von 106 auf 59 im Jahr 1980 ab­
genbmmen. Nicht zuletzt durch die viel· 
fältigen Bemühungen zur Erhöhl.Jiig der 
aktiven und passiven Sicherheit im Stra· 
ßenverkehr (z.B. Sicherheitsgurte) be· 
steht seit längerem eine Tendenz zu 
leichteren Unfällen; Während die Zahl 
der Unfälle nahezu kontinuierlich an• 
stieg, hatte die Zahl der im Straßenver· 
kehr Getöteten 1972 ihren Höchststand 
von fast 3000 erreicht und lag 1980 
erstmals wieder unter 2000. Trotz des 
enormen Anwachs~ns des I ndividualver­
kehrs wurden insgesamt auch mehr Per­
sonen in öffentliChen Verkehrsmitteln 
befördert. Diese Entwicklung ist allein 
dem öffentlichen Straßenpersonenver­

. kehr zuzuschreiben. Während nämlich 
im Eisenbahn~erkehr laufend weniger 
Beförderungsfälle gezählt wurden, stieg 
die Zahl der im Omnibus und Straßen· 
bahnverkehr beförderten Personen von 
474 Mill. im Jahr 1950 auf 901 Mill. 
im Jahr 1980 oder auf 'nahezu' das 
Doppelte an. 

1500 ~--------~------------------
- Kraftfahrzeug- Bestand 

-- Straßenverkehrsunfälle 

-·- Verletzte 

••• -.···Getötete 

500 . . . __ 
1..,,;,__.,.,,.---- . 

/11 .,,,,.._."""" -·-·-
.J -·-·-· ... ········-·-· ~.,., ·-·-·-·-·-· .. .. ;;;::,r.~=..:::-::-::-:---'1 ·················· .. ... . . ·················· 

····· 
1 1 1 1 1 1 

1950 1960 1970 1980 



Straßenlängen, 
Kraftfahrzeugbestände, 

Verkehrsleistungen, 
Unfälle 

Mit der allgemeinen wirtschali:lichen Ex­
pansion weitete· sich auch das Gütertralls­
portvolumen.aus, es ist seit 1950 auf das· 
Vier.fache angewachsell. Begleitet · war 
diese Entwicklung von einer erheblichen 
Strukturverschiebung zugunsten des· 
Straßengüterfernverkehrs. Seit 1973 
nimmt er hinsichtlich der Menge derbe­
förderten Güter unter den Verkehrs­
trägern den e_rste_n Platz ein und stellt 
heute rund 40% des Beförderungsauf­
kommens. Dies ging insbesondere zu 
La·sten des Güterverkehrs auf der. Schie­
ne, dessen Anteil von 75% im Jahr 1950 
inzwischen auf 22% schrumpfte .. Auch 

Bezeichnung Einheit 

1950 

Straßen des überörtlichen 
Verkehrs km 23285 

davon 
BundE!sautobahnen km 290 
Bunde"sstraßen km 3538 
Landstraßen km 9 813 
Kreisstraßen km 9 644 

Gemeindestraßen km 23000 11 

Kraftfahrzeuge 1000 323 
darunter 
Personenkraftwagen 1000 89 

Beförderte Personen Mill. 729· 
davon im 
öffentlichen 
Straßenverkehr ~ill. 474 
Eisenbahnverkehr Mill. 255ll 
Luftverkehr 1000 8 

Beförderte Güter 1000 t 34 644 
davon 

. Straße ng ü terfernvE!r kehr 1000 t 1 091 11 
Eisenbahnverkehr 1000 t 25 825 
Binnenschiffahrt 1000 t 7 727 
LUftverkehr 1060 t 1 
Rohölfern!eitu ngen 1000 t 

Straßenverkehrsunfälle Anzahl 42 636 
darunter 
mit Personenschaden Anzahl 2300011 
d.iibei 
Getötete Ani:ahl 1 145 
Verletzte Anzahl 27 220 

1) SC.hätzu ng. 

die Binnenschiffahrt, die 1970 bei der 
Güterbeförderung noch an erSter Stelle 
lag, hat an Gewicht verloren. 

'Neben den "traditionellen;, Transport­
r:,,itteln expandierte vor allem in den 
60er Jahren auch der Luhfrachtverkehr 
beachtlich, seine weitere Entwicklung 
wurde wegen des hohen Treibstoff­
kostenanteils jedoch von den Ölpreis-· 
steigerungen empfindlich getroffen. Der 
preisbedingte Rückgang des Ölverbrauchs 
führte auch zu einer · abnehmenden 
Kapazitätsauslastung der Rohölfernlei­
tungen. 

Baden-Württem~erg 1 Bundes-
gebiet 

1 1960 1 1970 1 1980 

25 520 26 965 · 27 708 171 52„ 

386 591 912 7 292 
3.550 4 666 4 835 32 248 

11 679 12 678 12 692 65 543 
8905 9 030 9 269 66 438 

32 684 39 542 46100 11 317 50011 

1 227 2 587 4 222 26 938 

655 2 130 3 603 23 192 
"959 1 020 1 110 7 942 

704 823 901 6 730 
265 196 207 1 1_65 
121 776 1 332 46 637 

73 505 130 888 140 783 1062352 

20 887 34 213 58 051 420 106 
24 969 38 372 31 199 338 396 
27 645 42 135 37 676 227 034 

4 25 20 716 
16142 13 837 76 10011 

130 042 211 211 247 007 1 684 235 

45 054 50 414 53 924 379 235 

19ß0 2 798 '1 994 13041 
60,939 74612 72802 500 463 
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Mineralgewinnungsrechte 
. - 1977 

48 

Baden-Württemberg ist ausgesprochen 
arm an.heim'ischen Energiequellen, es er­
ze:ugt-nur etwa 1 % der·,ln der Bundesre­
publik Deutschland gewonnenen Primär-~ 
en~rgie. Einzig Wasserkraft ist relativ 
reichlich vorhaiiden: Im Sch\'\Jarzwald 
wurde ein kleineres U_ranvorko.fnm_en.ge­
funden, an einen kOmmerziellE!n Abbau 
ist aber derzeit nicht gedacht,so daß•mit 
einer Verminderung der Fremdabhängig­
keit der Energieversorgung vorl heute 
94% in-.absehbarer Zeit riicht zu ·reChnen 

ist. 

Geg~n Ende der 50er Jahre hat vor allem 
die Umstellung auf das seinerzeit preis­
günstige Öl sowie auch. der yerstärkte 
Einsatz von Erdgas einen Strukturwandel 
des EnE!rgieverbr:al.Jchs ausgelöst: Kohle 
würde in imlT1er ·stärkerem Maße durch 
dies_e i~portlert_en Energieträger ersetzt 
ulld verlor .ihre dominierende Rolle bei 
der Energiebedarfsdeckung. Die Kehr- · 
seite dieser Entwicklung stellte die - im 
Vergl_eich zum Bundesgebiet überdurch­
schnittlich - stark zunehmende Abhän­
gigkeit von Mineralöl dar. Bis Anfang der 
70er Jahre· erhöhte sich der Anteil des 
Min_eralöls am gesamten Primärenergie-

verbrauch auf über 70%; hauptsächlich 
:infolge der beiden Ölpreiskrisen girig er 
danach zurück, 1980 erstmals unter die 
60%-Marke. 

Wenn_ auch Energiequellen wie Kohle, 
, E iSenerze, Erdöl:und Erdgas fehlen, so. iSt 
das· Land doch nicht ganz o~_ne.Boden· 
schätze, es.hat immerhin 18 verschiedene 
Arten von Mineralgewinnungsrechten 
von teilweise erheblichem Wert aufzu­
weisen. Bei der Einheitswertberechnung 
Werden nicht.die __ Bodenschätze s~lbst ~e­
V,iertet, sondern das Recht, diese Schätze 
zlJ gewinnen.·und zu verwerten. Regional 
konzentrieren sich die Vorkommen je 
nach Art schwerpunktmäßig auf be­
.stimmte Gebietsräume. So we·rden Kiese 
und Santje übefwiegend im Südosten des 
Landes gewonnen, während der Abbau 
der K~lk-, Dc:)lomi_t· und Mergelsteine 
mehr in den nördlichen Regionen erfolgt. 
Neben der Gewinnung von eruptiven 
Hartgesteinen, Bimsen, Tuffen und ähn­
lichen Mineralien i~ den westlichen Land· 
kreisen sin9 d9rt vor allem 'die meisten 
OuellenvorkolTlmen gelegen. Die häufig­
sten Mineralienarten werden im Land­
kreis Waldshut abgebaut. 

Mineral- Durchschnitt-
gewirlnu ngs- Einheitswert licher Eirl-

Arten rechte 1 heitswert 1) 

Anzahl 
1 

% 1000 
1 

% 1000 

' DM DM 
Steine,und Erden zusammen 595 86.8 78 716 85.3 132 

davon 
Eruptive Hartgesteine 30 4.4 1 676 1.8 55 
Gips, und Anhydri1steine 25 3.7 1 527 1.7 61 
Kalk-, Dolomit- und Mergelsteine 140 20.4 19 493 21.1 139 
Kiese und Sande 
Leh~e. Tone; Tonsteine: Kaoline 

327 47 ,7 53 219 57,7 162 

und Bentonite 57 8.3 2 167 2.3 38 
Quarzite. Sandsteine. Grauwacken ·f 1,0 49 0,1 7 
Sonstige Steine und_ Erden 9 1,3 585 0.6 65 

Mineralquellen 46 6.7 · 8 367 9.1 181 
Sol- und Heilquellen 30 4.4 3 805 4.1 126 
Torf- unq Heilmoore 4 0.6 317 0.3 79 
,Übrige· Rechte 10 1.5 1 082 1.2 108 

In "' esamt 685 100 92 287 loo 134 

1 l Gemäß § 30 Abs_ 2 BewG, 



Energieverbrauch 

Nichteisen-Metalle 
nach der Herkunft 1972 

Netto- Mill. t SKE• Mill.tSKE' 
Primärenergieverbrauch 

40-ir>sgesamt - :,..~:::;;,: 
lrombezüge 1 0 r . 

Kernenergie J Industrie ~---,_.-~__,.., f?trom, 
Fernwärme Wasserkraft 8 ase ,.....,_,,,, 
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SKE = Steinkohleeinheiten 

Über die Abhängigkeit von Erdöl hinaus 
ist die Wirtschaft aber auch von Berg­
bauerzeugnissen in erheblichem Maße 
abhängig. Dabei ist der Grad der Außen­
abhängigkeit verschieden, je nachdem 
ob der Bedarf aus dem Bundesgebiet 
gedeckt werden kann oder ob aus an­
deren Ländern importiert werden muß. 
So können z.B. die deutschen Kohlevor­
kommen noch längere Zeit den Bedarf 
in der Bundesrepublik und damit auch 
in Baden-Württemberg decken. Dagegen 
besteht bei den meisten anderen Roh­
stoffen ein fast absoluter Importbedarf 
der Bundesrepublik. Dies gilt u.a. auch 
für den Einsatz von Nichteisen-Metallen. 

Ver-
brauch 

ins-
Verbrauchtes Material gesamt 

Mill. 

Rohe NE-Metalle 804 
NE-Metallhalbzeug und NE-Metallguß 3090 

davon aus 
Aluminium und Aluminiumlegierungen 938 
Kupfer und Kupferlegierungen 996 
Edelmetallen 334 
Sonstigen NE-Metallen 822 

NE-Metalle insgesamt 3894 

: :f[,0f'.:, if:f?'½ifl[~!:l;5:f {;~I;j ::,alöle 
Feste 
Brennstoffe 

Insbesondere der für das Land wich­
tige Produktionsbereich Elektrotechni­
sche Erzeugnisse, Büromaschinen, Da­
tenverarbeitungsgeräte, der 1972 fast 
30% des Verbrauchs an Nichteisen­
Metallen beanspruchte, ist in erheb­
lichem Umfang vom Vorhandensein 
von Kupfer und Aluminium sowie ihren 
Legierungen und von zahlreichen sel­
teneren Metallen abhängig. Allerdings 
werden die für die Fertigung benötig­
ten Nichteisen-Metalle kaum als Erze 
direkt nach Baden-Württemberg einge­
führt, sondern vorwiegend als Halb­
zeuge aus den anderen Bundesländern 
und dem Ausland. 

Davon aus 

Baden- anderen 
Württemberg Bundesländern Ausland 

DM 
1 % .Mill. 1 

DM % Mill. l 
DM % 

170 21,1 317 39,5 317 39,4 
1 327 42,9 1 203 38,9 560 18,1 

460 49,1 341 36,3 137 14,6 
343 34,5 370 37 ;2 282 28,3 
311 93,0 13 3,9 10 3,1 
213 25,9 479 58,2 130 15,9 

1 497 38.4 1 520 39,0 877 22,5 
Auszug aus der Input-Output-Rechnung Baden-Württemberg; neue,e Daten sind leider nicht verfügbar. 
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Abfallbeseitigungs­
struktur. 1980 

Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum 
haben in den vergangenen 30 Jahren in 
Verbindung mit erhöhten Ansprüchen 
an den Lebensstandard dazu geführt, 
daß sich der Anteil der Siedlungsfläche 
an der gesamten Wirtschaftsfläche des 
Landes von 6 auf 11% erhöht hat. Rund 
die Hälfte des Flächenverbrauchs seit 
1950 wurde zur Bebauung, fast ein Orit· 
tel für Verkehrszwecke, der Rest für An­
lagen, Sport-, Flug- und Militärübungs­
plätze benötigt. Da Wald- und Forst­
flächen,•Gewässer sowie Öd- und Unland 
ebenfalls leichte Zunahmen verzeichne­
ten, ging die Expansion der Siedlungs­
fläche einseitig zu Lasten der landwirt­
schaftlich genutzten Fläche, die von 
rund 2 Mill. auf 1,7 Mill. Hektar 
schrumpfte. 

Die ungewöhnliche Zunahme der Bevöl­
kerung um rund 40% hat zugleich mit 
dem Anwachsen des Pro-Kopf-Ver­
brauchs an Wasser die Wasserressourcen 
des Landes erheblich beansprucht. Seit 
1957 ist der Wasserverbrauch je Einwoh­
ner und Tag von 138 1 auf heute rund 
180 1 gestiegen. Nachdem seit Mitte der 
70er Jahre fast alle Haushalte an die öf­
fentliche Wasserversorgung angeschlos­
sen sind und die Bevölkerungszahlen 
weitgehend stagnieren, ist mit einem 

Hausmülldeponien 
Verbrennung 

weiteren Anstieg des über die öffent-
1 iche Wasserversorgung zu deckenden 
Bedarfs nur noch in begrenztem Umfang 
zu rechnen. 

Zum Schutz der Flüsse und Seen, deren 
Selbstreinigungsvermögen durch die er­
höhte Inanspruchnahme des Wassers er­
heblich beeinträchtigt war, wurde in den 
letzten Jahren die Ausbaugröße der Klär­
anlagen mehr als verdoppelt und auf 
wirksamere Reinigungsverfahren umge­
stellt. Heute werden über 90% des kom­
munalen Abwassers in biologischen 
Kläranlagen gereinigt. 

Das Verarbeitende Gewerbe, das in sei­
ner Wasserversorgung im wesentlichen 
unabhängig von der öffentlichen Wasser­
versorgung arbeitet, verzeichnete seinen 
bisher höchsten Wasserverbrauch mit 
rund 1 Mrd. Kubikmeter bereits Anfang 
der 70er Jahre, um danach deutlich 
nachzulassen. Dies gilt vor allem bezüg­
lich der für Belegschafts- und Produk­
tionszwecke geförderten Wassermengen, 
deren Rückgang nach wie vor anhält. 
Der seit 1977 wieder zu beobachtendf 
Anstieg im Gesamtwasserverbrauch der 
Industrie ist daher allein durch den in­
zwischen rasch ansteigenden Kühlwasser­
bedarf zu erk laren 



Wassergewinnung, 
-verbrauch, 

Abfallbeseitigung 

Bevölkerungs- und Wrihlstandswachstum 
haben auch in der-Abfallbeseitigung zu­
nehmend Prqbleme gebracht. Die Menge 
an Haus- üiid Sperrmüll beispielswefse 
hat sich nach Schätzungen allein in .der 
Zeit von 1960 bis 1975 auf ungefähr 

· 1,2 m3 je Einwohner verdoppelt. Mitte 
-der 70er Jahre konnte durch eine Neu­
kori'zeption der AbfallbeseitigunQ di"e 
große Anzahl weitverstreuter Müllkippen 
(1972 fast 4000) in kurzer Zeit durch 
relativ wenige leiStungsfähiQe DepOnien 
und MüllverwertlJngsanlagen ersetzt wer­
den. 

Bezeichnung 
Ein-
heit 

Öffentliche Wasserversorgung ' 
Wassergewinnung Mill. m3 

Grund- und Quellwasser Mill. m3 
Oberflächenwasser Mill. m3 

Abwasserableitung 1 l Mill. m3 
in Klaranlagen Mill. m3 
direkt in Oberflächengewässe~ Mill. m3 

Kläranlagen Anzahl 
mechanische Anzahl 
biologische Anzahl 

Wasserverbrauch je Einwohner-u. Tag 1 

Off_ Au~aben für Abwasserbeseitigung_ Mill.DM 

Wasserversorgung im B~rgbau und 
Verarbeitenden Gewerbe 
Wassergewinnung (Eigen-) Mill. m3 

Grund- und Quellwasser Mill. m3 
Oberflächenwasser Mill. m3 

Abwasserableitung Mill. m3 
Kühlwasser Mill. m3 
verschmutztes Abwasser Mill. ;;,3 

.Ableitung von VerschfTIUtztem Abwasser Mil!. m3 
in öffentl. Kanalisation Mill. m3 
direkt in Oberflächengewässer Mill. m3 

Abfallbeseitigung 
Offemliche Hausmülldeponien Anzahl 
Öffentliche-Bodenaushub- und 
Bauschuttdeponien Anzahl 
Öffentl. Aus;iaben'.für Abfallbeseitigung Mill.DM 

Pie neuere Entwicklung zeigt, daß wach: 
senden Müllmengen durch verstärkte 
Maßnahmen zur Wiederverwertung be­
gegnet werden kann. Hauptsächlich we­
gen der ih den vergangenen Jahren in-· 
tensi\lierlen Altglas-und Altpapiersamm­
lungen wurden 1980 mit etwa 2,7 Mill. t 
Haus- und Sperrmüll rund 50 000 1·weni­
ger eingesammelt als 1977, obwohl die -
Haushalt; von fast 140 000 Einwohnern 
niehr durch die öffentliche Müllabfuhr 
entsorgt wurden.Das bedeutet,daß je Ein­
wohner die 1980 gesammelte Müllmenge 
mit293kgum 10kgkleinerwarals 1977. 

-
Baden-Württemberg Bundes-

gebiet 

19571 1969 1 1975 1 1979 1975 

448 599 72221 74721 4 766 
418 520 55931 57431 4 346 

30 79 163 173 420 
46541 639 654 5 108 
355 559 607 4 662 
110 80 47 446 
967 1 185 1 152 7 647 
397 381. 108 2 395 
570 804 1 044 5 252 

138 j151' 183 
814.75 11 213.1 6 I 

183 
2 614.06171 

194 

610 866 746 82221 .10,592 
236 391 314 22931 3 541 
374 475 432 593. 7 051 
631 872 775 832 9 448 
270 422 398 476 6 376 
361 450 376 , 356 3072 
361 450 -376 356 3072 
110 118 116 101 677 
251 332 260 255 2 395 

:}377481} 750 107.} 4 526 
603 

79.951 324.1 6I· 472.761 

· 1) Ohne.Regen- und Bachwasser. -2) Ohne Uferfiltrat, - 3) 'Einschl. Uferfiltrat. - 4) Geschätzt. 
5) 1970 . ...: 5) Einschl. kalkulatorische.Kosten. - 7) Einschl. Zweckverbände. -8) 1972. 
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23 Einkommen, Preise 

R·eallöhne 

52 

Das-Volkseinkommen - die Summe aller 
Erwerbs- und Verrriögen~einkoml'!len -
hat sich von 1960 bis 1980 nominal von. · 
rund 35 Mrd. DM auf 185 Mrd. DM er­
höht. Davon entfielen 1980 136 Mrd. 
DM (73,5.%) auf Einkommen aus unselb­
ständiger Arbeit• und 49 Mrd. ,DM auf 
Einkommen ·aus Unternehm~rtätigkeit 
und Vermö'gen, das bedeutet einen Anteil 
von 26,5 %. 1960 betrug dieser Anteil 
noch 41,5 %. Der stärkere Anstieg der 
Bruttoeinkommen ·aus unselbständi9er 
Arbeit sPiegelt u.a. auch die Strukturver­
änderung bei der Erwerbsbevölkeru_ng 
wider, nämlich eine wachsende Zahl ab­
hängig Erwerbstätiger bei gleichzeitigem 
Rückgang der Selbständig~n. ' 

-Eiri~n wichtigen Ausschnitt auS_ der all­
gemeinen Einkommensentwicklung zei­
gen die durchschnittlichen Bruttojahres­
löhne der Lohnsteuerpflichtigen;sie sind 
von 1950 bis 1980 pro Kopf nominal 
von 2923 auf. 26 665 DM, also auf das 
Neunfache gestiegen. Dabei -ist in dem 
genannten Zeitraum die durchschnitt­
liche Arbeitszeit kürzer geWorden,gleich­
zeitig ist der Trend zur Teilzeitarbeit ge-

1950~ 100 

1000 

wa'chsen .. Allerdings ist auch zu berück~ 
sichtigen, daß die Belastung der Brutto­
löhne durch Steuer- und Sozialversiche­
rung~bgaben - wenn au<:h bei gelegent­
licher Modifizierung - laufend zuge­
nommen hat. Nach Abzug des durch­
schnittlichen Lohnsteuer- und Sozial­
versicherungsbetrages blieben dem Lohn­
steuerpflichtigen 1950 durchschnitt! ich 
rund 86%, 1980knapp 67% netto. 

Obwohl der Reallohnindex (brutto) auch 
in den 70er Jahren noch gestiegen ist, 
hat der nach dem Krieg zu beobachten­
de stetige Kaufkraftzuwachs Anfang der 
1oer Jahre weitgehend ein Ende gefUn­
den. Die durchschnittlichen Haushalts­
nettoeinkommen sind in deil Jahren 
1972 bis 1979 bei einer jahresdurch­
schnittlichen Lohn- und Gehaltsverbes­
serung von mehr als 9% für Arbeiier und 
Angestellte um etwa die Hälfte·gestiegen. 
Trotzdem zeigen die Haushaltsnettoein­
kommen real s_o gut wie keine·Verände­
rungen; jedoch ist zu berücksichtigen,daß 
bei .rückläufigen HaushaltSgrößen das Pro­
Kopf-E inkommen durchaus gestiegen ist. 

---
1 
Index der Bruttowochenverdienste 

800 ----+-----t---,.r-----1 
-- Reallohnilidex 

........... Preisindex für die Lebenshaltung n 

1955 1960 1965 .· 1970 1975 1980 

1) Ausgabenstruklur 1976-



Volkseinkommen, 
Bruttoeinkommen aus 
unselbständiger Arbeit 

Verdienste, 
Lebenshaltungskosten 

Mrd. DM Absolut Je Einwohner/ Arbeitnehmer Tsd. DM 
200 40 

150 30 
Bruttoeinkommen aus 
unselbständiger Arbeit 

100 20 

50 10 

0 0 
1960 1970 1980 1960 1970 1980 

Die Preisentwicklung läßt sich bis zur 
Währungsreform zurückverfolgen. Der 
Preisindex für die Lebenshaltung von 
Vierpersonen - Arbeitnehmerhaushalten 
mit mittlerem Einkommen stieg von 

1950 bis 1980 um 147,6%. In den 
letzten Jahren schlugen sich die starken 
Verteuerungen auf dem Energiesektor 
deutlich in der steigenden Kurve des 
Preisindex für die Lebenshaltung nieder. 

Baden-Württemberg 1 Bundes-

Merkmale Einheit gebiet 

1950 1 1960 l 1970 1 1980 

Bruttostundenverdienste 1) 

Arbeiter insgesamt DM 1,24 2,52 5,92 13,42 13,41 
männlich DM 1,39 2,76 6.35 14,26 14,16 
weiblich DM 0,89 1,92 4,61 10,69 10,25 

Bruttowochenverdienste 

Arbeiter insgesamt DM 59 , 116 260 561 553 
männlich DM 68 130 287 604 596 
weiblich DM 40 83 188 430 408 

Bru ttomonatsverd ienste2l 

Kaufm. Angestellte insgesamt DM 541 1 175 2 776 2 703 
männlich DM 711 1 478 3 319 3 224 
weiblich. DM 424 933 2 253 2 185 

Preisindex3) 1976a100 46,8 56,5 72,4 115,9 116,0 
davon 
Nahrungs- und Genußmittel 1976a100 73.7 112,7 112.4 
Kleidung, Schuhe 1976=100 72,3 119,2 121,5 
Wohnungsmiete 1976a10Q 72.6 113,4 115.4 
Elektrizität, Gas, Brennstoffe 1976a1QO 59,7 132,4 132,4 

Reallohnindex 1976=100 29,9 49,2 85,2 110,5 

1) Bruttostundenverdienste (Bruttowochenverdienste) der Arbeiter in der Industrie (einschließlich 
Hoch- und Tiefbau). - 2) Bruttomonatsverdienste der kaufmännischen Angestellten in Industrie 
(einschließlich Hoch- und Tiefbau). Kreditinstituten und Versicherungsgewerbe. - 3) Preisindex für 
die Lebenshaltung von 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem Einkommen. 
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24 Privater Verbrauch 

Au_sgaben, 
Ausstattung 

54 

Der Lebensstandard .dElr Haushalte h~t ge­
genüber- dem.Stal'iO vOr'30 Jahren ein we­
sentlich hÖheres NiveaU.Jrreidht.-Während 
bei Vier 0P~r~onen-A,rbeitnehmerhaushal­
ten mit mittlerem Eirikommen die Durch-· 
schnittsausgaben für den privaten Ver­
brauch im Jahr 1952 rund 392 DM betru' 
gen, sind .sie bis_ 1980 nominal auf fast' 
2 400 DM, sori1it auf mehr als da"s Sechs­
taChe a-ngewachsen.Gut9ie Häifte der ~o­
min~len Ausgabenzunahme war auf die 
m'i'ttlerweile eingetretene Geldentwer­
tung zurückzuführen; dagegen diente der 
übcige Teil des Mehraufwands gegenüber 
1952;der l;>esseren u_nd.reichlichere11 Ver­

Sorgiing mit Gütern_ und p ienstleistu ngen. 
Die Ausgc;!benstruktur, des Haushaltsbud­
gets hat sich dabei beachtlich verändert, 

M'erkmale 

Auajäbefähige·Einkommen und' Einnahmen 1) 

Auajaben fQr den privaten VE!rbra.uch 1) 

Nahrungs- und Genußmittel 

· Kleidung, Schuhe 

Wohnllngsrriieten 

Elektrizität, Gas, Brennstoffe u;ä,, 

Anschaffungen für den·Haushalt 

Verkehr, und Nachrichtenüberniittlung 

Köfper-, GesundhE!itspflege2) · / 

Bildung und'·U_nterhaltung 

~ersönl iche Ausstattung 

Von 100 Haushalten besa.ßen3) 

Per so nenk raftwägen 

Fern Sehgeräte 

R';Jndfun_~geräte 

EI ektrische-Staubsauger 

Telefon 

Zwar bildet der Aufwand für Nahrungs­
und Genußmittel, der von 178 DM 
(1952) auf 685 D_M (1980i 'gewachsen 
ist, nach wie vor den- •weitaus größ­
ten Ausgabeposten, ~och ist s,ein An­
teil am Gesamtbudget-. von 45% 
(1952) auf knapp 29% (1980) zurück­
gegangen. Ähnliches•gilt·für die Gruppe, 
Kleidung und Schuhe, deren Anteil 
von ü9er 14% auf 9% abgen9mmen 
hat. Die strukwrelle Verschiebung_ in~ 
nerhalb der Bedarfsgruppen, durch 
die sich das Gewicht der Güter des 
elementaren ijedarfs laufend verrin'­
gert- hat, kanr~ als charakteristisches 
Zeichen fül" die Verbesserung der w'irt­
schaftlicheri Situation der Haus~alte 
gewertet werden. 

Einheit 
Baden-Württemberg 

1 BundEis-
gebiet 

19521,1961 l 1970 1 1 1980 

DM 414 841 1 270 2 791 2_993 

DM 392 702 ·1 064 2387 2 443 

.Otyl 178 278 367 685 686 

DM 57 91, 115 211 227 

DM 59 88 172 376 401 

DM 32 52 155 159 

DM 34 73 93 251 230 

DM 12 38 1,13 319 341 

DM 19 33 40 73 73 

DM } 32} 68 
78 233 211 

DM ·35 83 1'16· 

% 35 57 66 62 

% 30 68 89 93 

% 7941 87 96 51 96 51 

% 6541 86 93 94 

% 1 '>41 32 66 70 

1) Haushaltstyp 2'.(Monatsdurchschnitt je 4-Personen-Arbeitnehmerhaushal t mit mitt_lerem Ein­
k'Ommen). - 2) Bis 1964 einschließlich Reinigungsmittel. -3).ErgE!bnisse de~_Ei,nkommens- u_nd 
Verbr8uchsstichp°roberi 1962, 1969, 1978. - 4} Bundesergebnisse. - 5) Alle Geräte mit Rund­
funke~i,fangst_eit; nicht ~erglei~hbc1r mit f~ühereri Ergebriissen. 



Ausgaben-Struktur % 
100 !7"7:C:C:"7:C:C:"7~TC'~~:c'!'""~,;a,a,m,mB""""1m-.f Persönliche Ausstattung 

Bildung und 
90 ~;::::;::::~::C'-'8P'--'":~;::~~f".:::;:~;.:;:;;;;;,;j,:;;it Unterhaltung 11 

Körper-und 
80 Gesundheitspßege 21 

70 l Verkehr _und 
Nachrichtenübermittlung 

60 l Anschaffungen 

50 

40 

30 

20 

10 

0 

für den Haushalt 

_ Wohnung, Heizung 
und Beleuchtung 

1950 52 54 56 58 60 62 64 66 68 70 72 74 76 78 80 
11 Bi, 1964 eiruchl. PBr10nl. Ausmnur111.- 2) 8i1 19&4 einschl. R1inigunpmin11. 

Die durchschnittlichen Ausgaben für 
Wohnungsmieten, Elektrizität, Gas, 
Brennstoffe u.a. betrugen 1952 knapp 
60 DM (15%), bis 1980 sind sie auf 
mehr als 530 DM (22%) gestiegen. Eine 
differenziertere Betrachtung der Ent­
wicklung in den letzten zwei Jahrzehn­
ten ergibt, daß sich die Mieten allein an­
teilig von 12,5% (1961) auf 15,8% 
(1980), die Ausgaben für Elektrizität, 
Gas, Brennstoffe u.ä. von 4,6% auf 6,5% 
erhöht haben, wobei unter anderem die 
Lockerung der Mietpreisbindung in der 
Mitte der 60er Jahre und die Energiever· 
teuerung in den 70er Jahren als Sonder­
faktoren mitwirkten. 

Mit steigender Kaufkraft hat der variable 
Verbrauch der Haushalte überproportio­
nal zugenommen. Am weitaus stärksten 
war die Expansion des Ausgabenvolu­
mens für Verkehr und Nachrichtenüber­
mittlung von gut 12 DM (3%) auf rund 
319 DM (13%). Hierzu gehören vor allem 
die Ausgaben für das eigene Fahrzeug. 
Da sich von 1962 bis 1978 der Kraftwa­
genbestand je 100 Haushalte von 35 auf 
66, also nahezu auf das Doppelte, erhöht 
hat, und die Unterhaltskosten, vor allem 

aufgrund der sprunghaften Verteuerung 
des Treibstoffs, eine zunehmende Bela­
stung darstellen, verwundert es nicht, 
daß diese Bedarfsgruppe inzwischen den 
dritten Platz in der Rangordnung der 
Haushaltsausgaben einnimmt. An vierter 
Stelle stehen gegenwärtig die Ausgaben 
für Bildung und Unterhaltung. Sie sind 
allein im letzten Jahrzehnt von fast 
78 DM (7 ,3%) auf rund 233 DM (9,8%) 
gewachsen. Entsprechend haben die 
Aufwendungen für Bücher, Zeitschriften 
usw. einen größeren Stellenwert als frü­
her. Fernseh- und Rundfunkgeräte sind 
inzwischen bei der Mehrzahl der Haus­
halte (bereits 1978 89% bzw. 96%) zur 
Selbstverständlichkeit geworden. 
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25 Vermögensbildung, 
Sparen 

Mit den gestiegenen Einkommen ging 
auch eine beachtliche Vermögensbil-_ 
dung einher. Läßt man Gebr_auchs!}üte_r, 
wie z.B. PKW, außer acht, entfiel 1978 
rechnerisch auf jeden Haushalt bereits 
ein Vermögensbestand von fast 140000 
DM. Die dominierende-Vermögensform 
ist dabei mit einem Anteil von üb'er drei 
Vierteln der Haus- und Grundbesitz. 
Während 1969 rund 49% der Haushalte 
über Haus- und_ Grundbesitz verfü_gten, 
waren es 1978 bereits 54%. Überdurch' 
schnittlich oft ist Haus- und.Grundbesitz 
vertreten bei Haushalten von Landwir­
ten _und Selbständigen, aber auch bei 
Arbeitern (58%). 

Mit weitem Abstand folgen als Vermö­
gensanlagen Lebensversicherungen und 
Wertpapiere, auf die zusammen rund 8% 
der Privatvermögen entfallen. Auf d_en 
Sparkonten sind .rund 7% der Vermögen 
angelegt; Ende 1980 betrugen die Spar­
einlagen bei Kreditinstituten rund 73 
Mrd. DM, pro -Kopf sind dies rund 
7 900 DM, während es 1952 noch 175 
DM waren. 

In den ietzten_Jahren hat sich allerdings 
gezeigt, daß_ die Sparer höher verzins­
liche Sparformen bevorzugen. Während 
die normal~n.Spareinlage.n weit weniger 
.gefragt wa,ren, nahm beisp_ielsweise die 
Attraktivität der Termineinlagen und 
Sparbriefe immer mehr zu. Diese Um­
schichtung hängt u.a. mit der veränder­
ten Zinsstruktur in der Hochzinsphase, 
aber auch mit der gestiegene~ Vertraut­
heit der Sparer·mit alternativen Anlage­
formen zusammen. 

Eine besondere Note bekommt die Sp~r­
tätigkeit in Baden-Württemberg dur~h 

_das Bausparen. Ende 1980 hatten die 
Einwohner Badeii-Württembergs Gutha­
ben bei den Bausparkassen in Höhe von 
rund' 23,7 Mrd. DM angesammelt. Das 
bedeut~t einen P.rO-Kopfbetrag von 
2·559 DM je Einwohner, während im 
Bundesgebiet 1 785 DM je Einwohner 
verzeichnet wurden. Baden-Württemberg 
steht bei dieser Sparform nach wie vor 
unter den Bundesländern an der Spitze. 

· Für die bemerkenswerte Steigerung der 
Sparleistung war die wirtschaftliche 

Spareinlagen .DM je Einwohner 
8000 ----
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Vermögensfo~men 

Ausgewählte Sparformen 

Stand 1.. 1. 19_7

1
--BauSpa:Qut,habe~ 3,7% 

---SparkOnten 7; 1 % 

Giro· und Post­
'·· _,,~heckkonten 1,5% 

:.-,. · yv_ertpaP.iere 4,3% 

Beteiligungerl 
1,2%· 

Prämien kapital 
aus Versicherung ·4,3% 

Haus- und Grundbesiiz 77,9% 

Aufwärtsentvyicklung keiiieswegs i!llein 
hlaßgeplich. lh niCht g~·r_iiigem Maße 
war qafi:ir die staatliche Sparförderung 
durch Steuerbegünstigungen, PrärriiE!n­
sparen und Arbeitnehmersparzu

1

lagen 
verantwortlich. So sparten 1979 rund 
drei Millionen Arbeitnehmer (83%) nach 
dem 3. Vermögensbildungsgese_tz. Da­
von wählten knapp die Hälfte das prä­
mienbegün_stiQtEfSparen, rUnd ein Drittel 
einen _Bausparvertrag als Anlagefor!Tl. 

1 
Bundes-

Baden-Württemberg gebiet 
Bezeichnung Einheit 

1952 1 1960 1 1970 1 1980 

Spa"rei nlaQen ,insgesamt 

davon 
~pareinl. bei Kred itinst. zus. 

von Unternehmen und 
Privatpersonen 

von öffentl. Haushalten 

Bauspareinlagen 

Sparbrief~ 

Ter~ineinlagen,zusammen2) 

von Unternehmen und 
Privatpersonen 

von öffentl •. Haushalten 

Einl.agen insgesamt 
(ohne Sichteinlagen) 

v.9n Unte~nehmen und 
Privatpersonen 

von·öffentl. Haushalten 

Spareinlagen insgesamt 

davon bei 
Kreditiiistituten 

Bausparkasseri 

Sparbriefe 

Termineinlagen2) 

Mill. DM 

Mill. DM 

Mill.DM 

Mill.DM 

Mill.DM 

Mil.I.DM 

Mill.DM 

Mill.DM 

Mill.DM 

Mill.DM 

Mill. DM 

Mill. DM 

DM 

DM 

'DM 

DM 

DM 

absolut 

1453 1 9 672 38 887 

172 7 170 30 467 

6 695 29 482 
475 995 

c281 2,502 8 420 
99211 

2 739 .15 498 

1 640 8 897" 
1 099 6 601 

12 41<1 55 377 

10 836 47 791 

1 574 7 596 

je Einwohner 
217 1 251 4 343 

175 955' 3 293 
42 324 940 

111 1) 

212 1 019 

96 924 572213 

73231 462 143 

72,843 45~ 758 
398 5,385 

23'693 1-10-070 

12 236 11 95 717 

56,998 40Ö 421 

48 383 254 549. 
9<605 1:45 973 

166 149 1 096 746 

157 155 945 495 

9'.993 15,1 251 

10 469 9 290 

7 909 7 495 
2 559 1 795 
1 321 11 1 552 

6 155 6 494· 

1) Nur von Emittenten mit Sitz in Baden-Württemberg,'--- 2) Einschließlich Rostscheck-·und Post­
sp8rkassenämter. 
Quelle: Landeszentralbank Baden-Württemberg, DeutsC:he Bundesbank. 
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26 Soziale Sicherung 

Sozialbudget insgesamt 

58 

Einen Überblick über das vielfältige 
Netz der sozialen Sicherung gibt das 
Sozialbudget. Die Gesamtheit aller So­
zialausgaben nach dem Sozialbudget be­
trug 1979 in Baden-Württemberg 72,2 
Mrd. DM. Darin enthalten sind nicht nur 
die Leistungen auf bundesgesetzlicher 
Grundlage (Sozialbudget 1 = 58,6 Mrd. 
DM), sondern darüber hinaus 13,6 Mrd. 
DM des landesspezifischen Budgets (So­
zialbudget 11). Dies zeigt, daß auch das 
Land und die Gemeinden in beträcht· 
lichem Umfang an der Ausgestaltung der 
Sozialpolitik beteiligt sind. 

Insgesamt sind die Sozialleistungen seit 
1970 um knapp 150% angewachsen. 
Fast 30% des Budgets wurden 1979 
für die Versorgung von älte~en Men­
schen und Hinterbliebenen aufgewendet, 
31,5% für die Erhaltung und Wiederher­
stellung der Gesundheit. Dem Schutze 
der Familie kamen 9,1 Mrd.DM (13,5%) 
der. Sozialleistungen zugute, die Hälfte 
davon (4,7 Mrd. DM) wurde für Kinder 
aufgewendet. Faßt man aus allen Aufga­
benbereichen die Ausgaben für Nichter­
werbspersonen unter 25 Jahren zusam-

Nach Leistungsarten 

Baumaßnahmen - -

Einrichtungen Zuschusse fur lnves\1l1onen 

Innerer Dienst 

Maßnahmen 

Zusd1üss 

Sachleistungen 

men - also für Kinder und Jugendliche,. 

Schüler,Auszubildende und Studierende-, 
so ergab sich mit 17,9Mrd.DM ein An­
teil von 24,8% am gesamten Sozialbudget, 

Die Bedeutung des Sozialaufwands wird 
deutlich, wenn man die Sozialle.istungs­
quote betrachtet. Diese Beziehungszahl 
gibt an, wieviel Prozent des Sozialpro­
dukts umverteilt und in Form von sozia­
len Gütern und Diensten bereitgestellt 
wurden. Von 1970 bis 1975 stieg diese 
Quote von 27 ,3% auf 35,3%. 1 n den fol­
genden vier Jahren ging sie leicht auf 
32,8% (1979) zurück. 

Der Anstieg der Sozialleistungen be­
deutet aber nicht unbedingt auch eine 
reale Verbesserung der Leistungshöhe, 
vielmehr haben Preissteigerungen einen 
erheblichen Teil dieser zusätzlichen Lei­
stungen aufgezehrt. Bereinigt man die 
Leistungsentwicklung um die eingetre­
tene Inflation, so stiegen die Ausgaben 
im Laute der. 70er Jahre nur noch auf 
44,3 Mrd. DM (1979). Zwei Drittel des 
Leistungszuwachses im Sozialbereich 
waren demgemäß eine reine monetäre 

Nach Empfängergruppen 

Nichterwerbspersonen 
über 65 Jahre---, 

Nichterwerbspersonen 
ur,ter '25 Jahre 

7 

Ein kommensleislungen 
Erwerbspersonen 

Nichl­

crwerbspersonen 

25-65 Jahre 



Sozial leistu ngsq uoten 

Sozialbudget 

o, ,o 
15 

-
Gesundheit 

10 
J-.,--

1 1 ' - 1 
1 1 

' 
1 Alter und Hinterbhebene 

5 

0 
1970 

' 

1 

1 

71 

1 1 1 

1 

·Familie 

1 
1 

72 73 74 

Aufblähung, nur ein Drittel hat sich real 
in Leistungserweiterungen , niederge• 
schlagen. 

Die Finanzierung der Sozialleistungen 
erfolgt zu 52% durch Beiträge der Ver­
sicherten und der J:\rbeitgeber und zu 
47% durch Zuweisungen. Die Selbst­
finanzierungsquote der privaten Haus-

Funktionen 

Sozialbudge1 1 zusammen 
Familie " 
Gesundheit 
Beschäftigung 
Alter un_d Hinterbliebene 
Folgen politischer.Ereignisse 
Wohnen 
Sparförder1:1ng 
Allgemeine Lebenshilfen 

Sozialbudget II zusammen 

Sozialbudget in9Je$amt 

1 

1 

1 1 1 1 
-· ,~ 

Beschäftigung 

-1 
1 1 

75 76 77 78 79 

halte an den Sozialleistungen beläuft 
sich auf 20%. Dies darf jedoch nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß der Bür­
ger letztlich die gesamten Soziallei­
st'ungen bezahlen muß, nämlich als 
Steuerzahler gegebenenfalls über· er­
höhte Steuern und als Verbraucher 
über die Preise für Konsumwaren 
u'nd Dienstleistungen. 

·1 Bundes---Baden-WUrttemberg gebiet 
Einheit 

1970 1 1975 · I 1979 

Mill • .DM 23 734 46 381 58 548 425 090 
Mill. DM 4 756 7 353 9 065 60 149 
Mill.DM 7 463 15 581 20 325 142 476 
Mill.DM 458 3 056 2 516 22 399 
Mill.DM 8 232 15 315 21 085 163 328 
Mill.DM 732 1 018 1 141 8 628 
Mill.DM 940 1 145 1 403 9 374 
Miil.DM 1 006 2 679 2 7i9 16 447 
Mill.DM 147 234 294 2 288 

Mill.DM 5 541 10 629 13 648 

Mill.DM 29 275 57 010 72 196' 
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27 Öffentliche Finanzen 

60 

Finanzen des 
Landes 

Entsprechend dem Wachstum des Brut· 
toinlandsProdukts hat sich auch das 
Volumen der' öffentlichen Haushalte s~it 
der Bildung des Südweststaates auf fast 
das Vierzehnfache erweitert. Die Steuer­
zahlungen von Bevölkerung und Wirt­
schaft erhöhten sich seit 1952 ständig. 
Betrug das Steueraufkommen 1952 
noch 4„1_Mrd. DM·, so erreichte es 1980 
insgesamt 56,8 Mrd. DM. Je Einwohner 
war 1980 mit 6 150 DM fast das Zehn­
fache zu leisten wie 1952 mit 624 DM. 
1952 waren die Umsatzsteuer und die 
Einkommensteuer die ergiebigsten Steu­
erquellen, 1980 die Lohnsteuer. Die Be­
steuerung der Arbeitnehmereinkommen 
erbrachte 1952 12%, 1980 dagegen 
30% des gesamten Steueraufkommens: 

Der Landeshaushalt erreichte 1953-ei­
nen Umfang von 2,4 Mrd. DM, 1980da­
gegen von 32,0 Mrd. DM. Haupteinnah· 
mequellen sind nach wie vor die Steuer­
einnahmen; sie deckten 1953 rund 60% 
und 1980 etwa 66% des Haushalts· 
volumens. Die-vom Land erbrachten öf­
fentlichen Dienstleistungen sind perso­
nalintensiver als diejenigen der Gemein­
den. Somit waren in allen Jahren die 

DM je Einwohner 

3000~-----------~,' 
. I 

Ausgaben-, 

2000 1 -,---

Steuereinnahmen / 

Schuldenstand aus 
1000 Kreditmarktmi~~ln 

I .,,,..,,,.- / -­_,-
65 70 

I/ , 

I 

80 

Personalausgaben die gewichtigste Aus­
gabeart. Ihr Anteil an den Gesamtaus­
gaben stieg von rund 33% ( 1953) auf 
etwa 40%. Für Sachinvestitionen gab das 
Land nur 4% ( 1953) bzw. 4,5% ( 1980) 
seines Haushaltsvolumens aus. Einen 
Ausgabenschwerpunkt bildet der Schul­
und Hochschulbereich; 1953 wurden für 
8 ildungsaufgaben insgesamt 16,5% des 
Haushaltsvolumens aufgewendet, 1980 
sogar 26,5%. 

Die Einnahmen- und Ausgabenstruktur 
der. kommunalen Haushalte hat andere 
Gewichte. Die Steuer~innahmen errei­
chen als Finanzquelle •nicht die Bedeu­
tung wie beim Land; sie deckten ·1953fast 

30% der Gesamtausgaben, 1980 nur 
noch rund 24%. Seit Anfang der 60er 
Jahre lagen die Zuweisungen und Zu­
schüsse - vor'allem des Landes - an die 
Gemeinden über deren Steuereinnah­
men. 1n allen Jahren dominierten bei 
den Gemeinde'n die SachinVestitionen; 
1980 erreichten sie 25% des Haushalts­
volumens, die Perso'nalausgaben 15%. In 
den Aufgabengebieten· wurden mehrere 
Schwerpunkte gesetzt; im Vordergrund 
k0mmunaler Tätigkeit standen in den 
letzten_ drei Jahrzehnten die Ausgaben 
für Schulen, .für soziale Einrichtungen, 
für Gesundheitspflege, für Verkehr und 
für kommunale Einrichtungen mit in der 
Regel gleich hohen Beträgen. 

Die höheren Sachinvestitionen der Ge­
meinden hatten zur Folge, daß in den 
50er und 60er Jahren die Aufnahme von 
Schulden ~ls Einnahrnequ~lle bei ~en 
Gemeinden eine größere Bedeutung 
hatte .als beim Land. Seit 1975 nimmt 
nun das Land mehr Schu_lden auf als die 
Kommunen. 1977 hatte das ·Land -
erstmals sei~, 1953 - · et nen höheren 
Schuldenstand als die GE!meinden. E~de 
1980 betrug die Verschuldung des Lan-. 
des 20,4 Mrd. DM, die Verschuldung der 
Gemeinden 11,4 Mrd. DM, das sind 
2205 DM bzw. 1230 DM je Einwohner. 



Einnahmen,. 
B~den-Württemberg 1 Bu ndesgebiE!t Ausgaben, Personal Bezeichnung Einheit 

1952111 1960 1 1970 1 199021 

Steueraufkommen insgesamt Mill.DM 4 145.1 8 975,5 22 638:o 56 802,5 364 916,0 
darunter 
Lohnsteuer Mill.DM 499, 1 1 995,6 5 595,518 725,9 111 55_8,9 
Veranlagte Einkommensteuer Mill.DM 610,9 1 409.7 2 760,0 6 520,3 36 795,7 
K örperschaftsteu er Mill.DM 437,2 986,5 1 821".4 4 833;1 21 }22,5 
Steuer vom Umsatz Mill.DM 1 177;5 2 424,9 5 861 ,7 .13 710,4 52 850,5 
Gemeindesteuer Mill.DM 586,1 1 381,2 2 285;0 5 908,6 35491,2 
Gewerbesteuer nach Ertrag 
und Kapitel Mill.DM 377,7 1 094,0 1 765,3 4 830,3 _ 27960,2 

Steueraufkommen je Einwohner DM 624 1 173 2 516 6 150 5 928 
Einnahmen des Landes Mill.DM 2 337 4 639 10 939 32 000 216 043 

darunter 
Steuern Mill.DM 1 379 3 195 7 802 20656 129 385 
Gebühren Mill.DM 145 214 500 1 3,18 6 160 
Zuweisungen, Zuschüsse3) Mill.DM 279 573 1 326 4 050 35 172 
Schuldenaufnahme Mill.DM 29_5 189" 329 4 422 32 725 

Steuereinnahmen d. Landes je E inw. DM 181 389 871 2 237 
Einnahmen der Gemeinden (Gv) Mill.DM 2 198 4 274 11 203 30 964 180 627 

darunter 
Steuern Mill.DM 680 1 415 2810 8 473 47 450 
Gebühren Mill.DM 236 593 1 873 2 263 . 
Zuweisungen, Zuschüsse3) Mill.DM 531 1 067 3320 10 102 60 808 
Schuldenaufnahme Mill.DM 206 261 848 1 643 10 782 

Ausgaben des Landes Mill.DM 2 361 4 372 11 233 31 999 217 010 
darunter für 
Schulen % 12,0 11,8 14,Y 16,0 15,6 
Wissenschaft. Forschung % 4,5 7,5 12,7 10,5 8.9 
Soziale Sicherung % 10,5 9,0 5, 1 5.8 9,1 
Verkehr, Nachrichten % 3,5 5,2 5,1 5,3 5,4 

Ausgaben des Landes je Einwohner DM 349 572 1 2,49 3 465 

Ausgaben der Gemeinden (Gv) Mill.DM 2 182 4 234 11 525 31 098 182 538 
darunter für 
Schulen % 13,1 14,1 12,0 8,4 12,5 
Soziale Sicherung % 11,8 10.9 12,3 12,7 19.7 
Ge.su ndheitspf lege % 8,9- 10,0 11,7 5,9 
Kommunale Einrichtungen % 10,3 

Ausgaben der Gemeinden (Gv) 
13,2 14,4 12,2 14,0 

je Einwohner DM 322 553 1 281 3 367 

La'ldesbedienstete Anzahl 97 931117095 165 835 213.985 1 570 700 
darunter 
Bildungswesen 
Öffentliche Sicherheit und 

% 36,1 39,7 50,6 51,9 45,4 

Ordnung % 8,0 10,2 8,4 11,841 13,0 

Kommunalbedienstete Anzahl 86 388 107 149 126 101 155 383 920 200 
darunter 
Soziale Angelegenheiten, 
Gesundheitswesen % 13,0 23,3 44,~ 36,5 
Kommunale Einrichtungen % 10,8 9,9 9,3 
Wirtschaftliche Unternehmen % 26,7 23,1 13,2 8, 1 7,4 

1) Haushalte des Landes und der Gemeinden {Gv.) 1953. - 2) Teilweise geschätzt. - 3) Für 
laufende Zwecke und Investitionen. - 4) Einschließlich.ehemals kommunaler Polizei. 
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28 Regionaldaten 

Kreis 
Gemarkungs- Darunter 

Lfd. Aegi'on 
fläche •siedlu.ngs-

J..1.1981 fläche 
N, Regierungsbezirk insgesamt 

Land 

ha % 1000 , 

Stadtkreis 
Stuttgart, Landeshauptstadt 20 714 46 581 

Landkreise 
2 Böblingen 61 793 1.7 306 

3 Esslingen 64.164 18 460 

4 Göppingen 64 236 12 231 

5 Ludwigsburg 68 721 17 436 

6 Rems-Murr-Kreis 85 826 13 356 
7 Region Mittlerer Neckar 365 454 · 17 2 369 

Stadtkreis 
8 Heilbronn 9986 29 112 

Landkreise 
9 Heilbronn 109 960 12 245 

10 Hohenlohekreis 77 668 8 84 

11 Schwäbisch Hall 148 389 8 151 

12 Main-Tauber-Kreis 130 457 9 121 

13 Region Franken 476 460 10 712 

Landkreise 
14 Heidenheim 62 720 9 124 

15 Ostalbkre~s 151 154 9 276' 

16 Region Ostwürttemberg 213 874 ·9 400 
17 Regierungsbezirk Stuttgart 1 055 788 12 3 482 

Stadtkreise 
18 Baden-Baden 14 021 13 49 

19 Karlsruhe 17 346 39 272 

Landkreise 
20 Karlsruhe 108. 487 14 359 

21 Rastatt 73 883 12 189 

22 Region Mittlerer Oberrhein 213 737 ' 15 869 

Stadtkreise 
23 Heid~lberg 10 883 27 133 

24 Mannheim 14 495 52 304 

Landkreise 

25 Neck ar-Odenwa ld-K reis 112 63.3 8 130 

26 Rhein-Neckar-Kreis 106 210 15 463 ' 
27 Region Unterer Neckar 244 221 15 1 030 

Stadtkreis 
28 Pforzheim 9 779 27 107 

Landkreise 
29 Calw 79754 9 132 

30 Enzkreis 57 402 11 162 

31 Freudenstadt 87 067 7 100 

32 Region Nordschwarzwald 234 002 10 501 

33 RetJierungsbezirk Karlsruhe 691.960 13 2 400 

1) Betriebe von Unternehmen mit im allgemeinen 20 Beschäftigten und rnehr. 
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Versicheru ngspf I icht ig 
Verarbeitendes Gewerbe- 1980 1) Bruttoinlandsprodukt Wohnbevölkerung am 1.1-1981 Beschäftigte am 

1978 ., 30.6.1980 
Löhne .. 

Ud unter 15 \ über 65 \ Zunahme \ .. je 
Jahre. Jahre 90:]en 1950 Auslander insgesamt Auslände~ Betriebe Beschäftigte und insgesamt 

EinWohner N, .Gehälter 

% 1000 % Anzahl 1000 Mill.DM Mi11:,0M DM 

14 17 17 18 363 19 406 133 5 526 24 608 120 

20 11 139 14 127 22 265 74 2 970 7 446 25 180 ·2 
19 13 80 13 166 22· 539 89 3 138 9'521 20 990 '3 
19 15 35 12 82 .16 297 44 1 411 4 609 20 310 4 
19 12 84 14 140 21 457 64 2 2i8 7 931 18 590 5 
19 · 13 76 11 109 19 397 55 1-849 6 368 18 150 6 
18 14 59 14 988 20 2 361 458 17 112 60 483 25 870 7 

17 16. 53 14 '60 11 
, 

127 22 725 3 478 31 200 8 

20 14 ·42 9 65 15 267 33 1 060 3589 180 9 
?1 14 14 6 28 9 12i 14 418 1 534 18 490 1•0 

16 15 5 47 8 202 17 474; 2 741 18 180 11 
20 16 -3 4 38 5 163 15 "424 2 255 18 500 12 
20 15 24 8 238 10 880 101 3 101 13 597 19 330 13 

20 15 35 9 46 12 127 26 848 2 602 21 050 14 
· 21 14 30 7 95 10 316 49 1 591 5'177 19 030 15„ 

14 31 8 141 11 443 75 2 439 7 779 19 660 16 
19 14 47 12· 1 366 17 3 684 634 22 652 81 858 23 820 17 

14 23 5 7 24 12 56 4 116 l 465 29 760 18 
14 , 17 26 9 143 10 229 40 1 389 10 502 38 260 19 

13 48 8 100 13 323 47 1 461 5 42:9 15 420 20 , 19 14 47 7 64 14 182 33 ·1 151 3 470 18 450 21 
'17 15 37 8 331 12 790 123 4 117 20 865 24 160 22 

12 16 8 9 66. 10 86 15 546 3 581 27 810 23 
14 16 24 15 179 12 224 75 3004 .11 587 38 140 24 

15 14 5 37 7 159 16 443 2 098 16 200 25 
18 13 55 8 117 13 374 56 ,- 794 6 690 14 770 a; 
16 15 32 10 398 12 843 161 5 787 23 955 ·23 600 Zl 

17 61 13 60 13 272 26 823 3 310 31 020 28 

19 15 61 ·12 37 16 158 13 379 2 121 16,580 .29 
20 13 58 10 43 19 249 23 699 2 248 14 260 :IJ 
20 16 34 7 32 11 167 12 369 1 731 17 750 31 
19 54 11 ·173 15 846 73 2 269 9410 19 210 32 
17 15 9 902 12 2 479 358 173' 54 230 22900 33 
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Kreis Gemarkungs- Darunter 

Lfd. Region fläche Siedlungs-

Nr. Regierungsbezirk 1.1.198i fläche 

Land 

ha % 

' 
Stadtkreis 

34 Freiburg,Jm Breisgau 15 305 28 
Landkreise 

35 B rei sga u -H ochse hwarzwald 137 834 8 
36 Emmendingen 67 994 9 
37 Ortenaukreis 186 056 10 
38 R~ion Südlicher OberrhE!in 407 189 10 

Landkreise 
39 Rottw_eil 76 946 9 

1 40 Schwarzwald-Baar-K reis 102 525 9 
41 Tuttlingen '73 440 9 

42 Region Schwarzwa[d-Baar-H Eiu berg 252 91,1 9 

Landkreise 

43 Konstanz 81 808 12 
44 Lörrach. 80 680 10 

45 Waldshut 113 113 7 
46. Region. Hochrhein-Bodensee 275 601 9 
47 Reg_ierungsbezirk Freiburg 935 701 9 

Landkreise 
48 Reutlingen 109 405 10 

49 Tübingen 51 910 12 
50 Zö l lernalbkreis 91 773 10 
51 Region Neckar-Alb 253 088 11 

Stadtkreis 

52 Ulm 11 873 36 
Landkreise 

53 · Älb-Donau-Kr!3is 135 728 8 
54 Biberach 140 986 8 
55 Region Donau-lller 2f 288 587 9. 

Lanäkreise 
56 Bodenseekreis 66 448 12 
57 Ravensburg 163 164 7 
58 Sigmaringen 120 434 9 
59 Region Bodensee-Oberschwaben 350 046 9 

'M Regierungsbezirk Tübirl9en 891 721 9 

61 Baden-Württemberg 3 575 170 11 

1_) Betriebe von Unternehmen mit'im allgemeinen 20 BeSChäftigten und mehr. 

2) Soweit La_nd Baden-Württemberg. 

in9,;1esamt 

: 1000 

175 

260 
132 
355 
862 

128 
200 
111 
438 

230 
191 
144 
565 

1 865 

238 
173 
173 
584 

101 

160 
152 
413 

170 
231 
l14 
515 

1 511 
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Versicheru ngspf I icht ig 
Verarbeitendes Gewerbe 1980 1) 

Bruttoinlandsprodukt 
Wohnbevölkerung am 1.1.1981 Beschäftigte am 

1978 30.6 1980 

unter 15 l über 65 l Zunahme r .. Löhne 
je 

Lfd. 
ingJesamt Ausländer Betriebe Beschäftigte und insgesamt Jahre Jahre gegen 1950 Auslander Gehälter Einwohner Ne 

% 1000 % Anzahl 1000 Mill.DM Mill.DM DM 

14 16 50 8 82 9 107 15 554 5 115 29 440 34 

20 13 66 5 46 13 152 14 401 2 657 13 780 35 
20 14 47 5 33 8 134 15 410 2 112 16 300 36 
20 14 34 5 123 10 460 51 1 559 7 226 20 440 37 
19 14 46 6 285 10 853 95 2 923 17 110 20 140 38 

21 16 25 7 45 11 208 24 736 2 376 18 670 39 
19 14 56 12 80 16 293 41 1 316 4146 21 010 40 
20 15 45 10 41 13 240 21 616 2 115 19 200 41 
20 15 43 10 167 14 741 87 2668 8 637 19 860 42 

17 15 56 11 76 15 187 32 1 056 4 335 19 030 43 
19 14 45 9 63 14 193 28 920 3 483 18 340 44 
20 15 40 9 43 15 171 20 615 2 501 17 680 45 
19 15 48 10 183 14 551 79 2 591 10 318 18 460 46 
19 15 46 8 635 12 2 145 261 8 182 36 065 19 560 47 

19 14 54 11 89 15 382 42 1 316 4 830 20 640 48 
18 12 67 10 51 15 203 17 502 2 750 16 470 49 
20 14 39 9 72 12 501 39 1 085 3 429 19 910 50 
19 14 52 10 212 14 1 086 98 2 904 11 008 19 210 51 

17 16 31 13 76 14 117 35 1 245 4 349 44 130 52 

22 13 40 9 34 15 192 16 449 1 993 12 660 53 
22 14 31 5 47 7 173 22 716 2 970 19 860 54 
21 14 34 9 157 12 482 72 2 410 9 312 22 960 55 

20 15 80 10 57 15 114 27 1 028 3 106 18 810 56 
21 14 38 7 73 10 233 28 878 4 171 18 400 57 
22 13 35 7 36 11 190 16 447 2 120 18 890 58 
21 14 49 8 166 12 537 70 2 354 9 397 18 640 59 
20 14 46 9 535 13 2105 240 7 668 29 717 20 040 60 

19 14 44 10 3 438 14 10 413 1 493 50 675 201 871 22 110 61 
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29 Das Land im Bund Baden-
Bezeichnung Einheit Bundesgebiet Württemberg 

Gebiet, Bevölkerung 1980 

Fläche 1000 km2 248,7 35,8 
Kreisfrele Städte Anzahl 91 9 
Landkreise Anzahl 237 35 
Gemeinden Anzahl 8 501 1 111 
Wohnbevölkerung 1000 61 658 9 259 
darunter Ausländer 1000 4453 913 

Eheschließungen 0JOoll 5,9 5,7 
Lebendgeborene 0JOoll 10,1 10,8 
Gestorbene 0JOol) 11,6 10,0 
Geburtenüberschuß/-def izit (-) 0JOoll -1,5 0,8 
Wanderungsgev-.Jinn/-verlust (-) 1000 311,9 61,6 
BevölkerungSzu/-abnahme (-) 
1952/1980 1000 10 931,9 2 789,8 

Schüler und Studierende 1980 

Grund- und Hauptschulen } Schüler je 21,6 20,7 
Realschulen Lehrer2) 21,5 20,6 
Gymnasien 17,4 17 ,1 

Schulabgänger 1979 
je 10 00031 mit Hochschulreife 309 283 

mit Realschulabschluß je 1000031 602 572 
Studierende an Universitäten und 
Pädagogischen Hochschulen je 10004)· 125 112 

ErwerbslebenNJirtschaft 1980 
Erwerbstätige 1000 26 874,0 4 251,1 

darunter 
Land- und Forstwirtschaft % 5,3 4,9 
Produzierendes Gewerbe % 45,3 51,8 
Handel und Verkehr % 17,6 14,3 

Arbeitslosenquote JD 1981 % 5,5 3,3 

landwirtschaftliche Betriebe 1000 795,3 138,2 
Landwirtschaft! iche Arbeitskräfte 1000 1 592,3 329,1 
Verarbeit. Gewerbe Betriebe 1000 48,8 10,4 

Beschäftigte 1000 7 660 1 493 
Gesamtumsatz Mrd. DM 1 196,5 207,9 
Auslandsumsatz Mrd. DM 290,5 53, 1 

Bruttoinlandsprodukt je Einwohner 1000 DM 24,2 25,4 

Wahlen 

Wahlen zu den Landtagen Tag 16.3.80 
Stimmenanteile CDU 6) % 53,4 

SPD % 32,5 
F.D.P, % 8,3 
Grüne7) % 5,3 

Bundestagswahl (5.10.1980) 
Zweitstimmen- cDu61 % 44,5 48,5 
anteil SPD % 42,9 37,2 

F.D.P. % 10,6 12,0 
Grüne 7) % 1,5 1,8 

1) Der Bevölkerung. - 2) N ichtvol lbeschäftigte Lehrer wurden entsprechend ihrem Stundenanteil 
Jahren .. 5) Vorläufige Ergebnisse.-- 6) In Bayern CSU.- 7) Einschließlich entsprechender poli-
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Nieder- Nordrhein• Rheinland-
Saarland Schleswig-

Berlin (W) Bremen Hamburg Bayern Hessen sachsen Westfalen Pfalz , Holstein 

70,5 21, 1 47,4 34,1 19,8 2,6 15,7. 0,5 0,4 0,8 
25 5 9 23 12 4 1 2 1 
71 21 38 31 24 6 11 

2 049 427 1 029 396 2303 50 1 132 1 2 1 
10 928 5 601 7 256 17 056 3 642 1 066 2611 1896 694 1 645 

683 499 285 1 378 163 44 87 211 48 143 
6,1 5,4 5,6 5;1 6,4 7,1. 5,0 6,2 5,4 5,4 

10,5 9,7 9,9 9,9 10,2 9,8 9,4 9,7 8.5 8,2 
11,2 11,4 11,7 11,4 11,9 12,2 12,0 18.2 12;5 14,3 

-0,8 - 1,6 -1,8 -1,5 -1,7 - 2.4 -2,6 -8,5 -4,0 -6.1 
65,5 34,0 35,5 66,5 15,6 0,3 .19,0 10,2 1,5 2,2 

,, 828,5 1 287,4 601,0 3 692,2 599,9 109,8 141,9 -276,1 126,9 30,8 

21,2 24,5 22,5 21,7 20,1 20,3 24,6 18,0 19,3 23,7 
21,1 23,3 20,0 23,0 22,9 19,6 22,2 17.9 20,3 19,2 
16,8 19,0 16,9 17,9 18,6 n:.3 17,7 14,1 14,8 16,0 

260 382 254 375 274 361 249 188 456 298 496 742 778 551 566 492 608 729 • 739 761 

99 123 98 144 83 111 67 408 99 252 

5 174.7 2 446, 1 3 063,9 6 948,4 1 571,5 406,4 1 127,9 842,6 292,5 748,9 

10,1 4, 1 7,7 2,8 6,3 (1,6) 6,5 (0,9) (.) (1,3) 
45,1 45,4 40,8 48,4 43.~ 51, 1 '34,0 35,0 34,4 31,7 
16,5 17,4 18,8 18,1 17,1 16,2 19,5 17,4 29.1 28,5 
5,1 '4,3 6,8 6,4 5,4 8,1 6.4 5,8' 7,2 5,Ö 

267,7 53;2 124,6 100,3 63,0 5,3 33,0 0,1 0,5 1,4 
334.5 152,3 272,0 222,4 145,1 10,1 126,6 

10,0 4,1 4.8 11,7 2,9 0,6 1,7 1,2. 0.4 1,0· 
1 386 673 718 2215 397 155 183 182 90 168 
183,2 92,3 120,1 355.5 71,9 22,3 31, 1 22,5 19,1 70,7 
47,2 24,4 31,6 86,) 21,8 6,9 5,0 2,8 3,6 7,3 
23,0 25,4 20,9 24,0 21.9 21 ,7 20,4 27,8. 32,2 42,9 

15.10. 78 8.10,78 21.3.8251 · 11.5.80 18,3. 79 27.4.B0 29.4.79 10,5,81 7. 10.79 4.6,78 
59,1 46,0 50,7 43,2 50,1 44,0 48,3 48,0 31,9 3i.6 
3i.4 44,3 36,5 48,4. 42,3 45,4 41,7 38,3 49,4 51,5 

6;2 6,6 5,9 4,9 6.4 6,9 5,7 M 10;8 4,8 
1,8 2,0 6,5 3,0 2,9 . 2,4 0,3 6,5 4,5 

, 
57,6 40,6 39,8 40,6 45,6 42,3 38,9 28,8 31,2 
32.7 46.4 46;9 46,8 42.8 48,3 46,7 · 52,5 51,7 

7,8 10,6 11;3 10,9 9,8 7,8 12.7 15,1 14, 1 
1,3 1;8 1,6 1,2 1.4 1,1 1,4 2,7 2,3 

in vollbeschäftigte Lehrer umgerechnet.- 3) Der-Bevölkerung im Alter von 15 biS uriter 22 J~hre.- 4) ·ber Bevölkerung im Alter von 10:bis unter 25 
tischer Gruppierungen. 
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zur zukünftigen 
Bevölkerungsentwick_lung 

Wohnbevölkerung, 
Erwerbspersonen 

Grundtendenzen der künftigen Entwick­
lung können sichtbar gemacht werden 
durch Modellrechnungen, die beispiels­
weise die künftige Entwicklung.von Zahl 
und- Struktur der Bevölkerung, der Er­
werbspersonen und Haushalte aufzei­
gen. Diese Modellrechnungen bedürfen 
indes steter ·Überprüfung, denn bei aller 
Beständigkeit in demographischen, Pro­
zessen führen doch Verärlderungen ins­
b~sondere in Fruchtbafkeit und Wande­
rungen zu Abwei~tiungen. 
Das Statistische L_andesamt hat zu letzt· 

_ ,1981 eine Modellrechnung zur Entwick­
lung der Bevölkerung erstellt. Für die be· 
sonders schwer zu prognostizierende 
wa-nderung ~urden 9r~i Modell€! (Wande­
·rungsgewinn Null,-jährlicher Wanderungs­
gewinn 15 000 und jährlicher Wande· 
rungsverlust 15 000 Personen) durchge­
rechnet, Fruchtbarkeit und Sterblich-

keit wurden nach dem Stand von 1980 
berücksichtigt. Unter der Annahme, daß 
kein Wanderungsverlust auftritt, dürfte 
die Gesamtbevölkerung noch bis etwa 
1995 leicht ansteigen. Dieser Anstieg 
geht indes nur auf die Zahl der Auslän­
der zurück; die Zahl der Deutschen ist 
auch bereits zwischen 1980 und 1995 
rückläufig. Ab 1995 wird der inzwischen 
eingetretene Geburtenrückgang wegen 
der ~ann auch rückläufigen J?ihrgänge 
der Müttergeneration voll wirksam wer­
den und dazu führen, daß die Gesamtbe· 
völkerungszahl abriimmt. Je nach Wan­
derungsannahme dürfte im Jahr 2015 
die Gesamtbevölkeru_ngszahl um 2 bis 

· 13% unter der heutigen liegen. Aller­
dings wird dann jeder sechste Einwoh­
nE!r Baden-Württembergs - unter Fort· 
rechnung der jetzigen Staatsangehörig­
keiten -· ein Ausländer sein. 

Jährlicher Wanderungssaldo 

Modell 1: O Personen ,Modell 2: Modell 3: 

Jahr 
1 · Ausländer 

1 

+ 15 000 - 15 000 
Deutsche . zusammen Personen Personen 

1000 Personen 

Wohnbevölkerung 

1980 8 3)7 873 9190 9 190 9 i"90 
1985 8 271 952 9 223 9 280 9 147 
1990 8 219 1 032 9 251 9 367 9 094 
1995 8137 1 112 9 249 9 427 9 008 
2000 7 974 1 194 9 168 9 412 8 841 
2005 7 729 1 274 9003 9 317 8 589 
2010· 7 441 1 349 8 790 9 177 8 289 
2015 7 141 1 418 8 559 9 020 7 973 

Erwerbspersonen 

1980 3821 524 4 345 4 345 4 345 
. 1985 3·979 565 4 544 4 589 4498 

1990 3 962 614 4 576 4 669 4 483 
1995 3 818 658 4 476 4 617 4 333 
2000 3655 690 4,345 4 521 4 153 

2005" 3 528 717 4 245 4 454 4 004 
2010 3439 755 4 194 4 430 3 905 
2015 3 283 799 4 082 4 341 3 751 



Bevölkerungsentwicklung 

Private Haushalte 

10 Mill. ~---,,---,----,--.-, 

8 

1960 70 80 90 10 15 

1 n der Altersgliederung der Gesamtbe­
völkerung sind einschneidende Verände­
rungen zu erwarten. Nach Modell I wird 
die Zahl der älteren Menschen (65 Jahre 
und älter) bis 2015 um ein Fünftel zuneh­
men, während die Zahl der unter 15jäh­
rigen bis dahin um na_hezu ein Drittel_ ge­
ringer als•heute sein wird. Der Anteil der 
älteren Menschen wird dann ·von heute 
14% auf 19% steigen, während der An­
teil der unter ·15jährige·n von rund 18% 
auf knapp 14% zurückgehen wird. 

Es ist bemerkenswert, daß die Zahl der 
Haushalte wesentlich st.ärker ansteigt -
bis ··zum Jahr 2000 um 12% - und dann 
schwächer zurückgeht als die Bevölke­
rungszahl. Dies hängt damit zusammen, 
daß die Haushalte immer kleiner wer­
den. Aus dieser ~ntwicklung der Zahl 

der Haushalte ist unter anderem ·z_u er­

war"ten, daß die Nachfrage nach Woh­
nungeii in den nächsten Jahren noch 
weiter zunehmen dürfte. 

Aus voraussichtlicher Altersstruktur und 
den jetzt sichtbaren Tendeni-en der Er'­
werbsbeteiligung läßt sich errechnen.daß 
die Zahl der Erwe~bspersonen bis Ende 
der 80er"Jahre zunimmt, 1990 könnte -
je nach Wanderungsannahme- ihre Zahl 
um 3 bis 8% über dem jetzigen Stand lie­
gen. Erst nach 1990 wird mit dem all­
mählichen Aufrücken der schwächer be-

- ,setzten Jahrgänge auch die Erwerbsper­
sonenzahl zürückgehen. Soweit dü_rften 
sich die heutigen Art;,eitsmafktpn?bleme 

· in ·den nächsten Jahren noch fortsetzen, 
wenn· nicht gar verstärken, spät~r jedoch 
eher. wieder umkehren. Wichtigste Kom­
ponente für die Entwicklung der Zahl der 
angebotenen Arbeitsplätze ist das Wirt­
schaftswachstum, das durch eine Vielzahl 
von Rahmenbedingungen mitbestimmt 
wird; so ist außer in der Ausbreitung 
neuer Technologien vor allem auch in 
den Beziehungen zu anderen Volkswirt­
schaften ein wesentlicher Einflußfaktor 

, zu sehen. Hierzu geh<;irt der Wandel in 
der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung 
und die auch in Zukunft nicht auszu­
schließende ·Verteuerung und Verknap­
pung von.Energien und Rohstoffen. 

Gesamtbevölkerung {Modell 1) Deutsche 
Bevölkerung 

Jahr Haushalte Haushaltsvorstände 
Haushalte 

insgesam~ 
1 

' insgesamt 
' 

Männlich Weiblich 

1000 
' 

1980- 3 643 2 686 957 3309 
1985 3810 2 815 995 3 455 
1990 3 978 2 955 1 024 3 590 
1995 4 073 3 053 1 020 3 665 
2000 4 091 3 080 1 011 3 628 
2005 4 082 3 061 1 021 3 582 
2010 4 059 3029. 1 030 .3526 
2015 4 006 . 2 990 1 016 3 447 
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Satz und Grafik: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 
Herstellung: W. Kohlhammer Druckerei GmbH+ Co. Stuttgart 
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